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TAGESORDNUNG

Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der
Beschlußfähigkeit und Bekanntgabe der Protokollprüfer

Behandlung von allfälligen Anfragen

Mitteilungen des Bürgermeisters

Kenntnisnahme von Beschlüssen dea Stadtsenates gem. § 51 Abs. 3 StS

Verhandlungs gegenst ände

Aktuelle Stunde

Beschlüsse des Stadtsenates:

Wi - 219/82 IK

ÖAG - 5835/82

GHJ 1 - 5737/82

Wa - 5856/65

Ge - U87i+/82

En - 5326/82

En - 535V82

En - 1570/71
FW - 2U56/72

FW - U9i+6/82

Arch - I1O67/82

Ha - i|.513/80

K - 5209/81
GHJ 2 - 5937/82

GHJ 2 - 5963/82

GHJ 1 - 6003/82

GHJ 2 - 312/82

ulturzeitschrift "Oberösterreich"; Einschaltung
einer Werbeanzeige im Heft 1+/82.
Hotel Nagl - Dienstwohnung Ctvrtnik; Installations
arbeiten.

Stadttheater Volksstraße 5; Erneuerung der Holz
konstruktion beim Orchestergraben und Ankauf von
Notenpulten.
Versickeruing Stadtgutteich; Ausarbeitung eines
Gutachtens von Dipl.-Ing. Flögl; Restzahlung.
Monika Kastner, Cafe im Standort Steyr, Pfarr
gasse 18; KL eingewerb e för derung.
Straßenbeleuchtung Parkplatz und Zugang zum Allg.
Öffentl. Landeskrankenhaus Steyr;Elektromaterial-
ankauf.

Errichtung der öffentlichen Straßenbeleuchtiing
bei der Eisenbahnunterführung der Neuschönauer
Hauptstraße beim Isabellenhof; Elektromaterial-
ankauf.

Resthof II/D; Beleuchtung der Zugangswege.
Katastrophenhilfsdienst - Atemschutzfahrzeug;
Unterbringung.
Erneuerung des Hydranten im Kreisgerichts-Gefan-
genenhaus Steyr.
Ankauf der Forschungsergebnisse über Steyrdort -
Wehrgraben von AR. Helmut Begsteiger.
Prof. Ferdinand Kastner; Film über Michael Blümel-
huber; finanzieller Zuschuß.
Alfred Kaulich; Kunstkatalog; Druckkostenbeitrag.
VS Wehrgrabengasse 22; Erneuerung der Hofausgangs-
türen.

Austausch eines Zentralheiziuigskessels samt Öl-
brenner in der Plenklbergschule.
Ankauf eines. Schneeräumschildes samt Zubehörtei

len für Hakotrak IL00 der Stadtgärtnerei (Winter
dienst ).
Schaden im Bühnenbereich des Stadttheaters Steyr,

Volksstraße 5; Behebung.
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Wa - 511^/81

Ha - 5678/80

Bau 3 - I2I+O/8I
GHJ 1 - 50itl/82

SH - 5100/82
Ha - 6022/82

Fers - 922/82

Sanierung Annawehr; Hachtragsanbot Nr. 1; Antrag
auf Vergabe; Ergänzung des GH-Beschlusses vom
1. U. 1982.
Gewährung eines Gemeindedarlehens an den GWG-Mie-
ter Walter Moser, Bergerweg 6/21, für den Grund
kostenbeitrag .
Steiner Straße; weitere Regulierung.
Erneuerung der Telefonanlage im Amtsgebäude
Redtenbachergasse 3.
Weihnachtsaktion I982 für Sozialhilfebezieher.
Verein "Ferienheim der OÖ. Gemeindebediensteten";
Gewährung einer Subvention zur Führung des Ferien
heimes in Bad Aussee.

Personalvertretung beim Magistrat Steyr; Gewährung
eines Därlehens zur Aufstockung der Darlehenskasse.

V erhandlunss anstände :

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

1) Präs - 798/82 RettungsVerdienstmedaille der Stadt Steyr;. Ver
leihung 1982 an Mitglieder des Österr. Roten
Kreuzes.

2) VerkR - 1+89/76 LiWeSt I - Änderung des Gesellschaftsvertrages,

BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ;

3) Pers - 760/82 Verbesserung der Beförderungsrichtlinien.

4) Pers - 597/82 DienstaltersZulage; Änderung.

5) Sport - 3671/70
SchuVI-l+756/70

Ausbau der Höheren Technischen Bundeslehranstalt

in Steyr; Sicherung der Ausbaumöglichkeiten; Auf
hebung des Gemeinderatsbeschlusses vom 30.11.1972,
Sport - 3671/70.

BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER KARL FRITSCH:

6) Gas - 15/82 Benennung einer Aufschließungsstraße auf der
Gfl. II+/3, KG Hinterberg, in "Messererstraße".

7) Gas - 15/82 Benennung eines Straßenzuges im Bereich Berger
weg/Bahndammstraße in "Ing. Karl Jenschke-Straße".

8) K - 17/82 Fassadenaktion I982 - III. Abschnitt.

9) Bau 5 - 2531/82
Bau 5 - 2762/82
Bau 5 - 5371/82
Bau 5 - 300

Erneuerung der Dacheindeckungen an den Objekten
Gleinker Gasse 10, Berggasse 24 (Promenade),
Sierninger Straße 48 und Michaelerplatz l4 mit
Biberschwanzziegelmaterial.

BERICHTERSTATTER STADTRAT INGRID EHRENHUBER:

10) gHJ 2 - 5098/82 Lieferung und Einbau einer Rauchgasbrandmelde
anlage für das Zentralaltersheim.
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BERICHTERSTATTER STADTRAT

1 1) Bau 6 - 1781/76

12) Ha - 2388/76

13) ÖAG - 2323/80

KARL FEUERHUBER;

HauptSammler A/1. Teil - Lauberleiten und Pump
werk A; Erd- und BaumeisterarBeiten; Überschrei
tung der Auftragssumme.

Reinhaltungsverband Steyr und Umgebung; BA 02 und
BA 03 - Förderung durch das Land Oberösterreich;
Haftungsübernahme.

Ankauf der Grundparzellen 1576/1 und 1575/3 KG
Föhrenschacherl, von Josef Krenn, Steyr, Wein-
zierlstraße 5«

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER;

14) ÖAG - 6216/76
Stadtwerke

15) ÖAG - U188/82
Stadtwerke

Erdgasliefervertrat - vertragliche Preisvereinba
rung für 1983; Anhebung der Bereitstellungsmenge
ab.1. 10. 1982.

Stadtwerke Steyr; Jahresbilanz I98I.

TtFRICHTERSTATTER STADTRAT MAHFRED WALLHER:

16) Bau 3 - 6690/81

BERICHTERSTATTER STADTRAT

17) Gern X - I616/76

18) Bau 3 - 5993/80
Bau 6 - 3099/82

19) Bau 6 - 5886/82

20) Ha - 5968/82

21) Ha - 3600/81

Hangsanierung Lauberleiten; Baükostenüber
schreitung.

-LEOPOLD WIPPERSBERGER;

Lustbarkeitsabgabeordnung 1982; Neufassung.

Straßen- und Kanalbau für die Unterführung Neu
schönauer Hauptstraße beim Isabellenhof.

Anna Zelenka-Straße; Übernahme der Grundstücke
UÜ6/2 und hh3/k in das öffentliche Gut; Refundie-
rung der Aufschließungskosten.

ATSV Stein; Gewährung einer außerordentlichen
Sbvention zixr Sanierung des Sportplatzgebäudes.

NachtragsVoranschlag 198I.
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Meine sehr geschätzten Damen und Herren des Gemeinderates, meine Herren der
Presse und der Beamtenschaft, vor allem liebe Gäste!
Vor Eingang in die ordentliche Tagesordnung unserer heutigenGemeinderatsitzung
möchte ich die Gelegenheit ergreifen, einige Besucher unter uns wi l lkommen zu
heißen, die aus ganz besonderem Grund heute bei dieser Sitzung anwesend sind.
Ich darf besonders herzlich Herrn Generaldirektor der Bank für Arbeit und Wirt
schaft, Kommerzialrat Flöttl, unter uns begrüßen. Ich begrüße Dich sehr herzlich.

Applaus

Ich heiße in weiterer Folge in Begleitung des Herrn Generaldirektors Herrn
Oberprokurist Dr. Gruber wi l lkommen.

Applaus

Den Ihnen allen bekannten Disponenten und örtlichen Direktor der Filiale
Herrn Obergruber,

Applaus

und Herrn Prof. Kies mit seiner Tochter.

Applaus

Warum die Gäste hier sind, haben Sie sicher schon erkannt, denn hinter mir hängt
etwas an der Wand, was vorläufig noch verdeckt ist und heute in Form einer Ent
hüllung präsentiert wird. Ich darf darauf zurückkommen,: daß anläßlich der Er
öffnung der BAWAG-Filiale in Steyr , im Meditzhaus, im April 1980, im Jubiläums
jahr, ein Gespräch zwischen Herrn Generaldirektor Flöttl und mir stattgefunden
hat, wobei ich namens der Stadt die Bitte aussprach, ob nicht eine so renommierte
Bank, die weit über die Grenzen Österreichs hinaus bekannt ist und wirtschaftlich
verbunden ist, zum Jubiläum eine Stiftung geben könnte. Sie wissen ja, daß die Wie
ner Städtische Versicherung im Festsaal sich mit einem Gobelin verewigt hat. Auf
die Frage, was wir uns dabei vorstellen, vertraten wir die Meinung, wir möchten
für den Gemeinderatsaal ein Bild, das die Stadt Steyr in irgend einer Form reprä
sentiert. Herr Generaldirektor Flöttl hat diese Bitte unverzüglich aufgegriffen
und hat Herrn Prof. Kies mit der Fertigstellung eines Bildes betraut.
Herr Generaldirektor, ich möchte nicht über die Kosten sprechen, obwohl der Be
trag,gemessen an den Möglichkeiten der Bank für Arbeit und Wirtschaft sicher
nicht ins Gewicht fäl lt, aber für uns die Anschaffung durch einen Beschluß des Ge
meinderates sehr wohl eine sehr große Ausgabe gewesen wäre, gemessen an unse
ren finanziellen Möglichkeiten und Grenzen. Ich freue mich deswegen so sehr, weil
dadurch wieder bewiesen ist, daß die BAWAG, die bekanntlich in Wien oftmals durch
Ausstellungen und Galerien auch kulturel l glänzt, den Künstlern auf Wiener Boden
immer wieder eine Chance bietet, sich zu offerieren und zu präsentieren und daß die
BAWAG auch über Wien hinausgegangen ist und der Stadt Steyr in der Form eine Re
ferenz erweist, daß sie diese Stiftung gewährt hat. Herr Generaldirektor, ich danke
Dir sehr herzlich für diese Einstellung, wir wissen Sie zu würdigen. Ich darf auch
darauf verweisen, daß die Stadt Steyr schon Zeiten gesehen hat, wo es nicht möglich
war, über Beträge in dieser Größenordnung oder über Bildbeschaffungen dieser Art
zu reden, weil die Menschen hier die Menschen aus den täglichen Bedürfnissen heraus
andere Sorgen hatten und sich auch die Gemeindeväter sich mit Problemen dieser Art
nicht beschäftigen konnten, sondern stündlich mit den Nöten und Sorgen der Steyrer
befaßt wurden. Umsomehr freut es uns, daß wir immer noch in einer Zeit leben, in
der die Stadt wirtschaftlich so weit floriert, daß wir wenigstens davon reden können,
daß Steyrer nicht Not leiden müssen oder nicht Armut haben. Dazu gehört eine gewisse
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geistige und kulturelle Bereicherung und eine dieser Bereicherungen ist sicherlich
auch die Stiftung dieses an der Wand befindlichen Bildes.
Herr Prof. Kies ist auf Wiener Boden kein Unbekannter. Zu seinen Jahrgangs
kollegen gehören immerhin auch Lemden, Fuchs und al le diese Künstler in diesem
Lebensalter. Damit wurde auch seitens der BAWAG ein Künstler beauftragt, der
einerseits die Schule dieser Zeit repräsentiert, andererseits aber auch und das
möchte ich nicht verschweigen, weil es besonders würdigungswert , gerade in ei
ner Stadt wie Steyr, daß sich der Künstler den Vorstellungen der Stadt, unseren
Vorstellungen über die Gestaltung eines Bildes, in weitestem Maß angeschlossen
hat und seine künstlerischen Fähigkeiten auf diese Art und Weise entbietet.
So darf ich Dir, lieber Herr Generaldirektor, zu diesem Anlaß sehr herzlich danken
für die damalige Zusicherung, dafür danken, daß es nunmehr gelungen ist, diese
Zusicherung umzuwandeln in die Tatsache und ich darf Dich insbesondere bitten,
wenn die Stadt Steyr mit Wünschen an Dein Institut herankommt, diese sorgfältig
zu prüfen und Möglichkeiten zu suchen, wie man der Stadt und ihren Bürgern in
guter Weise helfen kann.

In diesem Sinne darf ich Dich bitten, die Freilegung des Bildes vorzunehmen, um
den Damen und Herren des Gemeinderates die Möglichkeit zu geben, erstmals das
Kunstwerk zu sehen. Herzlichen Dank dafür.

Applaus

GENERALDIREKTOR KOMMERZ IALRAT FLÖTTL:
Hochverehrter Herr Bürgermeister, meine sehr verehrten Mitglieder des Stadt
senates, meine sehr verehrten Damen und Herren des Gemeinderates!
Ich freue mich, daß ich heute, nach etwas mehr als 2 1/2 Jahren, wieder bei Ihnen
Gast sein darf in der Stadt Steyr, die eine so langjährige Geschichte hat. Es
sind ja schon 1000 Jahre, die 900 Jahre, die ich im Ohr gehabt habe, stammen aus
dem vorherigen Bild, das wir gesehen haben. Ich möchte mich bei dieser Gelegen
heit auch dafür bedanken, daß Sie so freundlich waren, uns so aufzunehmen. Un
sere Filiale ist heute ein integrierter Bestandteil in der Wirtschaft Steyrs, wir sind
Ihr Wirtschaftspartner, und darauf sind wir sehr stolz. Ich freue mich, daß wir
Kunden in Steyr gewonnen haben. Wir haben auch einen Fi l ial leiter genommen, der
sozusagen aus Ihren Reihen kommt, wir hätten es nicht gewagt, einen Nicht-Steyrer
da hineinzusetzen, in eine so geschichtsbewußte Stadt wie Steyr. Die Stadt Steyr
mit ihrer 1000jährigen Geschichte spiegelt ja wie keine andere Stadt österreichische
Geschichte in ihrem ganzen vielfältigen Umfang wider, mit dem ganzen vielfältigen
Umfang, dem Widerspruch, dem Leiden und den Folgen, die Österreich hinter sich
gebracht hat. Ich darf die Gelegenheit, wo der Stadtsenat bzw. Gemeinderat vol l
versammelt hier ist, dazu benützen, nur ein paar wenige Sätze zu sagen über unser
eigenes Haus, das ich Ihnen vielleicht noch einmal nahebringen darf. Wir sind mit
unserer Geschichte nicht so alt wie die Stadt Steyr, wir haben nur die Geschichte
der Ersten und Zweiten Republik, mit der sind wir allerdings sehr eng verbunden.
Wir wurden 1922 vom seinerzeitigen ersten Staatskanzler der Ersten Republik und
dem Erbauer der Zweiten Republik Dr. Karl Renner gegründet. Es war dies eine
Zeit, in der die sozialen Auseinandersetzungen mit äußerster Härte ausgetragen
wurden, in einer Weise, wie es die jüngeren Mitglieder des Gemeinderates und Stadt—
Senates sich gar nicht mehr vorstellen können, wie es damals war. Aus Ihrer eigenen
Geschichte der Stadt Steyr werden Sie ja wissen, wie es damals war. In dieser
schwierigen Zeit hat sich unsere Bank gut entwickelt und als wir 1934 aus rein po
l itischen Gründen l iquidiert wurden, konnten wir mit großem Stolz berichten, -
darauf weisen wir immer wieder hin - daß wir sämtliche Einleger unserer Bank zu
100 % befriedigen konnten, obwohl wir zwangsweise die Aktiven versilbern mußten.
Das war in der damaligen Zeit gar nicht so selbstverständlich. Nach 1945 wurden
wir 1947 wieder gegründet. Die Zeit nach 1945 war eine ganz andere, die politische
Landschaft hat sich ganz verändert. Während Österreich der Ersten Republik
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ein Land war, zu dem viele gar keine Beziehung gewinnen konnten, viele haben die
Existenz und Lebensfähigkeit dieses Landes angezweifelt und nicht für möglich ge
halten. Ein Rumpfstaat, der aus einem großen Raum der Geschichte, die Sie selbst
in Ihren Mauern repräsentieren, spiegelt das wider, ist übriggeblieben. Nach 1945
hat sich das politische Bewußtsein völ lig verändert, die Menschen haben zu diesem
Österreich eine Beziehung gewonnen und al le wiederaufbaubereiten Kräfte haben
sich damals zusammengeschlossen und wir haben einen weiten Weg zurückgelegt.
Ich sage bewußt, 30 Jahre Geschichte. Wenn Sie die Erste Republik sehen, I nf-
flation. Wenn wir heute von Inflation sprechen, so ist das gemessen an der dama
ligen Zeit, eine Lächerlichkeit. Wir haben damals, als der Schi l l ing saniert wurde,
ich glaube 1924, 10.000 Papierkronen für einen einzigen Schil l ing tauschen müs
sen. Wir haben im Jahre 1926, die ja eine Aufschwungzeit war, ca. 220.000 Ar
beitslose gehabt, das war normal, aber 220.000 Arbeitslose bezogen auf eine viel
geringere Beschäftigungszahl. Heute ist die Beschäftigungszahl viel größer, denn
die Frauen sind heute in den Arbeitsprozeß integriert. Als dann die Weltwirtschafts
krise ausgebrochen ist 1929 und in den dreißiger Jahren, die Sie hier in Steyr mit
besonderer Hörte verspürt haben wir 6 mal hunderttausend Arbeitslose in Österreich
gehabt. Das ist eine Ziffer, die man sich heute überhaupt nicht mehr vorstellen kann,
ich darf vielleicht noch eine Zahl sagen, gemessen an dem Weg, den wir zurückge
legt haben. 1948 hat es in Österreich 1 ,8 Mi l lionen Beschäftigte gegeben, unselb
ständig Erwerbstätige. Jetzt sind es etwa 2,8 Mi l lionen unselbständig Erwerbstäti
ge! Eine Mil lion neue Arbeitsplätze bei etwa gleicher Bevölkerungszahl, das ist
eine große Leistung. Ich habe gestern eine Sitzung im Generalrat der österreichi
schen Nationalbank miterlebt, wo Prof. Koren berichtet hat über ein Prüfungser
gebnis eines internationales Gremiums, wo Österreich attestiert wurde in einer
Weise, wie man sie sich nicht vorstellen kann. Diese internationalen Prüfer sagten
dort, daß Österreich eine Beschäftigungszahl hat, die außerordentlich ist, ge
messen an der internationalen Situation, wir haben die niedrigste Preissteigerungs
rate Europas, Österreich hat das Leistungsbilanzdefizit, das wir bisher hatten,
ausgeglichen. Also ein Bonitätsgrad, den kaum jemand in Europa so ohne weiteres
aufweisen kann. Nur die Schweiz ist noch besser wie wir. Wir Österreicher sind

bereit, unser Licht unter den Scheffel zu stellen. Ich habe allerdings das Gefühl, in
einer Stadt wie Steyr, wenn ich für die Menschen hier spreche, ist das Geschichts
bewußtsein viel stärker verwurzelt. Und wenn ich mit dem Herrn Bürgermeister ge
sprochen habe und sehe, wie er von dem alten Haus, in dem er wohnt, spricht, mit
welcher Liebe, mit welcher Beziehung zur Geschichte, die in jedem dieser Häuser
wohnt, dann sehe ich daraus, wie sehr eine so gewachsene Stadt viel mehr in der
Vergangenheit wurzelt, als vielleicht eine Großstadt, wo die Zeit schneller läuft.
Ich sage diese Zahlen nur deshalb, damit man sich der Relativität bewußt wird. Es
geht uns unglaublich gut, so sehr es schlecht geht und so sehr die Arbeitsplätze um
kämpft sind, wenn man internationale Vergleichsmaßstäbe anlegt. Für uns hat diese
unglaubeliche Entwicklung Österreichs, dieser ständige Auf- und Uberholprozeß
zum modernen I ndustriestaat und al le Kennziffern, die Sie heute im internationalen
Vergleich sehen, zeigen deutlich, daß wir alles überholt haben, selbst die Bundes
republik Deutschland im Bezug auf die Zuwachsraten, im Bezug auf das Bruttonatio-
nalprodukt, im Bezug auf Produktivität. Nur Japan hat eine stärkere Zuwachsrate.
Das alles geht unter in der Tagespolitik. Es waren das nicht nur die letzten 10
Jahre, es sind die letzten dreißig Jahre, die Österreich zurückgelegt hat, es war
ein weiter Weg." Unser Haus hat sich in diesem weiten Weg natürlich nicht ver
schließen können, im Gegentei l, es hat sich weithin geöffnet. Wir hatten im Jahre
1962 eine Bi Ianzsumme von 2,6'Mi 1 1iarden, wir hatten 1 971 11 ,4 Mi1 1 iarden und im
Jahre 1981 89 Mi l l iarden Schilling. Damit möchte ich Ihnen einen Begriff machen,
welchen weiten Weg wir zurückgelegt haben. Wenn wir amerikanische Kollegen bei
uns haben, ist es für sie völ l ig unvorstel Ibar, wieso funktioniert das, wie kann das
funktionieren? Da gebe ich immer eine Antwort, und zwar, in diesem Wegy den
Österreich gemacht hat , hat es drei Paktieren gegeben. Der erste Faktor war
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nach 1945, daß sich das berufliche Bewußtsein Österreichs verändert hat. Man
hat zu diesem Staat, obwohl er mehr zerstört war, nichts hat funktioniert, es gab
keine staatliche Ordnung, mehr Vertrauen bekommen. Vieles war zerstört, die
Industrie lag darnieder, aber das Bewußtsein hat sich verändert. Das zweite Fak
tum war, daß uns die Amerikaner den Marshall-Plan gegeben haben, eine großar
tige Entwicklung, die es ermöglicht hat, die Kredite in Anspruch zu nehmen, und
von diesen Krediten leben wir heute noch. Die Rückzahlung dieser Kredite fließt
nicht nach Amerika zurück sondern bleibt im Land und wir können wieder daraus

zinsgünstige Kredite geben, das ist unerschöpflich. Noch heute ist dieser Marshall-
Plan wirksam. Und das dritte Faktum - das war sicher das Entscheidende - war,

daß es damals eine einheitliche Gewerkschaftsbewegung gab, es gab keine Richtungs
gewerkschaften mehr, sondern es wurde ein gemeinsamer Gewerkschaftsbund, wo
alle politischen Kräfte des Landes zusammengefaßt waren, geschaffen. Das war eine
Kraft, die es ermöglichte, unglaubliche sozialpolitische Errungenschaften zu reali
sieren, ohne daß deshalb dabei in den politischen Kämpfen um die Verteilung des
Erlöses das Land dabei fast zugrunde ging, wie, wenn wir in der Umwelt schauen,
es überal I ist.

Verzeihen Sie mir diesen Ausflug in die Geschichte, aber ich habe mir gedacht, in
einer so geschichtsbewußten Stadt wie Steyr, darf ich mir das erlauben, daß ich
das erwähne. Diese Entwicklung hat ermöglicht, daß auch unser Haus,eine Bank
der Gewerkschaften, sich so weithin der Wirtschaft öffnen konnte, daß wir heute mit
der Wirtschaft auf al len Ebenen im engsten Kontakt sind, wo immer sie heute hin
schauen, sind wir engagiert. Der "Trend", eine wirtschaftspolitische Monatszeit
schrift, hat im Februar veröffentlicht die 50 größten "Kracher", die es in der Re
publik Österreich gegeben hat, wir sind bei keinem einzigen dabei - das ist unser
geheimer Stolz. Wir haben auch noch etwas anderes gemacht, wir haben aus der
Not eine Tugend gemacht, wir haben unser kleines FiIiaistellennetz übersrpungen,
in dem wir eine Organisation ins Leben gerufen haben, das sind die Betriebsspar
vereine. Hier beginnen schon die Verbindungen zum Herrn Bürgermeister, zum
heutigen Herrn Bürgermeister, der ja damals Betriebsratsobmann in den Steyr-
Werken war. Er war einer der ersten Obmännergründer dieser Betriebssparvereine
und heute darf ich Ihnen sagen, haben wir fast 3.000 Betriebssparvereine in ganz
Österreich, in allen Ländern, in al len Städten und Gegenden, wo wir sonst gar nicht
in Geschäftsverbindung stehen. Wir haben damals in diesen Betriebssparvereinen
auch diesen BZK-Kredit ins Leben gerufen. Eine Aktion, in der wir Kredite an
unselbständig Erwerbstätige zugezählt haben, ohne daß wir die Leute persönlich ge
kannt haben, nur auf Empfehlung des Betriebsrates. Da haben mir damals viele Leute
gesagt, Ihr werdet Eurer Waterloo erleben. Das Gegentei l ist der Fal l, die Be
triebsräte sind ja verantwortungsbewußte Menschen, die wissen was wirtschaften
heißt, wie man mit Geld haushalten sol l. Aber der größte Erfolg, den wir über
haupt gehabt haben, wir haben in diesen letzten 10 Jahren 285.000 Kredite zuge
zählt mit einem Bruttovolumen von 18 Mi l l iarden Schil l ing an unselbständige Arbeit
nehmer. Wir haben, das wage ich zu behaupten, den kleinen Mann in Österreich
kreditwürdig gemacht. Das war einer unserer Erfolge. Kollege Weiss war damals
einer der Mitbegründer dieser Aktionen, und daher wollte ich nicht versäumen, das
zu erwähnen. Die Menschen danken es uns, daß wir in der Vergabepraxis immer
wieder sehr sehr streng waren. Man durfte keine eigene Zweigstelle eröffnen,
darum sind wir so spät nach Steyr gekommen, da mußte man eine Zustimmung des
Finanzministers haben. Es war also ein schwieriger Weg. Aber als das dann frei
war, ungefähr 1978, da hatten wir bereits 28 Außenstellen. Jetzt haben wir 106! -
wir haben uns also sprunghaft entwickelt. Aber die große Frage war, ob solche
Investitionen auch ankommen bei den Menschen, honorieren die das? Ich darf Ihnen
sagen, in den letzten zwei Jahren hatten wir einen Zugang bei den Spareinlagen
weit übendem Bundesdurchschnitt, das vier- bis fünffache des Bundesdurchschnittes.
In der absoluten Größe ist das ein Sparzuwachs von 10 Mi l l iarden Schil l ing. Das ist
der Dank dieser Aktionen, die wir damals gesetzt haben in den Betrieben, damit
wurden wir bekannt. Ich wollte diese kleine Exkursion in die Geschichte der BAWAG
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nicht versäumen,die Gelegenheit wahrnehmen, ihnen diese nahezubringen. Als wir
endlich nach Steyr kommen konnten, war im Zuge der Eröffnungsfeierlichkeiten
das Gespräch mit'dem Herrn Bürgermeister, was kann man machen, um ein würdi
ges Präsent für dab Jubiläum der Stadt Steyr zu geben? Da sind wir auf dieses
Ölbild gekommen und ich möchte sagen, dieses Bild ist ein Dokument aus dieser
Zeit. Es ist ein Künstler, der in dieser Zeit wurzelt, der aber versucht hat, in
der Geschichte unterzutauchen und die Stadt Steyr wiederzugeben. Den Auftrag,
dieses Bild zu malen, haben wir an Prof. Helmut Kies vergeben, der zu den be
deutendsten Vertretern der Schule des fantastischen Realismus zählt. Er ist ein
Absolvent der Akademie der angewandten Künste und ist vor allem mit seinen fan
tastischen Landschaften hervorgetreten, die ihm auch internationale Anerkennung
gebracht haben. Es gibt ein ganz bezauberndes Bild, das mich angeregt hat, ihm
das Bild von Steyr zu übertragen, und zwar ein Bild von Regensburg. Man muß oft
ins Ausland gehen, um wieder in die Heimat zurückzukommen. Er hat hier viel mehr
geschaffen wie nur die einfache Wiedergabe, er hat versucht, die einzigartige At
mosphäre der Stadt Steyr im Bild einzufangen und ich hoffe, daß Sie meiner Mei
nung zustimmen werden, daß es sich gelohnt hat, 2 1/2 Jahre auf dieses Bild zu
warten. Ich weiß, daß Bürgermeister Weiss und mit ihm der Gemeinderat kämpfen
um die Arbeitsplätze. Es geht um 800 Menschen im BMW-Werk, in den Steyr- Werken
usw. Es gibt hier eine Menge Aktivitäten, um die Sie kämpfen. Aber eines ist er
auch gewesen, er war Kulturstadtrat und hat sich dieses Ressort behalten. Das
mag alles seine Auswirkungen haben, daß wir auf ein Bild gekommen sind als Stiftung.
Wir wollen damit auch ein wenig die Kunst fördern. In diesem bemerkenswerten
Rathaus in dieser überaus schönen Stadt - ich muß das immer wieder erwähnen,
von dieser Stadt bin ich begeistert, vom Stadtplatz mit den verschiedensten Bau
stilen, das ist ein Juwel, das Sie hier haben, das man viel mehr bekannt machen
sollte - in diesem Rokokosaal hoffe ich, daß dieses Bild, das wir jetzt gemeinsam
enthüllen wollen, einen guten Platz findet.
Ich möchte auch, daß das gute Verhältnis, das wir haben, durch unseren Herrn
Obergruber, den ich Ihnen noch mehr an das Herz legen möchte, damit vertieft,
ausgebaut und erweitert wird. In diesem Sinne möchte ich dieses Kunstwerk der
Obhut der Stadt übergeben. Herr Bürgermeister, ich darf Sie bitten, mit mir die
Enthüllung vorzunehmen.

Applaus

(Übergabe des Bildes an Bürgermeister Weiss)

BÜRGERME ISTER FRANZ WE I SS:
Herr Generaldirektor, ich bedanke mich herzlich für die Stadt, für den Gemeinde
rat, für die Stiftung dieses Bildes. Sie sehen selbst, daß die künstlerische Frei-
heitvon Herrn Prof. Kies lediglich im Ballon und in diesem Vogel existiert. Das
ist schon sehr viel, wenn man heute den fantastischen Realismus in irgend einer
anderen Form sieht Herr Professor, Ihnen möchte ich danken, daß Sie Steyr so
darstellen, beinahe wahrheitsgetreu wie in einer Fotografie. Spätere Gemeinde
ratsgenerationen werden sagen, so hat Steyr ausgesehen irVi Jahre 1980, als diese
Stadt 1000 Jahre alt wurde. Ich glaube, es ist ein Dokument unserer Zeit, zur
Erinnerung für spätere Generationen an dieses Jubiläum.
Herr Generaldirektor,ich danke nochmals sehr herzlich dafür.

Applaus

Ich habe heute bereits ein neues Gespräch begonnen, denn ich hoffe, mit Hilfe der
BAWAG, ein Model l für den Wohnbau in Steyr schaffen können, das - zwar abwei
chend von den bestehenden Vorstellungen der Wohnbaugewaltigen - etwas volks
naher und mietenfreundlicher gestaltet werden kann. Wenn uns dann dieses Gespräch
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auch so gelingt, wie jene wom ersten Gespräch bis zur Freigabe dieses Bildes,
dann bin ich persönlich sehr froh für die Steyrer Bevölkerung.

GENERALDIREKTOR KOMMERZ IALRAT FLÖTTL:
Herr Bürgermeister, ich darf mich verabschieden, ich weiß, Sie haben hier noch
hohe politische Geschäfte zu erfüllen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Ich darf Sie aber vor dem Verlassen des Saales noch bitten, sich in das Ehren
buch der Stadt einzutragen.

(Die Ehrengäste tragen sich in das Ehrenbuch der Stadt Steyr ein).

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Der Herr Generaldirektor hat erklärt, wenn wir für dieses Bild einen anderen
Rahmen wünschen, wird er gerne bereit sein, die Kosten dafür zu übernehmen.

Applaus

GENERALDIREKTOR KOMMERZIALRAT FLÖTTL:
Werter Gemeinderat, Herr Bürgermeister, ich darf mich verabschieden. Wir ste
hen gerne zur Verfügung, wir sind ja ein Dienstleistungsbetrieb, das heißt, wir
stellen unseren Dienst zur Verfügung und wir werden uns sehr bemühen, die Be
ziehungen zu Steyr noch zu vertiefen. Den Werdegang des Herrn Bürgermeisters
betrachte ich als Brennspiegel, was Österreich in den letzten drei ßig Jahren

Für einen weiten Weg gegangen ist. Ich möchte mich nochmals herzlich bedanken
und Dich als Symbol für unseren Werdegang in Österreich sehen.
Herr Bürgermeister, herzlichen Dank für die freundliche Aufnahme. Auf Wieder
sehen .

(Die Ehrengäste verlassen um 14.50 Uhr die Sitzung).

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Meine Damen und Herren, ich darf nunmehr zur ordentlichen Tagesordnung über
gehen. Diese einstündige Verspätung hat sich sicher ausgezahlt. Ich begrüße
Sie zu dieser Sitzung sehr herzlich. Die Beschlußfähigkeit ist gesichert, als
Protokol Iprüfer für heute werden vorgeschlagen die Herren Gemeinderäte Sablik
und Radler. Ich sehe dagegen keinen Einwand. Entschuldigt für heute sind Herr
Vizebürgermeister Fritsch, der bekanntlich in Spitalsbehandlung ist, die Herren
Gemeinderäte Mag. Zagler, Reisner und Mausz. Ich bitte, diese Entschuldigungen
auch dem Protokol l einzuverleiben.

In der Abwicklung der Tagesordnung wäre nun die Behandlung von al lfäl l igen An
fragen zu behandeln, es liegt aber keine Anfrage vor, dieser Punkt erübrigt sich.
Was die Mitteilungen des Bürgermeisters betrifft, möchte ich kurz darauf verwei
sen, wie ich schon vorher erwähnte, Kollege Fritsch befindet sich in Spitalsbe
handlung und ich werde ihm mit Ihrem Einverständnis die besten Genesungswünsche
übermitteln. Am Freitag stand bekanntlich im Vordergrund der hiesigen Öffentlich
keit der Besuch des Herrn Bundeskanzlers, der zunächst die Firma GFM besuchte,
anschließend die Steyr-Werke und am Nachmittag die BMW-Fabrik.
Zur GFM darf ich erfreulicherweise mitteilen, daß die Berichte der Unternehmens
leitung sehr erfreulich sind. Die Exportquote l iegt bei 99 %, die Beschäftigungs
auslastung ist eine volle und die Auftragseingänge lassen bereits das gesamte Jahr
1983 überschauen und reichen bereits bis in das Jahr 1984. Ich wäre sehr froh,
Ihnen sagen zu können, derselbe Zustand trifft auch für andere Unternehmen zu.
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was mir leider nicht möglich ist.
In einem Rundgang konnten wir uns überzeugen von den wirklich sehr weitreichen
den technologischen Neuerungen und Leistungen der Firma GFM, das wurde auch
bei den Gesprächen immer wieder herausgestellt.
Die Arbeitsmarktsituation ist leider nicht so, daß ich hier nur erfreuliche Dinge
berichten kann. Eine letzte Aufstellung von Mitte November dieses Jahres zeigt,
daß die vorgemerkten Arbeitsuchenden bereits die Zahl von 1 .576 erreicht haben,
und wenn wir die freien Stellen gegenüberstellen, so sind es 78 freie Stellen,
so ist bereits die Relation gegeben, daß auf einen freien Arbeitsplatz 20 Arbeit
suchende kommen. Ich möchte das deswegen dem Gemeinderat zur Kenntnis bringen,
wei l damit aktualisiert werden die Fragen der externen Lageder Region Steyr zum
Zentralraum, die externe Lage in den Verkehrsbeziehungen, was schließlich und
endlich nicht unerheblich ist fürdie wirtschaftliche Situation inder Arbeitssituation Steyrs,
Die sonstige Situation am Arbeitsmarkt zeigt, daß besonders in dieser Jahreszeit
die Bauwirtschaft betroffen ist, daß der Metallsektor zwar nicht im gleichen Ausmaß,
aber auch mit einigen Abgängen rechnen muß und wenn ich hier wiederum sage, daß
die Steyr-Werke nicht nur 200 Kündigungen ausgesprochen haben, die mit Ende
Oktober wirksam wurden, sondern viel gravierender scheint mir der Umstand,zu
sein, daß monatlich durch Nichtersatz von ausgeschiedenen Kräften Arbeitsplätze
mehr oder weniger verschwinden. Wenn der Zustand, der mir gemeldet wurde, zwi
schen 40 und 50Ausscheidenden pro Monat ein Jahr lang anhält, so kann man sagen,
daß im Jahr - ohne daß auch nur eine offiziel le Kündigung ausgesprochen wird -
500 Arbeitsplätze mehr oder weniger verschwinden. Wenn der Zustand, der mir ge
meldet wurde, ein Jahr lang anhält, kann man ruhig sagen, daß im Jahr, ohne daß
auch nur eine offiziel le Kündigung ausgesprochen wird, 500 Arbeitsplätze vom Ar
beitsmarkt verschwinden. Ich möchte das deutlich herausstreichen, damit wir auch

den Steyr-Werken und deren wirtschaftlicher Situation das gebührende Augenmerk ge
ben, was auch in den Gesprächen mit dem Bundeskanzler in ausreichender Weise ge
schehen ist. Es ist daher zu hoffen, daß auch in der immer wieder neu angschnitte-
nen Frage der Waffenproduktion man nicht voreilige Entscheidungen trifft, bevor man
nicht auch bereit ist und in der Lage ist, entsprechende Ersatzarbeitsplätze zu er-
mögl ichen.
Der Besuch in den BMW-Werken hat gezeigt, daß man dort sieben - das habe ich hier
schon einmal erläutert - Varianten der zweiten Ausbaustufe vorsieht. Die eine wäre

die Errichtung eines Lagers auf jener Fläche, die von den Steyr-Werken als Partner
nicht belegt wurden durch das Ausscheiden aus dieser Gesellschaft. Die Errichtung
eines Großlagers würde bestenfalls die Beschäftigung von 50 - 60 Personen ermög
lichen. Wenn man nun die steigenden Varianten umlegt und die optimalste heranzieht,
wäre hier ein Investitionsaufwand von 2,4 Mi l liarden erforderlich und es würden da
mit 800 neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Ich bin nicht so vermessen, nun
mehr zu sagen, das sind zusätzliche Arbeitsplätze. In der heutigen Zeit können wir
schon mit Recht sagen, es sind Ersatzarbeitsplätze, die unter Umständen für Jene
gelten, die auf andere Weise verloren gehen. Jedenfalls werden sie mit beitragen,
daß die wirtschaftliche und die Beschäftigungssituation in Steyr und der Region
erhalten bleiben kann. Was die Förderungen betrifft, hat der Herr Bundeskanzler
ausdrücklich erklärt, daß der Bund bereit wäre, 15 % der Investitionssumme - ich
möchte das noch einmal ganz deutlich sagen, damit keine Falschmeldungen in der Pres
se veröffentlicht werden - bereitzustellen und daß das 2/3 der Gesamtförderungssum-
me sein sol I. Dies würde hei ßen, daß vom Bund 360 Mi 1 1 ionen Schi11ing beigesteuert
würden. Wenn man das dritte Drittel vom Land Oberösterreich rechnet, das hier an

gefordert wird bzw. begehrt wird, wären dies 180 Mi l l ionen Schi l l ing und würden
insgesamt 540 Mi l l ionen Schi l l ing Gesamtförderungsbeitrag ausmachen, abgesehen
von den Möglichkeiten, die unter Umständen der Gemeinderat noch für die Stadt Steyr
ins Auge zu fassen beabsichtigt. Ich möchte das mit al ler Deutlichkeit deswegen
auch sagen, wei l mit Meldungen von 830 Mi l l ionen Schi l l ing Förderungssumme - hier
wurde sehr grob von General Motors auf BMW umgebuhlt - man der Sache selber
nicht sehr dient - Das führt im Endeffekt nur zu Mißverständnissen bei den För

derungsgebern und der Sache selbst unter Umständen ein sehr schlechter Dienst er-
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wiesen wird. Soweit kann ich Ihnen zu dieser Angelegenheit berichten.
Es gebührt sich in der Zeit des beginnenden Advents, Ihnen zu sagen, daß es be
dauerlicherweise nicht gelungen ist, einen Christkindlmarkt zu offerieren und daß
wir von der Stadtverwaltung und von der Bezirksverwaltung dem Ansuchen der
Marktfieranten stattgegeben haben, im Verordnungsweg, vom 27. November bis
31 . Dezember entsprechend der allgemeinen Ladenschlußzeiten den Markt offen
zu halten. Das gi lt als Ersatz für den nicht zustandegekommenen Christkindlmarkt.
Soweit ich informiert bin ist es immer noch im Gespräch bei den Wirtschaftsorga
nisationen, unter Umständen im nächsten Jahr einen Christkindlmarkt einzurichten.
Warten wir ab, was daraus wirklich entsteht.

Morgen wird Herr Landeshauptmann-Stel I Vertreter Dr. Grünner in seiner neuen
Funktion als Gemeindereferent nach Steyr kommen. Er wird um 10 Uhr dem Stadt
senat und den leitenden Beamten vorgestellt bzw. auch umgekehrt und wir werden
uns sehr ausführlich über die Förderungsmöglichkeiten seitens des Gemeinderefe
rates für die Stadt Steyr unterhalten. Ich möchte nicht verschweigen, daß zum
Unterschied von früher im Bereich des Wirtschaftsreferates wir ursprünglich im
mer 1 Mil l . Schil l ing pro Jahr für die Gemeindeinvestitionen in der Strukturlei
stung erhalten haben. Diese Leistung wurde um eine 1/2 Mi l lion, um 50 %, ge
kürzt. Wir haben auch beim Gemeindereferat Einbußen hinnehmen müssen, es

gebührt sich, Ihnen doch einmal die Entwicklung aufzuzeigen. Wir haben im Jahre
1973 3 Mi l lionen Schi l l ing aus dem Gemeindereferat für die öffentlichen Einrich
tungen der Stadt erhalten, im Jahre 1974 wurden es 4 Mil l ionen. Im Jahre 1975
gelang es, diesen Betrag auf 8 Mi l lionen in Verhandlungen aufzustocken und 1976
erhielten wir wiederum durch unsere Gespräche den gleichen Betrag. Ein großer
Sprung gelang 1977, hier wurden der Stadt Steyr im Zuge al ler Vorbereitungen der
I nfrastruktur für das Jubiläum und der sonstigen Ausweitung 14 Mi l lionen zugewie
sen. 1978 erreichten wir den Kulminationspunkt dieser Förderungsmittel mit 18 Mi l l.
Schi l l ing, 1979 ebenfalls 18 Mi l l ionen und im Jahre 1980 wurde die Zahl auf 15 Mi l l.
Schi l l ing verringert. Die Landesbudgetmittel sind bekanntlich durch eine große
Ausgabefreudigkeit in den früheren Jahren auch heute schon so gebunden, daß der
freie Spielraum immer enger wird. 1981 bekamen wir 11 Mil l ionen und 1982 waren
es 13 Mil lionen Schilling, die wir aus dem Gemeindereferat für die Investitionen
im Interesse der Öffentlichkeit einsetzen konnten. Es ist anzunehmen, daß morgen -
das ist jedenfalls mein persönliches Bemühen - erreicht werden kann, daß in etwa
in ähnlicher Betragshöhe auch das morgige Gespräch abgeschlossen werden kann.
Die Mitteilung ist auch für Sie nicht unerheblich, daß Steyr, das vom Land Ober
österreich als Modellfal l in der Schutzraumerhebung auserkoren wurde, nunmehr
diese Schutzraumerhebung abgeschlossen hat und daß eine relativ gute Situation in
Steyr existiert. Es gibt eine Klassifikation von a - d, also a, b, c, d in der Schutz
raumwertigkeit, wobei a die absolute Sicherheit gebietet und d nur mehr einen sehr
minimalen Schutz im Katastrophenfal l gibt. Es ist ein hoher Schutz der Bevölkerung
jedenfal ls möglich, er l iegt bei relativ einfachen Maßnahmen, die hier noch gesetzt
werden müssen, bei 80 %. Das ist eine enorm hohe Zahl im Vergleich zu neu ent
standenen modernen Städten. Es würde allerdings ein Vollschutz der Bevölkerung
insgesamt in etwa 75 Mi l lionen Schi l l ing erfordern. Wir werden uns bemühen,im
nächsten Amtsblatt schon Hinweise zu geben, wie ein sogeanntes Katastrophenschutz-
paket aussieht und werden im nächsten Jahr quartalsweise Mitteilungen in
dieser Richtung an die Bevölkerung ergehen lassen, was immerhin als vorbeugen
de prophylaktische Maßnahme für einen hoffentlich nie eintretenden Ernstfal l nicht
unwesentlich sein kann. Ich darf auch mitteilen, daß Herr Dipl. Ing. Dr. Kitzler
seine Funktion als Stadtleiter zurückgelegt hat und inzwischen Herr Amtsrat Gustav
Gergelyfi von der Bezirksverwaltung diese Funktion übernahm. Von ihm werden
auch die nächsten Initiativen gesetzt.

Das waren meine Mitteilungen, ich hoffe, daß sie einigermaßen von Interesse waren.
Zum nächsten Punkt möchte ich Ihnen global zur Kenntnis bringen jene Beschlüsse,
die Sie schriftlich vorliegen haben, die im Stadtsenat beschlossen wurden.
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Sie haben schon seinerzeit die Unterlagen erhalten und diese Beschlüsse sind ihnen
daher nur mehr zur Kenntnis zu bringen. Eine Verlesung der Liste darf ich mir in
dieser Hinsicht ersparen.

Wir kommen nun zur Behandlung der Verhandlungsgegenstände und dazu bitte ich
Kollegen Schwarz, den Vorsitz zu führen.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Ich übernehme den Vorsitz und bitte Herrn Bürgermeister um den Vortrag der
ersten zwei Tagesordnungspunkte.

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Pflichtgemäß trete ich als Antragsteller zum Rednerpult und möchte Ihnen folgenden
Antrag unterbreiten:

1) Präs-798/82
Rettungsverdienstmedai l le der Stadt Steyr;
Verleihung 1982 an Mitglieder des Österr. Rotes Kreuzes.

Der Cemeinderat wolle beschließen:

Auf Grund des Amtsberichtes der MA IX vom 15. 10. 1982 wird in Anerkennung
der langjährigen verdienstvollen Tätigkeit auf dem Gebiete des Rettungswesens an
folgende Personen die Rettungsverdienstmedaille der Stadt Steyr verliehen:
In Gold (für eine mehr als 25iährige Tätigkeit):
Demelmayr Marie,beim Roten Kreuz seit 1942 bis 1962 und wieder ab 1974.
In Silber (für eine mehr als 20iährige Tätigkeit):
Petz Anna - seit 1962

Waldhauser Maria, seit 1939 bis 1945, ab 1973
Mitterhuber Alois - seit 1962

Petiz Johann - seit 1962

Meindl Peter - seit 1962

Vielhaber Franz - seit 1962

Zipelius Wilhelm - seit 1962
Hundsberger Engelbert - seit 1962
In Bronze (für eine mehr als 15iährige Tätigkeit):
Colognath Eugen - seit 1967
Müllner Johann - seit 1967

Friedl Herbert - seit 1968

Huemer Peter - seit 1968

Kronegger Josef - seit 1967
Weidinger Helmut - seit 1964

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, diesem Antrag die Zustimmung zu geben.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Sie haben den Antrag gehört. Wünscht zu diesem Antrag jemand zu sprechen? Das
ist nicht der Fal l. Wenn Sie dafür sind, bitte ich Sie um ein Zeichen mit der Hand?
Danke. Gegenprobe? Es liegt ein einstimmiger Beschluß vor.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Der zweite Antrag behandelt unsere Rechte- Pflichten und unsere Situation in der
LiWeSt I . Hiezu sind 3 Punkte in Abänderung des Gesellschaftsvertrages zu be
schließen. Der Antrag lautet:

2) VerkR-489/76
LiWeSt 1 - Änderung des Gesellschaftsvertrages.

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Der Änderung des Gesellschaftsvertrages der LiWeSt I dahingehend, daß
1 . ein Aufsichtsrat bestel lt werden kann, aber nicht muß.
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2. ein Aufsichtsratsmitglied ein anderes schriftlich mit seiner Vertretung bei ei
ner einzelnen Sitzung betrauen kann,

3. der Jahresabschluß in den ersten fünf Monaten jedes Geschäftsjahres aufgestel lt
werden muß, die Generalversammlung diese Frist aber um längstens zwei Mo
nate verlängern kann,

wird zugestimmt.

Ich verweise darauf, daß im Stadtsenat diesbezügliche Diskussionen aufgetreten
sind und dort so abgestimmt wurde, daß der Punkt 1) losgelöst von den Punkten 2)
und 3) entschieden wurde. Vielleicht wäre es zweckdienlich, auch heute so vorzu
gehen .

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:

Wünscht jemand zu diesem Antrag zu sprechen? Herr Kollege Holub bitte.

GEMEINDERAT KARL HOLUB:

Der Herr Bürgermeister war so freundlich und hat anklingen lassen, daß im Stadt
senat zu diesem Punkt schon eine Diskussion geführt wurde. Diese Diskussion
sollte auch im Plenum weitergeführt werden.
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, sehr geschätztes Präsidium, daher
habe ich mich zu Wort gemeldet. Die Zweiteilung der Abstimm-Möglichkeiten läßt
schon auf ein zweigeteiltes Verhalten einiger Abstimmender schließen. Einer dieser
zweigeteilt sich Verhaltenden steht hier heraußen und wird Ihnen auch schildern,
warum seine Fraktion sich zweigetei lt verhalten wird zu diesen Anträgen. Ich
denke, es wird jetzt so ablaufen, daß wir zunächst über den ersten Punkt abzustim
men haben, der dann lautet, daß der Gesel Ischaftsvertrag mit LiWeSt I dahin
gehend abgeändert werden sol l, daß ein Aufsichtsrat bestel lt werden kann aber nicht
muß. Genau dieser Punkt ist es, in "Zeiten wie diesen", den man aus einem anderen
Gesichtspunkt auch sehen sollte. Die öffentliche Meinung geht immer mehr in die
Richtung, daß, wenn irgendwo öffentliche Gelder eingesetzt sind, daß das
transparent sein sol l und muß, was mit diesen Geldern passiert. Das wäre die
Grundsatzüberlegung dazu. Die Schlußfolgerung daraus ist, wenn man den Ge
danken der im ursprünglichen Amtsbericht vorgelegt wird, nachvollzieht, so
geht es hier um diese Kann-Bestimmung des Aufsichtsrates in einer Interpreta
tion des neuen GesmbH-Gesetzes. Wenn eine GesmbH - sehr simplifiziert dar
gestel lt - auf die Verpflichtung zum Aufsichtsrat nicht besteht, dann kann sie auch
nicht verpflichtet werden oder dann muß sie sich nicht verpflichtet sehen, Bilan
zen zu veröffentlichen. Genau das, glaube ich, sol lte nicht der Fal l sein, wenn die
öffentliche Hand Mittel in solchen Unternehmen drinnen hat. Der Bürger hat das
Recht, sichergestel lt zu sehen, daß die Mittel, die in seinem Interesse von der
öffentlichen Hand angelegt sind, auch korrekt verwendet werden. Es würde mich
wundern, wenn eine Unternehmung wie die LiWeSt Grund hätte, diese Bilanzlegung
im Sinne der Auskunftserteilung an die Bürger zu negieren.
Das, meine Damen und Herren, ist der Grund, warum meine Fraktion sagt, diese
Transparenz der öffentlichen Mittel muß sein. Daher werden wir dem Antrag in
diesem Punkt nicht zustimmen können.

Es ist aber eine Selbstverständlichkeit, daß, wenn wir schon sagen, der Auf
sichtsrat ist notwendig, damit die Bilanzlegung sichergestel lt ist, daß wir den
beiden anderen Punkten, die ja die Funktion des Aufsichtsrates erheblich erleich
tern, natürlich zustimmen wollen . In diesem Sinne war auch unser Ersuchen, den
Antrag zweizuteilen, daß man nicht zu zwei begrüßenswerten Punkten nein sagen
muß, um eines wirklich anfechtbaren Punktes.
Bitte führen Sie sich nocheinmal vor Augen, es geht um die Transparenz der öf
fentlichen Mittel, der Verwendung der öffentlichen Mittel und des Erfolges dieses
Mitteleinsatzes. Diese Transparenz ist dann gefährdet, wenn Sie dem Antrag in der
vorliegenden Form zustimmen, wenn Sie zustimmen dazu, daß die Unternehmung
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LiWeSt die GesmbH-Gesetznovel le im Interesse des Nichtlegens von Bilanzen und
der Hintanhaltung der öffentlichen Mitteilung ausnützen kann.
Ich bitte Sie, dieser Argumentation Folge zu leisten,und sofern Sie das können,
sich dieser meiner Fraktionsmeinung anzuschließen. Ich danke.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Zunächste möchte ich sagen, daß der Bericht erstatter, der Herr Bürgermeister,
bereits den Vorschlag gemacht hat, eine getrennte Abstimmung durchzuführen. Laut
Geschäftsordnung ist dagegen nichts einzuwenden, es ist auch im Stadtsenat diese
Vorgangsweise angewendet worden. Ich frage, ob noch jemand zu diesem Antrag das
Wort wünscht? Es ist dies nicht der Fall. Herr Bürgermeister ich bitte um das
Schlußwort.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEI SS:

Meine Damen und Herren, man mag zu LiWeSt stehen wie man wi l l, Tatsache ist -
da werden wir sicherlich übereinstimmen - daß die seinerzeit etwas euphorischen
Vorstellungen sich bezüglich Kabelfernsehen nicht in dieser Form erfüllen. konnten,
als wir das sicher zeitlich und umfangmäßig gewünscht hätten. Nun darf man aber
eines nicht vergessen, es wäre auch ein privater Betreiber heute längst nicht mehr
imstande, die Kosten dafür aufzubringen für die Ursprungsinvestitionen, weshalb
es zu dieser Übernahme der Privatunternehmungen durch die LiWeSt I gekommen
ist.

Zwei Punkte, warum diese Änderung erforderlich wird, möchte ich in den Raum
stellen. Das erste ist, daß ein Bundesgesetz mit 22. Juli 1980 erlassen wurde,
BGBI. Nr. 230, das eine weitere Änderung des GeselIschaftsvertrages in der
LiWeSt I notwendig erscheinen läßt. Zweitens - wir müssen ja irgendwie diesem
Gesetz entsprechen - ist die Transparenz jedenfalls für den Gemeinderat auch
dadurch gegeben, daß eben die Stadt Steyr in die LiWeSt I einen Vertreter - in
diesem Fal l bin es zufäl l ig ich als Bürgermeister - entsenden kann und wenn Aus
künfte dazu gewünscht werden, bin ich klarerweise bereit, hier im Gemeinderat
auf al lfäl lige Anfragen einzugehen, wenn diese Wünsche existieren und sie nicht
gegen das Gesellschaftsrecht verstoßen. Etwas Gravierendes ' wird aber hier immer
wieder unausgesprochen bleiben, nämlich der Wunsch, diese Änderungen durch
zuführen, kommt nicht von den öffentlichen Vertretern der drei Gemeinden Linz,
Wels und Steyr, sondern von den Hauptaktionären der Gesellschaft. Ich weiß nicht,
ob Sie sich noch erinnern, daß der Gesamtanteil der öffentiichenBeiträge am Ge
sellschafterkapital nur 5 % ausmacht, wobei der Privatwirtschaft!iche Antei l der
Unternehmungen, die hier beteiligt sind, 95 % ausmacht. Dem gegenüber steht aber,
daß wir im Aufsichtsrat und auch in der Gesellschafterversammlung ein deutliches
Mitspracherecht der Gemeinden gewahrt haben, weitaus in höherem Maße als es hier
der Beteiligung am Kapital entspricht, so daß wir auch die Möglichkeit besitzen,
dort, wo es gegen Interssen der Gemeinde laufen könnte, unser Gewicht in die Waag
schale zu werfen,um hier die Gemeindeinteressen und natürlich damit die Interessen
der beteiligten Bürger vorrangig wahrzunehmen.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Ich danke dem Herrn Bürgermeister für das Schlußwort. Ich darf darauf hinwei
sen, daß wir hier eine getrennte Abstimmung vornehmen. Wer dem Punkt 1) des An
trages, des Vorschlages der Änderung des Gesel Ischaftsvertrages, die Zustimmung
gibt, dem ersten Absatz, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand? Danke. Wer ist
gegen diesen Antrag? ( 9 Gegenstimmen: 8 OVP, 1 FPO).
Damit ist der erste Punkt mit Mehrheit beschlossen.

Die Punkte 2) und 3) stehen nun zur Abstimmung. Wer dieser Fassung die Zustimmung
gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand? Danke. Ist jemand dagegen? In
diesem Fal l liegt ein einstimmiger Beschluß vor.
Ich danke Herrn Bürgermeister für die Berichte und darf Herrn Bürgermeister den
Vorsitz wieder zurückgeben.
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke. Wir fahren in unseren Beratungen fort und ich bitte nun Kollegen Schwarz
um seine Berichterstattung.

BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Meine Damen und Herren des Cemeinderates I

Die ersten beiden Anträge, die ich Ihnen heute zum Vortrag zu bringen habe, be
inhalten Veränderungen im Dienstrecht bzw. Besoldungsrecht für einen Teil un
serer Bediensteten.

im ersten Antrag geht es um eine Verbesserung der Beförderungsrichtlinien und
ich darf diesen Antrag zur Verlesung bringen:

3) Pers-760/82
.Verbesserung der Beförderunqsrichtlinien.

Der Cemeinderat wolle beschließen:

Die Beförderungsrichtlinien 1979, CR-Beschluß vom 19. 7. 1979, Pers-106/79, i.
d. F. der CR-Beschlüsse-vom 29. 10. 1981, Präs-708/81 und vom 3. 6. 1982, Pers-
1125/81, werden mit Wirkung vom 1 . 1. 1 983 wie folgt geändert:
Der Abschnitt I I Punkt 4 der Beförderungsrichtl inien hat zu lauten:
"Bei Vorliegen einer Dienstleistung, die den von dem Bediensteten zu erwartenden
Arbeitserfolg erheblich übersteigt ("ausgezeichnete" Dienstbeschreibung), wobei
konkrete diesbezügliche Leistungen vorliegen müssen, können die Beförderungsricht
fristen für folgende Dienstklassen wie folgt verkürzt werden:
A/V 1/2 Jahr B/V 1 Jahr
A/Vl 1 Jahr B/V I 1/2 Jahr
A/V I I 1 Jahr B/V I I 1 Jahr
A/Vl I I 2 Jahre C/IV 1 Jahr

C/V 2 Jahre
D/IV 1 Jahr

eine al lfäl l ige Verkürzung der Mindestdienstzeiten nach Abs. 3 lit. c der BR wird
hiedruch nicht berührt.

Die dienst- und besoldungsrechtliche Stellung jener Bediensteten, auf die sich die
Verkürzung der Beförderungsfristen nicht mehr auswirken kann, weil die Beför
derung bereits erfolgt ist, kann über Antrag mit Wirkung vom 1. 1. 1983 um das
Ausmaß der Verkürzung verbessert werden, wenn die im vorstehenden Punkt 4 des
Abschnittes I I der BR 1979 geforderten Voraussetzungen erbracht werden.

Ich darf Sie bitten, diesem Antrag zuzustimmen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke. Haben Sie zu diesem Antrag irgend welche Einwände? Das ist nicht der Fal l.
Ist jemand dagegen? Gibt es Enthaltungen? Beides nicht, daher einstimmig ange
nommen .

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Im nächsten Antrag, meine Damen und Herren, geht es darum, eine Verbesserung
bzw. Änderung bei der Gewährung der Dienstalterszulage zu beschließen. Ich
möchte darauf hinweisen, daß Beamten der allgemeinen Verwaltung, die die höchste
Gehaltsstufe ihrer Dienstklasse erreicht haben, aus der eine Zeitvorrückung nicht
mehr vorgesehen ist, unter gewissen Voraussetzungen eine Dienstalterszulage ge
bührt. Diese Dienstalterszulage ist im § 29 des Gehaltsgesetzes, in der als landes
gesetzlichen Vorschrift und damit auch in der für die Bediensteten des Magistrates Steyr
geltenden Fassung geregelt.
Der diesbezügliche Antrag lautet:
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it) Pers - 597/82
Dienstalterszulage - Änderung

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 5^» soweit es als landesgesetzliche
Vorschrift für Landesbeamte in Geltung steht (zuletzt geändert durch die
20. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz, LGBl. Nr. 68/1981), ist in folgen
der Fassung anzuwenden:

1. § 29 hat zu lauten:

"§ 29

Dem Beamten der allgemeinen Verwaltung, der die höchste Gehaltsstufe
einer Dienstklasse erreicht hat, aus der eine Zeitvorrückung nicht mehr
vorgesehen ist, gebührt

1. in den Verwendungsgruppen A und B nach vier Jahren, die er in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare DienstaJLtersziilage im Ausmaß von eineinhaüb Vor-
rückungsbeträgen seiner Dienstklasse; die DienstalterszüLage erhöht
sich nach sechs in der höchsten Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf

das Ausmaß von zweieinhalb Vorrückungsbeträgen seiner Dienstklasse;

2. in den Verwendungsgruppen C, D und E nach zwei Jahren, die er in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, eine für die Bemessung des Ruhe
genusses anrechenbare Dienstalterszulage im Ausmaß eines Vorrückungs-
betrages seiner Dienstklasse; die DienstaltersZulage erhöht sich nach
vier in der höchsten Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das Ausmaß

von zweieinhaJ-b Vorrückungsbeträgen und nach sechs in der höchsten
Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das Ausmaß von dreieinhalb Vor
rückungsbeträgen seiner Dienstklasse.

Die §§ 8 bis 11 sind sinngemäß anzuwenden".

2. § UO Abs. 1 hat zu lauten:

"(l) Dem Beamten in handwerklicher Verwendung, der die höchste Gehalts
stufe einer Dienstklasse erreicht hat, aus der eine Zeitvorrückung nicht
mehr vorgesehen ist, gebührt

1. in den Verwendungsgruppen P 1 und P 2 nach zwei Jahren, die er in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht. hat, eine für die Bemessung des Rühe
genusses anrechenbare Dienstalterszulage im. Ausmaß eines Vorrückungs-
betrages seiner Dienstklasse; die Dienstalterszulage erhöht sich nach
vier in der höchsten Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das Ausmaß
von zweieinhalb Vorrückungsbeträgen und nach sechs in der höchsten
Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das Ausmaß von dreieinhalb Vor
rückungsbeträgen seiner Dienstklasse;

2. in den Verwendiingsgruppen P 3 bis 5 nach zwei Jahren, die er in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, eine für die Bemessung des Ruhe
genusses anrechenbare DienstaltersZulage im. Ausmaß eines Vorrückungs-
betrages-seiner Dienstklasse; die DienstaltersZulage erhöht sich nach
vier in der höchsten Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das Ausmaß

von zweieinhalb Vorrückungsbeträgen seiner Dienstklasse.



Die §§ 8 bis 11 sind sinngemäß anzuwenden".

Art ikel II

Das Pensionsgesetz I965» BGB. Nr. 3^0, soweit es als landesgesetzl. Vor
schrift für Landesbeamte in Geltung steht (zuletzt geändert durch die 5-
Ergängzung zum Landesbeamten-Pensionsgesetz, LGBl. Nr. IO8/I98I), ist
in folgender Fassung anzuwenden:

"(3) In den ruhegenußfähigen Monatsbezug sind einzurechnen:

a) den Beamten der Verwendungsgruppen A und B, die mindestens zwei Jahre
in der höchsten Gehaltsstufe einer Dienstklasse verbracht haben, aus

der eine Zeitvorrückung nicht mehr vorgesehen ist, die DienstaltersZu
lage im Ausmaß von eineinhalb Vorrückungsbeträgen ihrer Dienstklasse,
und, wenn sie mindestens vier Jahre in dieser Gehaltsstufe verbracht
haben, die Dienstalterszulage im Ausmaß von zweieinhalb Vorrückungsbe
trägen ihrer Dienstklasse;

b) den Beamten der Verwendimgsgruppen C,D und E, die mindestens ein Jahr
in der höchsten Gehaltsstufe einer Dienstklasse verbracht haben, aus

der eine Zeitvorrückung nicht mehr vorgesehen ist, die Dienstalters
zulage im Ausmaß von einem Vorrückungsbetrag ihrer Dienstklasse, wenn
sie mindestens zwei Jahre in dieser Gehaltsstufe verbracht haben, die
Dienstalterszulage im Ausmsiß von zweieinhalb Vorrückungsbeträgen ihrer
Dienstklasse, und, wenn sie mindestens vier Jahre in dieser Gehalts
stufe verbracht haben, die Dienstalterszuilage im Ausmaß von dreiein
halb Vorrückungsbeträgen ihrer Dienstklasse;

c) den Beamten der Verwendungsgruppen P 1 und P 2, die mindestens ein Jahr
in der höchsten Gehaltsstufe einer Dienstklasse verbracht haben, aus der

eine Zeitvorrückung nicht mehr vorgesehen, ist, die Dienstalterszulage
im Ausmaß von einem Vorrückungsbetrag ihrer. Dienstklasse, wenn sie min
destens zwei Jahre in dieser Gehaltsstufe verbracht haben, die Dienst
alterszulage im Ausmaß von zweieinhalb Vorrückungsbeträgen ihrer Dienst
klasse, und, wenn sie mindestens vier Jahre in dieser Gehaltsstufe ver
bracht haben, die Dienstaltersziilage im Ausmaß von dreieinhalb Vorrük-
kungsbeträgen ihrer Dienstklasse;

d) den Beamten der Verwendungsgruppai P3 bis P 5? mindestens, ein Jahr
in der höchsten Gehaltsstufe einer Dienstklasse verbracht haben, aus

der eine Zeitvorrückung nicht mehr vorgesehen ist, die Dienstalters
zulage im Ausmaß von einem Vorrückungsbetrag ihrer Dienstklasse, und,
wenn sie mindestens zwei Jahre in dieser Gehaltsstufe verbracht haben,

die DienstaltersZulage im Ausmaß von zweieinhalb Vorrückungsbeträgen
ihrer Dienstklasse''.

Artikel III

Artikel III gilt auch für diejenigen Personen, denen vor dem Inkraft
treten dieser Bestimmung ein Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuß
angefallen ist. Auf ehemalige Besimte der Verwendungsgruppen P 3 bis P 5
und deren Hinterbliebene ist die für die Verwendungsgruppen P 1 und P 2
festgelegte Regelung sinngemäß anzuwenden
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Artikel IV

Die Bestimmungen der Artikel I bis III treten mit 1. Juli 1982 in Kraft.

Ich bitte um positive Bescheidung.

BÜRGERMEISTER FRAEZ WEISS:

Danke, für diesen Bericht und Antrag. Haben Sie dazu eine Wortmeldiong?
Keine. Jemand gegen den Antrag'? Nein. Enthaltung auch keine. Dieser An
trag ist beschlossen. Der nächste bitte.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCFWÄRZ:

Meine Damen und Herren, im nächsten Antrag geht es darum, einen Beschluß,
den der Gemeinderat im Jahre 19T2 gefaßt^hat, aufzuheben. Ich darf dazu sagen,
daß mit Erlaß des Landesschulrates für OÖ.voi^l 12. 7- 1972 die Stadt Steyr
gebeten wurde, für die weitere Ausbaumöglichkeit der HTL, den im Besitz
der Stadt Steyr stehenden Amateur-Sportplatz - es handelt sich um ein
Ausmaß von insgesamt 18.656 ni2- zur Verfügung zu stellen.
Der Antrag lautet:

5) Ausbau der Höheren Technischen Bundes
lehranstalt in Steyr; Sicherung der Aus
baumöglichkeiten; Aufhebung des Gemeinde
ratsbeschlusses vom 30. 11. 1972, Zahl

Sport - 3671/70
Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 29. Oktober I982
wird der Beschluß des Gemeinderates der Stadt Steyr vom 30. 11. 1972, ZI.
Sport-3671/70, mit dem sich die Stadt Steyr grundsätzlich bereit erklärte,
die städtische Liegenschaft des "Amateure-Sportplatzes", bestehend aus den
GP 12iH/U, I2IH/70 und 136^1 Bfl., EZ. 1396, KG Steyr, im Ausmaß von
18.656 m2 zum Zeitpunkt der Fertigstellung der Sportanlage Rennbahnweg
und der damit verbundenen Übersiedlung des "Sportklubs Amateure" dem Bund
für die Erweiterung der Höheren Technischen Bundeslehranstalt zum orts
üblichen Verkehrswert zu verkaufen, aufgehoben.

Ich möchte darauf hinweisen, daß seit dieser Beschlußfassung im Jahre
1972, das sind fast 10 Jahre, und die damit verbundene Absichtserklärung,
daß seit dieser Zeit viele Bemühungen der Stadt in Verhandlungen mit dem
Bund es gegeben hat und es war immer unser Bestreben, den Bund zu veran
lassen, seine endgültige Planungsabsicht uns bekanntzugeben. Die letzte
dieser Besprechungen hat amr20. 7- 1982 in der Direktion der HTL stattge
funden und im Rahmen dieser Besprechung haben die Vertreter des Bundes
die Vertreter unserer Stadt bezüglich des "Amateure-Sportplatzes" gebeten
noch 3 Monate lang keine Entscheidung zu treffen und sicherten uns gleich
zeitig zu, daß innerhalb dieses Zeitraumes eine endgültige Klarstellung
seitens des Bundes erfolgen wird. Am 20. 10. ist diese Frist abgelaufen,
ohne daß bisher in dieser Angelegenheit eine konkrete Entscheidung ge
troffen worden ist. Unsere Stadt ist jedoch - solange der eingangs zi
tierte Gemeinderatsbeschluß aus dem Jahr 1972 aufrecht bleibt und seitens
des Bundes keine konkrete Entscheidung getroffen wird - bei der Reali
sierung unseres Sportstättenkonzeptes Rennbahn wesentlich behindert. Um
diese Behinderung der Stadt bei der Verwirklichung des Sportstättenkon
zeptes nionmehr zu beheben und gleichzeitig eindeutig klarzustellen, daß
Investitionen im Bereich des "Amateure-Sportplatzes" keine verlorenen
Aufwendungen sind, wird nunmehr vorgeschlagen, diesen Beschluß aufzuheben.

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung.
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BÜRGERMEISTER FRMZ WEISS:

Danke für den Bericht. Wünscht zu dem Punkt jemand das Wort? Ich glauhe,
es ist alles gesagt worden. Die Verpflichtung der Stadt soll damit end
gültig erloschen sein und wieder das freie Verfügungsrecht über den "Ama
teure Sportplatz" bestehen.
Ist jemand gegen den gestellten Antrag? Wicht der Fall. Enthaltung auch
nicht. Einstimmiger Beschluß im Sinne des Antrages. Danke. In Vertretung
des erkrankten Vizebürgermeisters Karl Fritsch wird dessen Stellvertreter
als Fraktionsobmann der ÖVP, Herr Gemeinderat Radler berichten.

BERICHTERSTATTER GEMEIWDERAT J0SER RADLER:

Geschätztes Präsidiuml Meine Damen und Herren des Gemeinderates! Mir
fällt die ehrenvolle Aufgabe zu, Ihnen i)- Anträge zur Beschlußfassung
vorzutragen. Der erste Antrag betrifft eine Straßenbenennung.

6) Ges - 15/82
Straßenbenennung "Messerer-Straße"

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA. XI vom 10. November I982 erhält der
Straßenzug auf der GP. 1^/3, KG Hinterberg, im Lageplan des Stadtbauam
tes vom 8. September 1982 grün lasiert ausgewiesen, die Bezeichnung

"Messerer-Straße".

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Sie haben den Antrag vernommen. Gibt es dazu irgendwelche Bemerk\ingen?
Das ist nicht der Fall. Auch eine Enthaltung wird nicht vernommen. So
mit ist der Antrag einstimmig beschlossen.

GEMEINDERAT JOSEF RADLER:

Der zweite Antrag betrifft ebenfalls eine Straßenbenennung und lautet:

7) Ges - 15/82
Straßenbenennung Ing. Karl
Jens chke-Straße

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA. XI vom 21. Oktober I982 erhält der
Straßenzug im Bereich Bergerweg - Bahndammstraße, im Lageplan des Stadt
bauamtes vom 16. September 1982, Maßstab 1 : 1000, rot lasiert ausge
wiesen, die Bezeichnung

"ing. Karl Jenschke-Straße".

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Auch dazu keine Wortmeldung. Gegenstimmen, Enthaltungen ebenfalls nicht.
Somit ist dieser Antrag auch beschlossen.

GEMEINDERAT JOSEF RADLER:

Der dritte Antrag betrifft die Fassadenaktion I982. Der Antrag lautet:

8) K - 17/82
Fassadenaktion 1982 -
III. Abschnitt

Der Gemeinderat wolle beschließen:
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Aufgmnd des Amtsberichtes der MA. III vom 12. Oktober I982 sind für den
III. Abschnitt der Fassadenaktion 1982, dessen Herstellungskosten sich
auf S 1,305.770,— belaufen, Subventionen von insgesamt S 32k.920,—
erforderlich.

Zum vorangeführten Zweck wird eine Kreditüberschreitung in Höhe von

S 325.000,— (Schilling dreihundertfünfundzwanzig-
tausend)

bei VSt 5/3630/7780 bewilligt.

Die Deckung dieser Kreditüberschreitung hat durch Entnahme aus Rücklagen
zu erfolgen.

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.

BÜRGERMEISTER FRAHZ WEISS:

Auch zu diesem Antrag sehe ich keine Wortmeldung. Somit kommen wir zur
Abstimmung. Ist jemand dagegen? Hein. Enthaltungen auch nicht. Der Antrag
ist ebenfalls einstimmig angenommen.

GEMEIIDERAT JOSEF RADLER:

Der nächste Antrag betrifft die Erneuerung der Dacheindeckungen über Ob
jekten Gleinkergasse 10, Berggasse 2k, Sierninger Straße U8 und Michaeler
platz li+. Der Antrag des Stadtsenates lautet:

9) Bau 5 - 2531/82
Bau 5 - 2762/82
Bau 5 - 5371/82
Bau 5 - 300

Erneuerung der Dacheindeckungen über den
Objekten Gleinkergasse 10, Berggasse 2k
(Promenade), Sierninger Straße kB und
Michaelerplatz lU unter Verwendung von
Biberschwanzziegelmaterial

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA. III vom 21. Okt. I982 wird der bean
tragten Subventionierung der Dachinstandsetzungsarbeiten bei den Liegen
schaften Gleinkergasse 10, Berggasse 2k (Promenade), Sierninger Straße U8
und Michaelerplatz lL zugestimmt.

Zum genannten Zweck wird ein Betrag von

S  169.500,— (Schilling einhundertneunundsechzig-
tausendfünfhundert)

bei der VSt 1/3630/7780 freigegeben, wobei von der Einhaltung der vom
Gemeinderat beschlossenen 20^igen Kreditsperre in diesen besonders gela
gerten Fällen Abstand genommen wird.

Ich bitte auch um Annahme dieses Antrages.

BÜRGERl/EISTER FRAHZ WEISS:

Zu diesem Antrag eine Wortmeldung? Das ist nicht der Fall. Gegenstimmen,
Enthaltungen werden nicht verzeichnet. Auch dieser Antrag ist somit ein
stimmig beschlossen. Danke dem Berichterstatter. Nächster Frau Stadtrat
Ehrenhuber.
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BERICHTERSTATTER STADTRAT INGRID EHRENHUBER:

Geschätztes Präsidium! Werte Damen und Herren des Gemeinderates I
Ich hahe Ihnen einen Antrag zur Beschlußfassung vorzulegen.Es handelt sich
um die Installation einer Brandmeldeanlage für das Objekt Zentralaltersheim,
die dem Schutz aller Heiminsassen dient. Der Antrag des StadtSenates an
den Gemeinderat lautet:

10) GHJ 2 - 5098/82
Installation einer Brandmelde

anlage für das Objekt Zentral-
altersheim

Der Gemeinderat wolle beschließen:
Aufgrund des Amtsberichtes der MA. V - ZAH vom 27« 10. I982 wird der Auf
trag zur Lieferimg und Installation einer Rauchgasbrandmeldeanlage für
das Objekt Zentralaltersheim an die Firma Siemens, Linz, zum Preis von
S 2,15^.290,73 übertragen.

Der Antrag auf Freigabe der hiefür erforderlichen Mittel wird im Rech
nungsjahr 1983 gesondert gestellt werden.

Ich bitte Sie um Genehmigung dieses Antrages.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke, Sie haben den Antrag gehört. Gibt es dazu eine Wortmeldung? Keine.
Ist jemand gegen den Antrag? Nein. Enthaltungen auch nicht der Fall. Somit
einstimmiger Beschluß. Danke. Nächster Berichterstatter Herr Stadtrat
Feuerhuber.

BERICHTERSTATTER STADTRAT KARL FEUERHUBER:

Geschätztes Präsidium, meine Damen und Herren. Ich habe 3 Anträge zum
Vortrag zu bringen. Der erste Antrag beschäftigt sich mit dem HS A/1.
Teil - Lauberleiten samt Pumpwerk A. Der Antrag hiezu lautet:

11) Bau 6 - 1781/76
HS A/1. Teil - Lauberleiten samt Pumpwerk A;
Durchführung der Erd- und Baumeisterarbeiten;
Überschreitimg der Auftragssumme; Ansuchen um
Zustimmung zur Vorfinanzierung für den RHV

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA. III vom 5- Oktober 1982 wird infolge
der während der Bauzeit eingetretenen Lohn- und Materialpreiserhöhungen
in Höhe von S 1,569.003,63 nach korregierter Schlußrechnung seitens des
Ing. Büros Flögl ein Betrag in Höhe von

S 1,180.000,— (Schilling einemillioneinhundert-
acht z igt aus end)

bei VSt 9/ /2796 freigegeben.

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke. Zu diesem Bericht eine Wortmeldung? Keine. Ist jemand dagegen?
Nein. Enthaltung auch nicht. Der Fall ist einstimmig beschlossen.

STADTRAT KARL FEUERHUBER:

Der nächste Antrag behandelt einen Antrag des Reinhaltungsverbandes "Steyr
und Umgebung".
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12) Ha - 2388/76
Reinhaltungsverband "Steyr und Um
gebung" ; Förderung durch das Land
Oberösterreich; BA 02 und BA 03;
Übernahme der Haftung durch die
Stadt Steyr

Der Gemeinderat wolle beschließen:
Aufgrund des Amtsberichtes der MA. III - RHV "Steyr und Umgebung vom
23. 9. 1982 wird der Übernahme der Haftung durch die Stadt Steyr für
nachstehend angeführte Landesdarlehen an den RHV "Steyr und Umgebung"
zugestimmt:

S 750.000,— für den BA 02, gewährt vom Bairreferat des Amtes der oö.
Landesregierung

S U50.000,~

S U50.000,~

für den BA 03, gewährt ebenfalls vom Baureferat des Amtes
der oö. Landesregierung.

für den BA 02, gewährt vom Gemeindereferat des Amtes der
oö. Landesregierung.

Ich bitte,auch diesem Antrag die Zustimmung zu erteilen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke. Haben Sie zum Antrag eine Wortmeldung. Nicht der Fall. Ist wer
dagegen. Nein. Enthaltung auch nicht. Somit einstimmig beschlossen.

STADTRAT KARL FEUERHUBER:

Den nächsten.-Antrag bitte ich, von der Tagesordnung abzusetzen. Er be
handelt den Grundankauf von der Fam. Krenn in Steyr, Weinzierlstraße 5-

13) ÖAG - 2323/80
Ankauf der Grundparzellen 1576/1 und
1575/3, KG Föhrenschacherl von Josef
Krenn, Steyr, Weinzierlstraße 5

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Im Zuge der Enteignungsverhandlung für die Vereinbarung der Wolferner
Straße wurde das Land Oberösterreich vom Grundbesitzer Anton Weindl auf
Erhöhung der Enteignungssumme geklagt.

Das Gerichtsverfahren ist bereits beim Bezirksgericht Steyr anhängig, da
es sich im gegenständlichen Falle um den Ankauf von Grundstücken in be
nachbarter Lage, allerdings zu anderen Zwecken, nämlich als Bauerwartnngs-
land und nicht als künftiger Straßengrund handelt, erscheint es nicht
zweckmäßig, derzeit eine Beschlußfassung im Gemeinderat herbeizuführen.
Eine Präjudizierung des gerichtlichen Verfahrens könnte allenfalls nicht
ausgeschlossen werden, da der Sachverständige nach den Vergleichsmethoden
sein Gutachtan abgeben muß. Es wird daher vorgeschlagen, den gegenständ
lichen Antrag gemäß § 7 Abs. 3 der Geschäftsordnung von der Tagesord
nung abzusetzen, gemäß § I8 Abs. U die Annahme dieses Antrages die Zu
stimmung von 2/3 der Anwesenden im Gemeinderat notwendig. Ich bitte den
Herrn Bürgermeister, darüber abstimmen zu lassen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Bevor ich abstimme, die Frage an die anwesenden Herren der Magistrats
direktion, wie lange nach Erfahrung derartige Schiedsverhandlungen bzw.
Gerichtsverhandlungen-Gutachtenersteilungen dauern?
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MAGISTRATSDIREKTOR DR. JOHAM EDER:

Wir streben einen Vergleich mit Weindl an.Wir wollen überhaupt nicht das
Gerichtsverfahren abschließen, sondern während des Gerichtsverfahrens
einen Vergleich mit Weindl zwischen Land und Gemeinde herbeiführen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Gut. Danke. Der Antrag steht zur Diskussion. Wünscht dazu jemand zu^
sprechen? Das ist nicht der Fall. Wer für die Absetzung ist, bitte ich,
ein Zeichen mit der Hand zu geben. Danke. Einstimmig, wie ich sehe.
Somit ist der Antrag von der Tagesordnung abgesetzt. Der Berichterstatter
ist befreit von seiner Pflicht und somit kommen zum nächsten, Herrn
Stadtrat Kinzelhofer.

BERICHTERSTATTER STADTRAT KOWRAD KINZELHOFER:

Wertes Präsidium! Verehrte Damen und Herren des Gemeinderates!
Ich habe Ihnen zwei Anträge des Stadtsenates zur Beschlußfassung vorzule
gen. Der erste Antrag betrifft einen Erdgasliefervertrag.

lU)ÖAG - 62,16/76.
Erdgasliefervertrag - vertragliche
Preisvereinbarung für 1983; Anhebung
der Bereitstellungsmenge ab 1. 10. I982

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Entsprechend dem Amtsbericht der Stadtwerke vom 15« Okt. I982 wird der
Abänderung des Punktes 7-1-1. des geltenden Erdgasliefervertrages zup-
stimmt, als erst bei einem Mittelwert über U.100 mSn/h - bisher bereits
ab 3.810 m3n/h - sich der Leistungspreis ab dieser Schwelle im bisherigen
Umfang erhöht.

Des weiteren wird der Abänderung des Punktes 7.2.1. des geltenden Ver
trages - Reduzierung des Arbeitspreises von derzeit S 293,52 pro abge
nommener MWh auf S 252,U8 je MWh - zugestimmt.

Da die Anhebung der Bereitstellungsmenge bereits ab 1. 10. I982 gilt,
wird gemäß § kh (5) des Gemeindestatutes der Stadt Steyr der Magistrat
wegen Dringlichkeit zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

Ich ersuche um Ihre Zustimmung zu diesem Antrag.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Sie haben den Antrag vernommen. Gibt es zu diesem irgendeine Wortmeldung?
Herr Gemeinderat Treml dazu.

GEMEINDERAT OTTO TREML: _ ■
Werter Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Ich habe ja bereits am I6. 2. I982 bei der Änderung des Erdgasliefer
vertrages mit der OÖ. Ferngasgesellschaft für I982 hier im Gemeinderat
darauf hingewiesen, daß laut Antrag - sowie auch heute — für das Jahr
1983 ein Bandleistungspreis für 1.110 m3 ein Jahrespreis von S U81.338,
exkl. 13 % USt, zu bezahlen sind. Die Preisregelung sieht aber vor, daß
die OÖ. Ferngas für diese Stundenbahn nur S 356.000,— exkl. % St je
Jahr verrechnen darf. Der Mehrpreis, meine Damen und Herren, beträgt daher
rund S 125.000,— oder 35 %. Weil höhere Stundenspitzen und höhere Jahres
bezugsmengen benötigt" werden, so wie es im Antrag heißt, m"uß die Stadt
im Rahmen neuer Lieferverträge Preisvereinbarungen außerhalb der Preis
regelung eingehen. Gegen ein derartiges Diktat der OÖ. Ferngasgesellschaft
müssen sich meiner Meinung nach alle Gemeinderäte, an der Spitze mit
Bürgermeister Weiss zur Wehr setzen und nicht einfach dem erpresserischen
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Druck nachgeben. Daher werde ich als Vertreter meiner Fraktion eben der
beantragten Änderung des Erdgasliefervertrages mit der OÖ. Ferngas
nicht die Zustimmung geben. Noch dazu, meine Damen und Herren, wo jeder
weiß, daß es nach der letzten Erdgaspreiserhöhung von % ■> bekanntlich
im Vorjahr,also im Herbst 1981, die Profite RAS angewachsen sind und
es kein Mengenproblem derzeit bei der OÖ. Ferngas gibt. Die OÖ. Ferngas
verfügt derzeit meines Wissens über eine Speichermenge von rund tOO Millio
nen Kubikmeter, das ist weit mehr als ein halber Jahresbedarf für ganz
Oberösterreich. Wie aus der Energiebilanz des statistischen Dienstes des
Amtes der oö. Landesregierung hervorgeht, beträgt der Erdgasverbrauch in
OberÖsterreich gegenwärtig rund 1,1 Milliarden Kubikmeter. Rund 500 Milli
arden Kubikmeter stammen dabei aus oberösterreichischen Lagerstätten der
Englisch-Amerikanischen Rohölaufsuchungsgenossenschaft bekanntlich unter
RAG. Die andere Hälfte besteht aus In^jorten.Im Bericht vom 20. Nov. 1982
heißt es, "mit dem Abschluß des sogenannten h. Russengasvertrages"- wie
man allgemein hier in der Öffentlichkeit sagt - "über eine jährliche Gas
bezugsmenge von 600 Millionen Kubikmeter ist die Gasversorgung Oberöster
reichs unter Berücksichtigung des derzeitigen Bedarfes auf viele Jahre ge
sichert, genauer gesagt auf die nächsten 25 Jahre." Also meine Damen und
Herren, Erdgas ist derzeit in Oberösterreich keine Mangelware, daher glau
be ich, daß man solche Verträge, die unter Zwang erpreßt werden, in die
sen Zeiten eben nicht durchführen soll.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Weitere Wortmeldungen zu diesem Punkt? Keine mehr. Der Berichterstatter
bitte.

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:
Werte Damen und Herren!
Wir sind trotzdem froh, daß wir die Menge auf ij-.lOO m3 anheben konnten,
denn wir haben ja gesehen, daß wir keine Anschlußfreudigen mehr bedienen
konnten, da wir ja ansonsten über die Spitze über 3.810 übersteigen würden.
Jetzt sind wir auf der Spitze von U.100 und das gibt natürlich die Mög
lichkeit den Stadtwerken,Anschlußwerber zu berücksichtigen. Ich möchte
das schon als Erfolg sehen und auch den Verhandlern dafür danken, daß das
möglich war, dies so zu erreichen.
Ich ersuche Sie um Ihre Zustimmung.

BÜRGEPMEISTER FRANZ WEISS:
Keine gegenteiligen Meinungen mehr. Die Abstimmung ist nunmehr erfor
derlich. Wer ist für den Antrag, den bitte ich, ein Zeichen mit der
Hand zu geben. Danke. Gegenprobe. Enthaltungen? Ja, 2 Stimmen. Damit
beschlossen.

(2 Enthaltungen: IKPÖ, 1 FPÖ)

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:
Der nächste Antrag betrifft die Jahresbilanz, der.Stadtwerke I98I. Bevor
ich den Antrag stelle, möchte ich einige Bemerkungen dazu abgeben. Die
Umsätze im Jahre I98I der Teilbetriebe der Stadtwerke haben 88,272.978,—
betragen. Das bedeutet eine Steigerung gegenüber 198O von 22,25 %• Im
Wirtschaftsjahr I98I wurden in den Teilbetrieben S 13,7^5.5755— ohne
Umsatzsteuer investiert. Für die Personalkosten wurden I98I S 29j1^3.0U8,
aufgewendet. Durch die Stadtwerke wurden aber auch Abgaben geleistet, und
zwar Bundesabgaben in der Höhe von S 1,5 Mio. und eine Gebrauchsabgabe
an die Stadtgemeinde in der Höhe von S 1 ,950.000,—. Es wurden selbst
verständlich auch Zuschüsse der öffentlichen Hand den Stadtwerken zur
Verfügung gestellt, und zwar von der Gemeinde als Verlustersatz
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S 5,21T.i|U3,— und außerdem S 1,000.000,— vom. Land als Zulage des Landes.
Beim Verkehrsbetrieb war eine, durchschnittliche Fahrpreiszunähme je be
förderter Person mit h g gegeben und zu verzeichnen. Das ist dadurch be
dingt, daß die Fahrgäste zunehmend von den Einzelfahrscheinen auf die
Mehrfahrscheine übergehen. Die Tariferhöhung vom 1. h. 198O hat daher
nur einen Betrag von S ̂ 30.000,— ergeben. Die Stadtwerke - der Ver
kehrsbetrieb hat zur Zeit 21 Busse mit 31• Dezember und ein Liniennetz
von 51>5 km, ergibt eine. Fahrtleistung für I98I von 715-000 km, die ge
fahren wurden. Beim Wasserwerk stiegen die Betriebserträge gegenüber I98O
um S 1,086.00c,—. Das ist eine Zunahme von 7,88 %. Die Zunahme ist zum
überwiegenden Teil aus den geregelten Anschlußgebühren ab dem 1. 6. 198I
gegeben. Die Wasserwerke erarbeiteten-einen Gewinn von S 100.969»— und
konnten eine Rücklage von S 5»000.000,-- schaffen. Vielleicht einige
Zahlen zur Förderung. Es wurde Wasser gefördert. I98I S ,077-920 ni3
gegenüber l|,06l.090 m3, das sind um I6.83O m3 mehr. 3,^81.761 m3 wurden
verkauft. Das Rohrnetz der Wasserversorgung in Steyr beträgt IU3 km.
Das Gaswerk schließt mit einem Gewinn von 69-680,— ab und hat in der
abgelaufenen Gebarung im Wirtschaftsjahr eine freie Rücklage schaffen
können von S 1,9 Mio, die zur Abdeckung des. Vorjahres notwendig sind
und zur Weiterführung von Investitionen verwendet werden müssen. Der
Belegschaftsstand der Stadtwerke mit. allen Betrieben umfaßt mit 31-12.
1981 109 Beschäftigte. Ich darf nun den Antrag des Stadtsenates stellen.

15) ÖAG-UI88/82
Stadtwerke Steyr;

Jahresbilanz 198I
Der Gemeinderat wolle beschließen:

Die beiliegende Jahresbilanz I98I der Stadtwerke Steyr wird genehmigt.

Gleichzeitig wird gemäß § 59 Abs.. 2 Z. 1 c StS, der Dotation der Rück
lagen (freie Rücklagen) bei den Teilbetrieben

^ematorium und Leichenhalle
Wasserwerk

Gaswerk

50.000,-

5,000.000,-
1.900.000,-

6,950.000,-

zugestimmt.

Ich ersuche um Ihre Zustiimnung zur Genehmigung.

BÜRGERMEISTER FRAWZ WEISS:

Danke für den Bericht. Wortmeldungen? Bitte Herr Gemeinderat Schwarz.

GEMEIHDERAT HERBERT SCHWARZ:

Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Nach diesem ausführlichen Bericht darf ich meine Zahlen abrunden und

kurz fassen. Die uns vorgelegte Bilanz weist eine Bilanzsumme von rund
S  187,000.000,— auf. Das Eigenkapital beträgt unter Einrechnung der ge
bildeten Rücklage S 75,000.000,—. Wach Abzug der Wertberichtigungs
posten zum Anlagevermögen beträgt das gesamte Vermögen S 109,000.000,—,
hievon entfallen auf Eigenkapital,bereits erwähnt, S 75,000.000,— und
auf Fremdkapital S 3^,000.000,—. Bei 109 Beschäftigten in den Stadt
werken ergibt sich ein Kapitalbedarf für einen Arbeitsplatz von rund
S 1,000.000,—. Von diesem Betrag sind 67O.OOO,— durch Eigenkapital ge
deckt und der Rest durch Fremdmittel. Diese Summen sind beträchtlich

und steigen von Jahr zu Jahr. Sie liegen jedoch in gleicher Höhe wie
in der Privatwirtschaft. Lediglich die Eigenkapitalausstattung ist in
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der Privatwirtschaft nicht so günstig wie bei den Stadtwerken, wo
jährlich Kapitalzuführungen durch Verlustersatz bei der Kunsteisbahn,
Stadtbad sowie Grundleistung und die Subvention durch, das Land Ober
österreich erfolgen. Durch besonders. hohe Investitionen bei den^^was-
serwerken und Gaswerk..ist der Wert des Anlagevermögens ohne Berücksich
tigung der Wertberichtigung von S I5I,000.000,— auf 162,000.000,-- an
gestiegen. Das Umlaufvermögen hat sich von 198O. (S I6 Mio) auf 25 Mio
im Jahre 1981 erhöht. Die Erhöhung, ergab sich, bei der Position Forde
rungen.Auch hier machen sich Schwierigkeiten beim Inkasso sowie in der
gesamten übrigen Wirtschaft offensichtlich bemerkbar. Die Zahlungsmoral
hat sich geändert. Man hat früher in der Wirtschaft den Zahli^gsve:^
merk angebracht "Berechnungen dankend erhalten". Heute schreiben wir ^
uns darauf "Gott sei dank, noch erhalten". Bei den einzelnen Teilbetrie
ben sind bei den Aufwendungen keine besonderen Veränderungen einge
treten, außer der normalen Teuerungsrate. Zu einem Ansteigen des Ver
lustes beim Verkehrsbetrieb auf S i^.,6 Mio im. Jahr 1981 ist es - wie be-
reits ^diirch~^l!as^achsen Veir Ausgaben bei gleichbeleibenden Ein
nahmen gekommenJ3er Beshattungsbetrieb weist einen Verlust von S 5^^.000,—
aus. Es müssen jedoch die Steuernachzahlungen für vergangene Jahre sowie
Vorauszahlungen für 1982, die nicht in diesem-Jahr als Aufwand einge^^
rechnet werden können, abgezogen- werden. Diese Korrektursumme beträgt
S 5U5.OOO,— und ist somit gleich hoch wie der Verlust, sodaß von einem
ausgeglichenen Ergebnis gesprochen werden kann. Im Jahre 198O w^ noch
ein Gewinn von S 100.000,— zu verzeichnen. Auch hier ist deutlich ein
Absinken des Ge-winnes erkennbar. Vielleicht als Vergleich: 19T9 war der
Ge-winn im Bestattungsbetrieb noch S kOO.OOO,—, I98O S 100.000, und
1981 S 0,—. Die geringere Ertragslage macht auch vor solchen sogenannten
krisensicheren Betrieben nicht Halt, Ein Privatun-fcernehmer müßte in_die
sem Fall seinen Lebens-unterhalt vom Kredit bestreiten.. Der Teilbetrieb
Krematorium — Leichenhalle ist fast -unverändert, weil es sich hier zum
Großteil ja nur um Gebühren handelt. Beim Wasserwerk sind die Einnahmen
und Ausgaben - -wie ebenfalls, vom Berichterstatter ausgeführt - fast un
verändert, nur die Anschlußgebühren, sind von S 63.000, auf 825.000,
angestiegen. Dadurch ist es in diesem Jahr wiede^ zu einem Gewinn von
rund S 5 Mio gekommen. Im Gaswerk ist es durch eine gewaltige Tarifer
höhung im Jahre 198I und die Ausweitung des Gasnetzes gelungen, die Ein
nahmen von S 27 Mio im. Jahre I98O auf S Mio 198I zu steigern. Das
Jahr 1981 schließt daher mit einem Gewinn von rund S 2 Mio ab. Der Ver
lust von 1980 konnte in der Größenordnung von S 1 Mio. somit aufgesaugt
werden- Die Erhöhung des Verlustes im Stadtbad auf S U,368.000,— ist
d-urch die Kostensteigerung beim Materiala-i;.f-wand entstanden. Durch not
wendige Instandhaltung und Anpassung der Personalkosten ist der Verlust
im Jahr I98I im Teilbetrieb Kunsteisbahn auf S 8U9.OOO, angestiegen.
Die Verluste des Stadtbades und Kunsteisbahn sind^kaum vermeidbar, da
eine Anheb-ung der Einnahmen nicht sinnvoll erscheint -und die Ausgaben ^
zwangsläufig durch die Inflation steigen. Ich möchte noch_darauf hinwei
sen, daß das Kontrollamt die Stadtwerke geprüft hat und sich von der
.materiellen Richtigkeit überzeugen konnte. Meine Fraktion wird daher
dem Antrag die Zustimmung geben.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Darifce für den Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses. Nächster
Sprecher Herr Gemeinderat Eichhübl.

GEMEINDERAT ROMAN EICHHÜBL:
Die Jahresbilanz 198I der Stadtwerke, geschätztes Präsidiim, meine Damen
und Herren des Gemeinderates, weist auf der einen Seite in den Teilbe
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reichen Verkehrsbetrieb, Bestattung, Stadtbad, Kunsteisbahn Verluste in
der Hohe von S 10,350.000,— auf. Demgegenüber stehen aber in den Teil
bereichen Krematorium - Leichenhalle -- Wasserwerk. - Gaswerk insgesamt
S 7,1 Mio Gewinne gegenüber. Meine Damen und Herren des Gemeinderates,
Rücklagen kann man nur dann bilden, wenn vorher dementsprechende Gewinne
erwirtschaftet wurden. Das. war alleine in % ausgedrückt beim Wasserwerk
SU %. Das veranlaßt mich seitens der FPÖ einen Vorschlag dazu zu unter
breiten, den ich im übrigen bei ähnlichen Debatten bereits mehrmals ge
macht habe, nämlich die Sa.riieruag der Teilbereiche der Stadtbetriebe
untereinander vorzunehmen. Denn es ist einfach nicht einzusehen, daß ein
Gesamtbetrieb wie die Stadtwerke nicht ebenso vorgeht wie Privatunter
nehmungen auch, die mit den 'Gewinnen aus Teilbereichen die Verluste ande
rer Teilbereiche abdecken ̂ ind sanieren. Damit würde man den Gesamtverlust

wesentlich geringer halten können und man hätte den Bürgern unserer Stadt,die
diese Dienstleistungen der Stadt Steyr in Anspruch nehmen, bereits mehrere
Tariferhöhungen ersparen können, denn die Stadtwerke der Stadt Steyr er
stellen nun einmal eine Gesamtbilanz und haben auch nvir eine Kassa. Ich

kenne auch bereits Ihre Argumentation, meine Damen und Herren der SPÖ-Rat-
haus-Mehrheit, daß eben die Bildung von Rücklagen eine Notwendigkeit dar
stellt für besondere Maßnahmen. Sollten aber tatsächlich in diesen Dienst

leistungsbereichen finanzielle Mittel erforderlich sein, so wären diese,
unserer Meinung nach aus dem allgemeinen Steueraufkommen zu entnehmen.
Selbstverständlich müßte dann in anderen Bereichen eingespart werden.Aber
auch das wäre möglich, beispielsweise bei den Ausgaben für Repräsentatio
nen, bei den Ausgaben für nichtrückzahlbare Darlehen sowie Subventionen
und anderen Geschenken. Man ist aber offensichtlich nicht bereit, in
diesem Bereich Änderungsmaßnahmen durchzuführen und setzt somit den ersten
Schritt für neue Taxiferhöhungen. Wir werden aber seitens der FPO dem
vorgelegten Antrag die Zustimmung geben, vorbehaltlich jedoch dieser vor
gebrachten Kritik und vor allem des Vorschlages der finanziellen Sanie
rung der Teilbereiche der Stadtwerke untereinander. Danke.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:

Danke Kollege Eichhübl. Nächster Debattenredner Kollege Treml.

GEMEINDERAT OTTO TREML:

Werter Herr Bürgermeister Schwarz, meine Damen und Herren des Gemeinde
rates !

Zur Jahresbilanz der Stadtwerke mit ihren 7 Teilbetrieben möchte ich fest^
stellen, daß sie im Vergleich zur Bilanz im Jahr 198O meiner Meinung nach
trotzdem positiv ausgefallen ist. Ich möchte wiedenjm einen Satz zitieren
in Zeiten wie diesen in der kapitalistischen Wirtschaftskrise konnte - mei
ner Meinung nach - durch eine kluge Geschäftsführung noch von Schlederer
und Wein, und in Zukunft hoffe ich auch des Herrn Riedler, aber auch
dirrch enorme Tariferhöhungen in den Teilbetrieben Wasserwerk, Krematorium,
Leichenhalle sowie Gaswerk immerhin zusammen S 172.630,— Ge-^rinne und
Rücklagen in der Höhe von S 6,950.000,— erzielt werden. Meine Damen und
Herren, wenn man nun die Gewinne inad Rücklagen zusammenzählt, so ergibt
dies über S 7,000.000,—. Wenn ich wiederum vergleiche zu der Bilanz
1980 waren dies ja damals nur S S,000.000,—, also sind die Gewinne und
Rücklagen im Jahr I981 um S 2,000.000,— angewachsen. Dazu kommen natür
lich auch Anlagenabschreibungen in allen Teilbetrieben in der Gesamthöhe
von über S 6,16^^.000,—, die in der Bilanz unter Aufwände ausgewiesen
werden. Nun, meine Damen und Herren, stellt man die Verluste der Teil
betriebe, die ja teilweise schon angeführt wurden, wie Verkehrsbetrieb
mit S L,595.000, —, die Bestattung mit S 5^^-000,—, das Stadtbad mit
S U,368.000,— oder die Kunsteisbahn S 8^9-000,—»zusammen sind das rund
S  10,350.000,—, den Rücklagen mit S 13,l6L.OOO,— gegenüber, so ergibt
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sich ein Betrag im Ausmaß von rund S 2,8lU.OOO,—. Dies, meine Damen und
Herren, in einem Jahr, in dem vor allem auch die Energiekosten Strom,_
Gas, Heiz- und Dieselöl auch gewaltig erhöht wurden. Z.B. erhöhten sich
allein die Heiz- hzw. Stromkosten im Stadthad gegenüber 1980^von ̂ nd
S 1,6 Mio auf fast S 2,0 Mio oder die Treibstoffkosten für die städt.
Autobusse stiegen -um fast 0,5 Mio auf über S 2,280.000, . Das wiederTim
verglichen gegenüber 19T9 ist eine Verdopplung der Treibstoffkosten,
wobei auch der Kollege Schwarz darauf hingewiesen hat, daß^ja die^Ein
nahmen auf der anderen Seite mehr oder weniger gleich geblieben sxnd.
Aber die Bilanz I98I zeigt auch, daß die Stadtwerke über eine gute finan
zielle Grundlage verfügen und daher keine großen Finanzprobleme haben,
wie dies bei den Privatunternehmungen schon lange der Fall ist.
iese positive Bilanz zeigt aber auch gleichzeitig, daß ich als Sprecher
der KPÖ-Fraktion in den vergangenen Jahren* sowie auch im J^r 1981 rich
tig gehandelt habe und den diversen Gebühren-und Tariferhöhunpn der
Mehrheitsfraktion oder der Mehrheit des Gemeinderates die Zustimmung ver
weigerte. Denn es gilt halt einmal für uns Kommunisten nach wie vor der
Grundsatz, kommunale Leistungen sollen und müssen nicht unbedingt
mit kostendeckenden Gebühren und Tarifen verbunden sein, aber
ich glaube,schon gar nicht mit der Gewinnerzielung. Ich_vertrete auch
heute die Ansicht, anstelle der großzügigen Millionenförderung für aus
ländische Unternehmungen müßte in Zukunft dieser Gemeinderat unseren
eigenen Betrieben, nämlich unseren städtischen Betrieben, mehr Förde
rungsmittel zTikommen lassen, als dies bisher der Fall war, ^im
Interesse einer sozialen und kommunalen Gebühren- und Tarifpolitik
hier in der Stadt Steyr. Dem vorliegenden Ziffern-und Zahlenwerk^wer
de ich selbstverständlich die Zustimmung geben. Natürlich werde ich
nicht nachträglich die Zustimmung geben zu den Tarif- und Gebühren
erhöhungen, die ich im Laufe des Jahres I981 abgelehnt habe.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ;

Danke Kollege Treml. Wünscht noch jemand zu diesem Antrag zu sprechen?
Ich sehe, Hag ist nicht der Fall. Der Berichterstatter bitte das Schluß
wort .

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: ^ -
Ich möchte Ihnen nur sagen, daß ja die Stadtwerke aufgrund des Organi
sationsstatutes verpflichtet sind, Rücklagen zu schaffen, um technische
Aufgaben durchzuführen.

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT OTTO TREML:
Ich habe das positiv erwähnt.

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: .. . . o a-
Ja, weil Du sagst, man könnte. Aber wer übernimmt dann die Kosten. Sie
sehen ja in der Bilanz, welche Kosten in der Wasserversorgung, in der
Gasversorgung anfallen.Die Wasserversorgung ist noch_in der Entwicklung.
Uns stehen verschiedene große Projekte bevor. Wenn wir keine Rücklagen
schaffen würden, würden Sie im Gemeinderat befaßt werden, Gelder bereit
zustellen von der Gemeinde her. Andere Aufgaben müssen eben dann zu
rückgestellt werden. Ich glaube, daß die Aufgabenstellung_richtig ist
und daß es richtig ist, Rücklagen zu schaffen, um eben die Investitio
nen für unsere Stadt in allen Bereichen schaffen zu können. Für das
Bad und für die Kunsteisbahn leistet die Gemeinde den Verlustersatz.
Ich darf dazu gleich erwähnen, daß man hier auch versucht, vor allem
bei den Bädern Kosten einzusparen durch Maßnahmen, die getroffen wer
den, um Energiekosten, die ja enorm steigen, hier einsparen zu können.
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Ich glauhe, daß die Bilanz so vorgestellt mirde, wie sie ist, iind daß
sie in Ordnung ist und ich ersuche nochmals um Ihre Zustimmung,

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ;'
Danke. Wir kommen zur Ahstimmung. Wer dem Antrag die Zustimmung giht,
bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Danke. Ist jemand gegen den An
trag? Enthält sich jemand der Stimme? Ich darf feststellen, daß die
Einstimmigkeit in diesem Fall gegeben ist. Danke für den Bericht Herr
Kollege Kinzelhofer. Kollege Wallner ist der nächste.

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER:

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine sehr verehrten Damen und Herren
des Gemeinderates!

Mein Antrag betrifft die Genehmigung einer Baukostenüberschreitung bei
der Hangsanierung Lauberleite. Der Antrag lautet.

16) Bau 3 - 6690/81
Hangsanierung Lauberleiten;
Baukostenüberschreitung;
Antrag um Mittelfreigabe

Der Gemeinderat. wolle beschließen

Mit Beschluß des 'Gemeinderates vom 1. April I982 wurde der Auftrag zur
Durchführung der erforderlichen Maßnahmen zur Hangsanierung der Lau
berleite an die Firma Ferro-Betonit, Linz, zum Preis von S 3,967.819,38
übertragen.

Aufgrund des Amtsberichtes der MA. III vom 1. 10. I982 wird nunmehr einer
Erweiterung dieses Auftrages um einen Betrag von insgesamt S 3,135.000,—,
inkl. Ust, zugestimmt.

Zum genannten Zweck wird eine Kreditüberschreitung von

S 3,135.000,— (dreimillioneneinhundertfünfund-
dreißigtausend)

bei VSt 5/6180/0021 bewilligt. Die Deckung dieser Kreditüberschreitung
hat durch Rücklagenentnahme zu erfolgen.

Ich ersuche tun Ihre Zustimmung.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Sie haben den Antrag gehört. Wird eine Diskussion gewünscht. Ich sehe,
daß dies nicht der Fall ist. Bitte ein Zeichen mit der Hand, wenn Sie dafür
sind. Danke. Gegenstimmen sehe ich keine. Auch keine Enthaltungen. Ein
stimmig angenommen. Herr Kollege Wippersberger ist der nächste Bericht
erstatter.

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:

Werter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Ich habe insgesamt 5 Antrage zur Beschlußfassung zu unterbreiten. Der
erste dieser 5 Anträge ist die Lustbarkeitsabgabeordnung I982. Das
Amt der oö. Landesregierumg hat die Novellierung der Lustbarkeitsab
gabe beschlossen. Dieser Novellierung sollen wir beitreten und so liegt
Ihnen der heutige Antrag zur Beschlußfassung vor. Bei dieser vom Land
ausgearbeiteten Neufassung der Lustbarkeitsabgabeordnung geht es weniger
darum, der Gemeinde höhere Einnahmen zu sichern als vielmehr.das Über

handnehmen der Spielautomaten einzudämmen. Ich glaube, ich kann es mir
und Ihnen ersparen, die sehr umfangreiche Verordnung zu verlesen bzw.
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ich habe auch den Amtsbericht hiezu bekommen. Ich darf mich daher auf
den Antrag in Kurzform begnügen.

IT) Gem X - 1616/76
Lus tb arke it s ab gabeo rdnung
1982; Heukonze-ption

Der Gemeinderat wolle beschließen:
Aufgrund des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 7. Oktober 1982
wird'nachstehende Lustbarkeitsabgabeordnung 1982 genehmigt.

VIZEBÜRGERMEISTER HEIRRICH SCHWARZ:

Sie haben den Antrag gehört. Wünscht jemand das Wort dazu? Kollege Treml.

GEMEIHDERAT OTTO TREML:

Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Ich habe ja bereits in der letzten Finanz- und Rechtsausschußsitzung
zur Novellierung der Lustbarkeistabgabeordnung I982 und im besonderen
zur Erhöhung der Lustbarkeistabgabe für Spielautomaten ausführlich
Stellung genommen und es hat eine sehr umfangreiche Diskussion darüber
gegeben. Ich möchte das heute nicht ganz so breit machen, aber doch das
eine oder andere wiederholen. Es sei nach meiner Auffassung höchst
anrüchig, den Spielteufel gewähren zu lassen, wenn; er n^lr genügend^Geld
für die Stadtkasse abgibt oder abwirft. Ein Laster wird nämlich meiner
Meinung nach nicht moralischer, wenn es für die Stadt ertragreicher ist,
indems-man die Abgabe für einen Spielautomaten von derzeit S 10, auf
S 600,— und S 1.000,-- pro Apparat und Monat erhöht. Außerdem
müsse die Frage gestellt werden, wer denn eigentlich diese gastronomisch
erhöhte Lustbarkeitsabgabe in Zukunft bezahlen wird. Soweit ich infor
miert bin, sind ja die Eigentumsverhältnisse auch hier in unserer Stadt
sehr unterschiedlich. Es gibt z. B. Gaststätten, die solche Automaten
besitzen, aber wiederum andere, die sie nur gepachtet haben. Es müsse
untersucht werden, ob die Steuer nicht vom Ertrag solcher Automaten be
zahlt. werden könnte, sodaß man zu einer Regelung käme, Steuern fi^ das
Hasatspiel finanzieren zu müssen. Wenn aber Gastwirte einen Einnahmen
ausfall auf die Preise überwälzen, dann kommt es dazu, daß die nicht
spielende Mehrheit der Gäste die Steuer für die Spieler zahlen müssen.
Im Prinzip ist gegen eine hohe Besteuerung der Glücksspielautomaten
nichts einzuwenden, aber die Lösung, die ja doch durch die Novellierung
der Lustbarkeitsabgabeordnung getroffen wird,sähe auch vor, daß völlig
harmlose Zerstreuung, wie z. B. Fußballauotmaten, ebenfalls mit einer
Steuer von S 300,— pro Apparat statt bisher mit S 10,— belegt werden.
Eine derartige Besteuerung ist nach Auffassung meiner Partei entschie
den zu hoch, weil sie vielfach Kinder betreffe. Aber die ganze Proble
matik der hohen Besteuerung von Automaten sei nach meiner Auffassung
überhaupt vom Land zu wenig durchdacht. Daher werde ich bei der Abstim
mung mich der Stimme enthalten.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Weitere Wortmeldung dazu? Herr Gemeinderat Leithenmayr.

GEMEINDERAT HERMANN LEITHENM,\IR:

Sehr verehrtes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Offenbar verknüpft man hier verschiedene Probleme und in diesem Fall,
so glaube ich, ist es ja eine vorbeugende Maßnahme, die der^Gesetzge
ber getroffen hat.Es ist nämlich durchaus nicht so, daß es in^allen
Branchen in der Wirtschaft Schwierigkeiten gibt. Der Amerikanische
miiltinationale Konzern, Warner Brothers z.B.,hat innerhalb von 10
Jahren ein Imperium aufgebaut mit den Videospielen um die es hier gehb.
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der jetzt einen Absatz von 30 Milliarden Dollar erzielt. Mit diesen
Spielen, die sich immer mehr in den letzten Jahren verbreitet haben,
■wird nat-ürlich in erster Linie Jugendlichen, z-um Teil Kindern, das Geld
aus der Tasche gezogen. In Deutschland gibt es die Erfahrungen in letz
ter Zeit, daß sehr viele Arbeitslose spielen. Ich glaube,daß diese Maßnah
me lenkend sein soll, auch so verstanden ■werden soll und ich finde es rich
tig, daß man hier einen Riegel vorschiebt. Es hat keinen Sinn, einer
Scheinwelt hier auszuweichen und gerade diese Automaten sind ja in den
meisten Fällen sehr aggressiv, es wird ein Spiel nach dem anderen angebo
ten und es wird dort eigentlich gegen diese Friedensbestrebungen sehr "viel
gearbeitet. Ich bin der Meinung, daß diese Maßnahme an und f-ür sich rich
tig ist.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke, weitere Wor-bmeldungen? Keine. Bitte der Berichterstatter.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:
Ich brauche mich nicht mehr verbreitern. Mein Vorredner hat das ja
bereits im wesentlichen gesagt, was ich sagen wollte. Lieber Kollege
Treml, wir wollen mit dieser Wovellierung Laster, wie du das bezeich
net hast, eindämmen. Das ist der Grund. Ich bitte um Abstimmung.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Ist jemand gegen den Antrag, bitte aufzeigen. Nicht der Fall. Enthaltun
gen. Der Antrag ist mit einer Stimmenthaltung (GR Treml - KPÖ) beschlossen. Danke.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:
Der zweite Antrag betrifft den Straßen- und Kanalbau für die Unterfüh
rung der Neuschönauer Hauptstraße beim Isabellenhof. Der Antrag lautet:

18) Bau 3 - 5992/80
Bau 6 - 3099/82
Straßen- und Kanalbau für die Unter
führung Neuschönauer Hauptstraße beim
Isabellenhof

Der Gemeinderat wolle besehließen:
Aufgrund des Amtsberichtes der MA. III vom 5- Oktober 1982 wird infolge
Unterschreitens des Bauzeitplanes für den Straßen- und Kanalbau z'ur neuen
Unterführung der Neuschönauer Hauptstraße um ca. 6 Wochen für den Straßen
bau ein Betrag in Höhe von

S 800.000,— (Schilling achthunderttausend)

als Kreditüberschreitung bei VA-St. 5/6121/0023 bewilligt und für den
Kahalbau ein Betrag in Höhe von

S  100.000,— (Schilling einhunderttausend)

bei VA-St. 5/8112/0500 freigegeben sowie eine Kreditüberschreitung in
Höhe von

S 100.000,— (Schilling einhunderttausend)

bei derselben Voranschlagssteile bewilligt.

Die Deckung für die Kreditüberschreit"ungen hat durch Entnahme aus Rück
lagen zu erfolgen.
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Gemäß § Abs. 5 des Statutes für die Stadt Steyr ■wird der Magistrat der
Stadt Steyr infolge Dringlichkeit zum sofortigen Vollzug dieses Beschlus
ses ermächtigt.

Ich bitte Sie um Annahme dieses Antrages. ■

BÜRGERMEISTER FRAEZ WEISS:
Sie haben den Antrag vernommen. Gibt es dazu eine•Wortmeldung? Dem ist
nicht so. Ist ■wer gegen den Antrag? Nein. Enthaltungen auch nicht. Somit
einstimmig beschlossen.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSEERGER;
Der nächste Antrag befaßt sich mit der Aufschließung A. Zelenkastraße.
Der Antrag lautet:

19) Bau 6 - 5886/82
Aufschließung A. Zelenkastraße;
Übernaiime in das öffentliche Gut;
Refundierung der Aufschließungs-
kosten an die Fa. Hamberger

Der Gemeinderat wolle beschließen:
Aufgrund des Amtsberichtes der MA. III vom U. 11. 1982 wird die kosten
freie Übernahme der Grundst^ücke Uij-6/2 im Ausmaß von 668 m2 und im
Ausmaß von 809 m2, EZ. U20, beide KG Gleink, in das öffentliche Gut ge
nehmigt .

Unter einem wird der Refundierung der Kosten für die Durchführung des
Straßenbaues auf diesen Grundstücken in Höhe von S I8O.OOO,— plus I8 ^
USt an die Fa. Hamberger zugestimmt.

Die hiefür erforderlichen Mittel im Ausmaß von

S 212.U00,— (zweihundertzwölftausendvierhundert)

werden bei der VSt 1/6120/6110 freigegeben.

Ich bitte um Annahme.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Ist jemand gegen den Antrag? Sprechen will niemand. Eine Enthaltung wird
auch nicht vernommen. Somit einstimmig beschlossen.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSEERGER:
Der vierte Antrag beschäftigt sich mit einer außerordentlichen Subvention
z^ur Sanierung des Sportplatzgebäudes ATSV Stein. Der Antrag lautet.:

20) ATSV Stein; außerordentliche Sub
vention z^ur Sanierung des Sport-
■blatzgebäudes

Der Gemeinderat wolle beschließen:
Aufgrund des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 8. 11. I982 wird
dem ATSV Stein über Ansuchen zur dringenden Sanierung des Garderobenge
bäudes am Sportplatz Stein grundsätzlich eine a^ußerordentliche Subvention
in Höhe von

S  150.000,— (einhundertfünfzigtausend)

auszahlbar in 2 Raten in den Jahren 1982 und 1983 gewährt, wobei aufgrund
der äußerst dringenden Dachsanierung die Rate für I982 mit S 100.000,
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und jene für 1983 mit S 50.000,— zu "bemessen ist.

Für das Kalenderjahr 1982 wird demnach eine Suhventionsrate von

S  100.000,— (einhunderttausend)

gewährt, wovon unter, Bezugnahme auf die vom Gemeinderat verfügte 20^ige
Kreditsperre ein Betrag von

S  80.000,— (achtzigtausend)

zur Auszahlung gelangt. Die Abrechnung hat in der ü"blichen Weise gegen
Vorlage von entsprechenden Firmenrechnungen zu erfolgen.

Der Sübventionsbetrag ist bei VSt 1/2690/7770 freizugeben.

Ich ersuche um Annahme.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke. Zum Bericht keine Wortmeldung. Ist jemand dagegen? Enthaltungen
auch nicht. Somit ist der Antrag einstimmig angenommen. Nächster Punkt.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:

Der fünfte und zugleich letzte Antrag von mir ist- der Nachtragsvoran
schlag 1982. Der NachtragsVoranschlag ist wie immer, werte Kolleginnen
und Kollegen eine teilweise Berichtigung und Abändertmg des Haushalts
voranschlages -aufgrund der im laufenden Haushaltsjahr dxarchgeführten
Beschlüsse des Gemeinderates und des Stadtsenates. Er umfaßt die voraus

sichtlichen tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben in diesem Jahr. Und
wenn ich voraussichtlich sagev dann deswegen, weil erst der Rechnungs
abschluß 1982 selbst die echten tatsächlichen genauen Daten liefern
kann. Sowohl auf der Einnahmen, besonders aber auf der Ausgabenseite
sind Berichtigungen wahrscheinlich, da ja heute noch nicht exakt gesagt
werden ka.nn, inwieweit z. B. begonnene Baumaßnahmen tatsächlich hoch in
diesem Jahr in Rechnung gestellt und zur Auszahlung gelangen werden.
Soviel zum Grundsätzlichen und nun zum Zahlenwerk selbst. Der ordentliche

Haushalt sieht bei den Gesamteinnahmen und Gesamtausgeben eine Erhöhung
von S i+U6,l97.200,— auf S U62,956.200, —. Die Reineinnahmen und-ausga-
ben erhöhen sich von S Uli.397.200 auf S U27,816.200,—. Der außeror
dentliche Haushalt sieht bei den Gesamteinnahmen eine Erhöhung von
S 50,600.000,— auf S 111,311.000, — vor und die Gesamtausgaben eine
Erhöhung von S 68,U00.000,— auf ebenfalls S 111,311.000,—. Der ordent
liche und der außerordentliche Haushalt gilt demnach als ausgeglichen.
Wie Sie diesen Zahlen entnehmen können weisen die Einnahmen im ordent

lichen Haushalt gegenüber dem Voranschlag lediglich Mehreinnahmen im
Ausmaß von S 16,U Mio, d. s. 3,67 %, mehr als veranschlagt auf. Der
Grund hiefür mindere Einnahmen, eine Kürzung der Abgabenertragsanteile
des Bundes imi 8,2 Mio Schilling als Folge des Ergebnisses der Volkszäh
lung 1981. Das Absinken unserer Wohnbevölkerung hat eine sehr deutliche
negative Auswirkung auf der Einnahmenseite erbracht. Die Mehreinnahmen,
die auf der Einnahmenseite im ordentlichen Haushalt erzielt wurden, re-
q.uirierten sich vor allem aus der Gruppe 9 Finanzwirtschaft mit S 8,9 Mio,
der Gewerbesteuer mit S 3 Mio, der Lohnsummensteuer mit S 2,5 Mio, der
Getränkesteuer mit S 2 Mio, der Gruppe U Soziale Wohlfahrt und Wohnbau
förderung mit S 3,7 Mio, der Gruppe 0 Vertretungskörper und Allgemeine
Verwaltung mit S 1,5 Mio und der Gruppe 8 auf dem Dienstleistungssektor
mit S 1,2 Mio, Bei allen übrigen Gruppen gab es auf der Einnahmen
seite nur geringfügige Änderungen, die insgesamt nur ca. S 900.000,—
bringen. Die im Nachtragsvoranschlag aufgegliederten Ausgaben werden
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im gleichen Ausmaß erhöht wie die Einnahmen, Zugleich war es möglich,
S U,5 Mio der >Jehi"einnahiaen dsa außerordentlichen Haushalt zuzuführen.
Und nun zu den wichtigsten Veränderungen hei den. Ausgahen im'ordentli-
chen. Haushalt. Die. hetragsmäßig größte Ausgahenerhöhung verzeichnete
wiederum die Gruppe 9 Finanzwirtschaft, und zwar mit rund S 6", 100,000, .
Neben der an und für sich erfreulichen Zuführung von S. U,5 Mio, wie
schon von mir e2rwähnt, an den a.o.H. ist die für uns sehr unerfreuliche
Erhöhung der Landesumlage von S 23 auf S 25,3 Mio. , also eine Erhöhung
um 2,3 Mio Schilling hier sichtbar. Bei der Gruppe U Soziale Wohlfahrt
und Wohnbauförderung ergab sich eine Erhöhung, um knapp S 3 Mio, hervor
gerufen vor allem durch Barleistungen im Rahmen der Soziälhilfe und Be
triebsausstattung und Betriebskosten beim Altersheim. Die Gruppe 8 Dienst-
leistiingen erfährt eine Erhöhung \im S 2,2 Mio. Hier sind es vor allem
die Mehrausgaben beim Winterdienst des städt. Wirtschaftshofes. In der
Gruppe 1 Vertretungskörper und Allgemeine Verwaltung ergibt sich eine
Erhöhung um S 1,6 Mio. Mehr als die Hälfte dieser Mehrausgaben entfällt
auf Maschinen und maschinelle Anlagen bei der elektronischen Datenverar
beitung. Alle übrigen Gruppen zusammen weisen geringfügige Erhöhungen
von insgesamt S 3,5 Mio auf. Und nun kurz noch zum außerordentlichen
Haushalt. Die wesentlichsten Änderungen auf der Einnahmenseite betreffen
die Entnahmen aus den Rücklagen, die Verkäufe von unbebauten Grundstücken,
die Kapitaltransferzahlungen vom Land, die schon erwähnte Zuführung aus
dem ordentlichen Haushalt sowie eine Erhöhung der Darlehensaufnahme von
S 20 Mio auf S 25 Mio. Bei der Ausgabenseite fällt bei den Mehrausgaben
vor allem der Ankauf von Grundstücken mit S 16,2 Mio ins Gewicht sowie
die Hangsanierung Lauberleite mit mehr als S 7 Mio, das BildungsZentrum
Resthof mit S i+,6 Mio, der Kanal Münichholz und die Wohnbauförderungs-
darlehen mit rund S U Mio, die Hangsicherung "Unterer Schiffweg" mit
S 2,8 Mo, die Belagsarbeiten an der Schönauerbrücke mit S 2,7 Mio und
die Unterführung Isabellenhof mit S 2 Mio. Dem NachtragsVoranschlag
angeschlossen ist auch ein Sammelnachweis über Änderungen der Personal
kosten, aus dem Sie ersehen können, daß die für das Budget 1982 veran
schlagten Personalkosten nicht nur nicht überschritten, sondern sogar
darunter liegen. Meine Damen und Herren, ich glaube, ich kann es mir und
auch Ihneni.ersparen, noch auf weitere Details des Nachtragsbudgets 1982
einzugehen. Sie haben ja die Unterlagen erhalten und ich darf nunmehr
den vorliegenden Antrag zur- Verlesung-bringen.

21) Ha - 3600/81
NachtragsVoranschlag 1982

Der Gemeinderat.-wolle beschließen:

Der Beschluß des Gemeinderates der Stadt Steyr vom 15-1'-. I98I, Ha - 36OO/81,
womit der Voranschlag T982 genehmigt wurde, wird im Sinne des anliegenden
Nachtragsvoranschlages für das Jahr 1982 wie folgt abgeändert:

1. Der ordentliche Haushalt

a) die Gesamteinnahmen von
S ltL6,U97.200,~ auf S 462,956.200

die Gesamtausgaben von
s 446,497.200,-- auf s 462,956.200

b) die Reineinnahmen von
S 411,397.200,-- auf s 427,816.200

die Reinausgaben von
S 411 .397.200,-- auf S 427.816.200
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2. Der außerordentliche Haushalt

die Gesamteinnahmen von

S 50,600.000,-- auf

die Gesamtausgehen von
S 68,UOO.OOO,~ auf

S 111,311.000,--

S III ,311 .000,—

Die ührigen Bestimmungen des Gemeinderatsbeschlusses vom. 15- 12. I98I
betreffend den Voranschlag für das Jahr I982 bleiben unverändert.
(Beilage 2)

Ich ersuche Sie, dem Nachtragsveranschlag Ihre Zustimmung zu geben.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:

Sie haben den Antrag gehört. Ich habe bereits U Wortmeldungen vorliegen.
Herr Gemeinderat Holub, Herr Gemeinderat Eichhübl, Herr Gemeinderat. Treml,
Herr Stadtrat Wallner. Ich bitte Sie, diese Reihenfolge einzuhalten und
nun zu den Beiträgen.

GEMEINDERAT KARL HOLUB:

Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren, der Nachtragsvoranschlag
ist immer wieder eine Reminiszenz an die Ereignisse des laufenden Jahres
und zeigt dann wieder,was so alles beschlossen wurde, sei es nun
plangemäß verlaufen oder sei es unplangemäß verlaufen. Die Gegenüber
stellung von Mehr- und Mindereinnahmen .und Mehr- und Minderausgaben wur
de durch den nunmehrigen Finanzreferenten Stadtrat Wippersberger im we
sentlichen ja schon so deutlich kla.^geführt, daß ich Sie mit einer Wieder
holung dieser Zahlen nicht notwendigerweise langweilen zu müssen glaube.
Ich möchte nur einige Details daraus hervorheben. Ich möchte mich im
wesentlichen auf den außerordentlichen Haushält beschränken^ der ordent
liche Haushalt wurde so klar dargelegt, daß eine weitere Erwähnung dazu
als zeitraubend erschiene. Bei den Einnahmen des außerordentlichen Haus
haltes gibt es doch wesentliche Überschreitungen. Kollege Stadtrat Wip
persberger hat schon gesagt, die Entnahme aus Rücklagen spiegelt sich
natürlich wider im Zahlenwerk, sodaß das Ganze doch in einer Dimension
auseinander geht, die größer ist als ursprünglich vermutet. Unterschrei-
timgen im Haushalt haben wir um S 17,5 Mio gehabt. Tatsächlich aber
durch neue und nicht geplante Maßnahmen im außerordentlichen Haushalt
eine Überschreitung von S h2,9 Mio. Diese Spanne sollte uns zu denken
geben. Wir haben in der Tat außer oder ohne Plan ca. 60Mio Schilling'im
Budget eine Ausweitung gehabt.Dieses ohne entsprechende Mittel Vorher
sehen bedeutet andererseits, daß es sehr bedauerlich ist, daß wir von .
der Handhabung der mittelfristigen Budgetplanung abgegangen sind. So
wichtig imd notwendig zweifellos das Entwicklungsprojekt oder Entwick
lungskonzept für den Raum Steyr war, so bedauerlich ist es in wirt
schaftlich schwereren Zeiten, daß man von dieser mittelfristigen Planung
abgegangen ist. Es ist insoferne bedenklich, weil auf diese Art und
Weise die Gefahr besteht, daß gegen Steuermaßnahmen,gegen sich abzeich
nende Schwierigkeiten,dann nicht mehr budgetierbar ist. Das ist das
Schwierige. Ich glaube, ich gehe konform mit den meisten hier Anwesen
den,die .das Abgehen vom mittelfristigen Budgetkonzept bedauern,weil ge
rade in schwierigen Zeiten ein konzeptloses Verhalten halt doch nicht
immer das Beste ist. Zweifellos räume ich ein, daß es korrekt ist, was
gesagt wurde, daß verschiedene Maßnahmen plötzlich notwendig wurden und
natürlich auch zu Haushaltsausweitungen führen mußten. Ob dann alle
Ausweitiingen tatsächlich notwendig waren , die zu diesen Ausweitungen
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geführt haben, wage ich anzufechten. Ich erinnere nur an eine Grundkauf
aktion, die sicherlich von sehr zweifelhaftem"Ifert für die Nutznießung
der Stadt Steyf und ihrer Bürger ist,. Sie wissen: alle,, was ich meine.
Das ist diese Grundtransaktion im Bereich der Stelzhamerstraße. Diese
und ähnliche Sachen wirken sich natürlich dann zum. Nachteil des Er

scheinungsbildes des Budgets ab. Besonders hervorgehoben wurde durch
Herrn Stadtrat Wippersberger die Landes Umlage., weil sie um S 2,3 Mio
erhöht wurde. Es steht ja auch schon im Amtsbericht begründet diese Er
höhung, die von der Finanzkraft der Stadt genommen wird. Schon bei der
Budgetdebatte 1982 bzw. beim Rechnungsabschluß I98I haben wir ja darauf
hingewiesen, daß die veränderte Einnahmensituation im Jahr 198I, insbe-
sonders die Gewerbesteuernachzahlung dieses Erscheinungsbild der Finanz
kraft -der Stadt sehr zum Nachteil der Stadt verändern wird. Es geht ja
da nicht nur um die Landesumlage, sondern z. B. auch um den Krankenan
staltenbeitrag und ähnliches, die alle auf der Basis der Finanzkraft ge
nommen werden-. .Insoferne war es "ja so schön, daß zusätzlich Geld ge
kommen ist. Bedauerlich, daß das alles auf einmal gekommen ist und
zeigt dann natürlich auch seine Auswirkungen. Man sollte aber die
se gesteigerte Landesumlage dann einmal mit den Einnahmen vom Land her
wieder in eine Relation setzen. Selbst bei einem sehr oberflächlichen

Blick fallen einem einige markante Zahlen beim außerordentlichen Haushalt
als Einnahmen auf, die ursprünglich gar nicht budgetiert waren, also
diese Mitteleinnahme auch nicht unbedingt vorhersehbar war, wo aber hin
gegen die Mehra.usgabe aus der Landesumlage vorhersehbar war, weil man
ja die Finanzkraft selber abschätzen kann. Zweifellos war dies zum Bud
get nicht mehr möglich. Die Stadtwerke haben eine ursprünglich nicht
präliminierte Subvention vom Land von S 3 Mio bekommen. Für Park- und
Gartenanlagen hat es S 2 Mio gegeben, die nicht in die Einnahmen des
außerordentlichenH^tghalten präliminiert waren. Diese drei Zahlen allein
sind schon 7,9 Mio gegenüber der inkriminierten Erhöhung von S 2,3 Mio.
Also so sehr zum Nachteil der Stadt ist es dann doch nicht ausgegangen,
weil das wesentliche Merkmal der Landesumlage ja das ist, daß das Land
dadurch mit Mitteln versorgt wird, die es nm Bedarfsfall wieder weiter
verwenden kann. Sicherlich ist es immer wieder für die Budgetersteilung
bedauerlich, wenn man etwas abgeben muß, aber zweifellos ist es erfreu
licher, etwas einzunehmen, obwohl der alte Bibelspruch ja heißt, daß
Geben seliger als Nehmen wäre, aber das gilt für alle, nur nicht für
den Betroffenen selbst. Ich möchte in diesem meinem Beitrag zum Nach
tragsvoranschlag nochmals sehr dringlich auffordern an Beratungen zu
gehen zur Erstellung eines Budgetkonzeptes. "Wir werden sonst ziffern
mäßige Ansätze liefern, wie es sich jetzt schon in der letzten Zeit ent
wickelt hat, die dann etwas mehr als 100 % von unten nach oben um 100 %
abweichen. Wir werden vor so vielen umfangreichen Maßnahmen noch im In
teresse dieser Bürger der Stadt stehen. Denken wir nur an diesen komple
xen Bereich des Wehrgrabenbereiches, wo Gott sei dank nunmehr die ein
hellige Meinung im Gemeinderat dank der Sondersitzung im Sommer herbei
geführt -wurde . Denken wir daran,daß all diese Maßnahmen uns zwingen wer
den dazu, Realitäten zu setzen. Wir müssen dann sagen, das ist vor
dringlich. notwendig, das an zweiter Stelle und das an dritter Stelle.
Denken wir daran, daß wir die Finanzierung rechtzeitig sicher stellen
müssen. Ich erinnere nur an die "Verwendung der Wasserwirtschaftsfonds
mittel und ähnliches. Alles das bedarf eines langen, sehr wohl bedach
ten Planes und nicht nur der Willenserklärung, es möge den Bürgern bes
ser gehen und man glaubt, daß die Stadt etwas an Wirtschaftskraft ge
winnen sollte. Das ist die Grundüberlegung. Das planmäßige "Vorgehen wer
den wir nur durch Erstellung eines Budgetkonzeptes wiedergewinnen können.
Ein Konzept über 5 Jahre meiner Meinung nach hätte wieder zior Folge, daß
die Einzelmaßnahmen miteinander koordiniert werden könnten, das ja
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ohnehin hei aller Erschwernis durch die. damit beauftragten Beamten ge
schehen kann- Ich. he-vmndere ja iimer wieder die Beamtenschaft, wie
bei den S:0 relativ Shontane.ntscheidungen, die wir als 'Mitglieder
des Kollegialorgans- treffen,das dann doch noch koordiniert ablaufen kann,
dieses Kompliment möchte ich den Beamten machen-Um wieviel besser müßte
es dann gehen, wenn wir uns zu einem Budgetkonzept und zu einem Budge-
tierungsplan für die nächsten Jahre entscheiden könnten. Ich bitte,
diesen Gedanken als konstruktiven Vorschlag im Sinn der Stadt aufzufas
sen und nicht als leichtfertiges Schlechtmachen von. an sich sehr guten
Maßnahmen, die wir ja zum wesentlichen mitbeschlossen haben.. Als Rechen
werk zum. EachtragsVoranschlag kann man natürlich nichts anderes als "ja"
sagen, denn er wurde ja ziffernmäßig exakt abgeführt. Als Gemeindemanda
tar mtiß man einräumen, daß man den meisten Anträgen, die diesen Verände
rungen zugrunde liegen, zugestimmt hat und die Fraktion der ÖVP wird da
her die Zustimmung zum Nachtragsvoranschlag geben, natürlich mit Ausna-tme
aller jener Beschlüsse, denen wir bei der Beschlußfassung nicht beitre
ten konnten. Das ginge ja auch am Thema vorbei.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke. Nächster Sprecher Herr Gemeinderat Eichhübl.

GEMEINDERAT ROMAN EICHHÜBL:

Geschätztes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates. Erlauben
Sie auch mir, daß ich aus der Sicht der FPÖ-Fraktion eine kurze Stellung
nahme zum vorliegenden Nachtragsvoranschlag abgebe. Ich werde mich nicht
so sehr mit Ziffern und Zahlen befassen. Das haben ja bereits meine Vor
redner gemacht, sondern ich werde mich auf ein paar grundsätzliche Gedan
ken unsererseits einschränken. Erfreulicherweise wurden in einigen Berei
chen die Mittel nicht voll ausgeschöpft als sie der Voranschlag ausweist.
Diese Freude teilt sich aber, wenn man bedenkt, daß beispielsweise bei
der Sicherheit im Straßenbau, bei der Fußgängerlösung Ennserknoten die
Mittel, die eigentlich vorgesehen waren, nicht ausgeschöpft wurden. Eben
so bleiben die Mittel für den Sportplatz Rennbahn eine Fiktion. Die Bun-
desertragsanteile sind um S 6 Mio niedriger ausgefallen als erwartet.
Gott sei dank kann m.ar: Mehreinnahmen bei der Lohnsummen- und Gewerbesteuer
verzeichnen. Eine völlige Verzerrung des VorarjscU.ages zeigt der Nach
trags veranschlag bei den Einnahmen und Ausgaben. Durch Entnahmen von Rück
lagen fließen die letzten Reserven davon. Die Repräsentationsausgaben je
doch haben sich um 30 % erhöht. Ich darf aber abschließend meiner Freude
darüber Ausdruck verleihen, daß man einer jahrelangen freiheitlichen For
derung nun endlich nachgekommen ist, nämlich die Errichtung einer Straßen
unterführung in der Neuschönau. In diesem Zusammenhang darf ich den Dank
allen Verantwortlichen der Stadt Steyr aussprechen für diese rasche Vor—
gangsweise beim Bau dieser Unterführung. Ich sage das nicht deswegen,
weil der Betrietsablauf der Fa. AWEG dadurch wesentlich verbessert wurde,
sondern hier wurde ein wesentlicher Beitrag zur Sicherheit für die Be
nutzer dieses Straßenzuges geleistet. Denn dem Zahlenwerk dieses Nach
tragsvoranschlages gebe ich seitens der FPÖ-Fraktion die Zustimmung mit
der Ausnahme der Beschlüsse, denen wir aus verschiedenen Gründen.nicht
die Zustimmung gegeben haben.
Ich danke im voraus für Ihren Beifall.

BüRGERIvIEISTER FRANZ WEISS:
Herr Gemeinderat Treml als näctister.

GEMEINDERAT OTTO TREML:

Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates. Ich erwarte
mir in die.^e'm Raum nie einen Beifall.Der heute zur Beschlußfassung vor-

- 368 -



liegende Nachtragsvoranschlag fw das Jahr 3982 hat eine Höhe hei den
Einnahmen und Auagahen, ifie ja schon •yom '-I'inanzreferenten erwähnt,
von 57^.200.000,:—' erreicht . Die 'Mehreinnahmen im ordentlichen Haus
halt stiegen hekanntlich um üher S T6'Mio auf S-i+62,000-.000.— und
der außerordentliche Haushalt- ist um S i^2,9-Mio. auf rund III Mio ange
stiegen. Meine Damen und Herren, diese Zahlen bestätigen eigentlich
wiederum die Richtigkeit meiner Einschätzung.,, die ich damals schon bei
der Budgeterstellung im Jahr 198I gegeben habe. Ich "möchte Ihnen in
Erinnerung rufen, ich habe damals erklärt, trotz der bereits ein
getretenen Schwierigkeiten in der Wirtschaft, auch im Räume Steyr,
sind manche Ansätze im Haushaltsvoranschlag für 1982 von der Mehrheits
fraktion erstellt worden. Wir versuchten ja bei den Vorgesprächen das
eine oder andere abzuändern. Ich habe auch damals erklärt, und es'wird
mit Sicherheit bei der notwendigen Erstellung eines Nachtragsvoranschla-
ges sich herausstellen, daß sich die sogenannte eingeplante Vorsicht des
Finanzreferenten, damals noch Kollege Fürst, und der Mehrheit des Ge
meinderates in Form eines recht kräftigen Körberlgeldes in Millionenhöhe
gut bezahlt machen wird. Das sehen wir jetzt in diesen Ziffern und Zahlen,
die ich eingangs erwähnt habe. Obwohl es - und das wurde auch schon ein
gangs festgestellt -■■.aufgrund des Bevölkerungsrückganges der Stadt zu
einer Verminderung bei den Abgabenertragsanteilen um S 8,2 Mio. kam und
sich damit die Vorauschlagspost von S I60 Mio auf S 151,800.000,— ver
ringerte, die Landesumlage um S 2,3 Mio auf S 25,3 Mio stieg, gab es doch
erhöhte Einnahmen bei der Gewerbesteuer von S 35 Mio auf S 38 Mio, bei
der Lohnsummensteuer von S 6U,5 auf S 6T Mio , bei der Getränkesteuer
von S 15 auf S 17 Mio, sowie Mehreinnahmen bei dem Zins von S 8,8 Mio
auf S 15,5 Mio . Die Zuführung war daher eines Betrages in der Höhe von
S H,5 Mio an den außerordentlichen Haushalt möglich. Ursprünglich haben
wir ja ein Budget erstellt,wo wir angenommen haben, es geht schon so
schlecht, daß wir nicht einmal S 1,— an den außerordentlichen Haushalt
zuführen können. Nun,meine Damen und Herren, zur Voranschlagspost Be
züge der Gemeindepolitiker möchte ich auch heute bemerken, daß diese ja
bei der Erstellung sehr optimistisch war, auch im Bezug der Ruhebezüge,
also zusammen waren ja in dieser Richtung rund S 9 Mio präliminiert. Dies
hätte einer Steigerung der Bezüge entsprochen von ungefähr 15 % ' Sie wis
sen ja ganz genau, das ist ja nicht eingetreten und ich glaube kaum, daß
einer , der hier sitzt, das geglaubt hat, daß man gerade hier in dieser
Zeit, gerade bei den Politikern eine derartige Steigerung durchführt. Da
her scheint ja jetzt im NachtragsVoranschlag eine geringere Summe auf,
gesenkt auf rund S 7,600.000,—, die auch - soweit ich informiert bin -
aufgewendet wurden. Ich möchte Sie auch daran erinnern, daß die gegen
meine Stimme von der Mehrheit des Gemeinderates beschlossenen Gebühren
und Tariferhöhungen natürlich auch nicht unwesentliche Eingänge in die
Millionehhöhe erbrachten. Allein durch die Gebührenerhöhung im Altersheim
kommt es ja in diesem Jahr zu Mehreinnahmen von rund S 3 Mio, im Vorjahr
waren es - sie werden sich sicherlich daran erinnern - bereits S U,5 Mio.
Diese Mehrheinahmen belasten natürlich vor:.allem die arbeitende Bevölke
rung sowie im besonderen natürlich in diesem Fall die Pensionisten schwer
und diese Erhöhungen usw. wurden natürlich auch von meiner Fraktion
immer abgelehnt. Nun, meine Damen und Herren, im NachtragsVoranschlag
scheint auch ein Dreimillionenschillingbetrag als Förderungsbetrag für
das BMW-Motorenwerk auf. Weiters für den Bau der Zufahrtsstraße zum BMW-
Werk wurden S 1,650.000,— ausgegeben. Dazu kommen die bekannten I4illio-
nenkosten für die Bereitstellung von Trinkwasser, sowie die Vorfinanzie
rung bei Wohnbauten in der Schlüsselhofgasse. Durch den eingegangenen
Förderungsvertrag mit dem BMW-Motorenwerk werden die Stadtfinanzen noch
auf viele Jahre - meiner Meinung nach - schwer belastet aufgrund des der-
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zeitigen "bestehenden, yertrages,. Und nun, , meine. Damen und Herren, will das
ausländische BJ^^^Unternehmen unterdes.-sen ha"B;en. sie. sich ja getrennt
"von unserem einheimischen Betrieh der Steyr^Werfce -^-eine staatliche Suh-
vention, "wenn möglich in der Höhe von S" 830.,000.000,--^, wie dies der
"Vorstandsdirekter der BMW-Werke - ich glauhe es war vor. 2 Tagen - in
einem ORF-Interview klar zum Ausdruck gebracht hat. Allerdings mit. dem
Zusatz "es wäre schön", Hach den letzten Aussagen-spricht man von einer
Subvention der Öffentlichkeit von S 600-Mio und. nach Meinung des Herrn
Bundeskanzlers Kreisky würde der Bund rund 2/3 bezahlen, den Rest müßte
das Land Oberösterreich und die Stadt Steyr. aufbringen. Bürgermeister
Weiss berichtete ja eingangs unserer heutigen Sitzung davon, daß man
jetzt von einem Förderungsbetrag von insgesamt S 5^0 Mio spricht, auf
geteilt auf Bund S 360 Mio und das Land mit S. 180 Mio. Meine Damen und
Herren, hier sehe ich schon einen kleinen Widerspruch. Der oberste Chef
der SPÖ, Bundeskanzler Kreisky, spricht, hier und baut gleich ein die
Stadt Steyr und unser Bürgermeister berichtet uns wiederum von einer
anderen Zahl. Ich glaube auch, Bundeskanzler Kreisky vergaß bei der In
fo rmationsver ans taltiing am Freitag, also am 19. November im Steyrer
Theater, einige wesentliche Einzelheiten zu nennen und verschwieg den
zahlreichen SPÖ-Funktionären des Bezirkes, die dort anwesend waren, grund
sätzliche Übereinkommen in der Frage der BMW-Förderung und ich hatte zu
mindest den Eindruck, daß er dabei auf die Vergeßlichkeit von den Funk
tionären und auch der Bevölkerung spekulierte. In der aiißerordehtlichen
Gemeinderatssitzung bereits am 8. November, also vor knapp 1 Jahr, er
klärte der Finanzchef von BMW - Herr Doppelfeld - wörtlich: "Wir haben
eine zweite wichtige unternehmerische Entscheidung getroffen. Die Erwei
terung .des Basisprojektes und das Basisprojekt sah ursprünglich S 3,5 Milli
arden an Investitionen. Heute liegen wir - schon nach 1 Jahr - bei
T Milliarden. Ursprünglich, so sagte er weiter, war geplant 100 Motore
im Jahr, jetzt sind es 200. An Mitarbeitern, so sagt er, waren ursprüng
lich geplant 1000, jetzt sind für-die Endstufe etwa 1.800 vorgesehen.
Soweit Doppelfeld vor einem Jahr nicht in diesem Saal sondern im Fest-
saäl.

Weiters möchte ich in Erinnerung rufen, daß der Gemeinderat der Stadt
Steyr bereits in der Sitzung vom 13. 5- 1980 eine zusätzliche Förderung
für die Erweiterung des Basisprojektes beschlossen hat. Und zwar"ist
die Stadtgemeinde bereit, die seinerzeit am 12. 10. 1978 zugesagte Rück
vergütung der Lohnsummensteuer im ersten vollen Betriebsjähr auf ein
zweites volles Betriebsjähr auszudehnen und auf die Wasseranschlußge
bühren zu verzichten. Ich glaube, Sie wissen auch, daß die Anschlußge
bühren eines Betriebes in diesem Ausmaß nicht so sindwie bei einem klei

nen Häuserlbauer und ich schätze, diese neuerliche Zusage - man kann ja
nicht sagen, wieviel sie wirklich ausbauen und wenn sie sagen, es ist der
Vollausbau des Betriebsjahres und uns an Lohnsummensteuer - ich rechne
hier mit mehr als S 20 Mio - die das der Stadt gekostet hat für die Er
weiterung des Endausbaues. Dafür verpflichtet sich bekanntlich BMW, den
Mitarbeiterstand auf 1.500 - also wieder eine andere Zahl - bis am 1.
September 1982 zu erhöhen. Der 1. September 1982 ist vorbei. Wir wissen,
daß derzeit im Betrieb 155 Beschäftigte sind, d. h. der Vertrag im Bezug
der Beschäftigungsanzahl wurde nicht erfüllt. Wiederum heißt es hier in
unseren Beschlüssen, Gemeinderatssitzung am 13. 5- 1980, wo es heißt,
die Vollziehung des Beschlusses hängt ja doch von der ebenfalls beschrie
benen Erweiterung auf das Gesamtprojekt, also auf den Endausbau, und
dessen Inbetriebnahme am 1, Sept. 1982 ab. Ich habe schon bei anderen
Gelegenheiten, als man die Steyr-Werke hinausgedrängt hat, dort die Frage
gestellt, wie eigentlich unsere Verträge halten. Wir haben Verträge ab
geschlossen mit beiden. Aber auch hier zeigt sich wieder, wir haben einen
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Beschluß, wir haben einen Vertrag mit BMW - also die Stadtgemeinde - und
Ü_ese erfüllen die Verträge nicht.. Sie wissen natürlich auch, daß für
das BMW-Werk insgesamt der Bund bereits- schon achtmal, soviel gegeben
hat wie das Land, also S 900 Mio, Das Land war ja bereit, S Mio zu, be
rappen , und wir selbst als Stadt Steyr S 21 Mio, Dazu kommen natürlich -
Bürgermeister Weiss hat es ja auch vor einigen Tagen in einem ORF-Inter
view noch ausgeführt, zuisätzlich die infrastrukturellen Maßnahmen, die
meines Erachtens sicherlich auch rund. 50 Mio für BMW betragen werden.
Bundeskanzler Kreisky begründete seine geplante Subvention mit der Schaf
fung von 800 neuen Arbeitsplätzen. BMW in Steyr, obwohl bereits ur
sprünglich - wie angeführt - 1 .500 eingeplant- und im Vertrag fixiert wur
den. Man kann auch - wenn Sie mir nicht glauben - die Budgetrede des
Stadtrates Fürst am 5. Dezember des Vorjahres nachlesen. Darin bean
tragte er die dritte Förderungsrate von S 3 Mio' zur Schaffung - er sagt
da wieder von 1.800 Arbeitsplätzen bei BMW Steyr. Wie die Schaffung
neuer Arbeitsplätze im Raum Steyr, wo auf einen freien Arbeitsplatz 20 Ar
beitslose entfallen, wirklich aussieht, zeigt die Tatsache auf, daß
im BMW-Werk derzeit eben nur die angeführten 755 Arbeiter und Angestellten
beschäftigt sind, ^■ber während des Baues des Betriebes sich der Beschäf
tigungsstand in den letzten Jahren im Steyr-Werk um 2.000 verringerte.
Ich glaube, deutlicher hätte ich es auch nicht machen können, wie unser
Bürgermeister, wo er hingewiesen hat, daß aufgrund, des normalen Abgan
ges der Richtersetzung jährlich auch in Zukunft hier eine Reduktion der
Arbeitsplätze in unserem entscheidenen Betrieb - nämlich in den Steyr—
Werken - vor sich geht.
Vergeblich warteten beim Auftritt des Bundeskanzlers im Theater
die SP-Funktionäre zumindest auf eine Mitteilung oder zumindest::- auch
auf eine Versprechung, welche Maßnahmen er bzw. die SP-Regierung setzen
wird aufgrund der schwierigen Situation des entscheidenden Betriebes in
unserer Region, nämlich der Steyr-Werke, wo man 200 Arbeitnehmer kündi
gen mußte und für 6.000 Kurzarbeit eingeführt wurde. Ich habe den Ein
druck, daß man das einfach übergangen hat und ich habe auch beim Hinaus
gehen nicht ein enttäuschtes Gesicht von Funktionären der RAG gesehen,
sondern sehr viele, die ja hingekommen wären in das Theater, um zu erfah
ren, wie wird es weitergehen nach der Kurzarbeit? Welche Möglichkeiten
hat hier die Regierung.einzugreifend Meine Partei vertritt die Auffassimg,
daß keine zusätzlichen Millionen an den ausländischen Betrieb gegeben
werden sollen. Wenn geholfen wird, dann muß eben der Staat in erster
Linie den einheimischen Betrieben - vor allem eben den Steyr-Werken -
helfen.

Run, meine Damen und Herren, ein paar abschließende Bemerkungen zum Räch—
tragsVoranschlag 1982. Ich muß neben den kritischen Bemerkungen auch
objektiverweise feststellen, daß der Gemeinderat doch durch einmütige
Beschlüsse hohe Zuschüsse z. B. für Kindergärten, Horte sowie auch für
das Zentralaltersheim gewährte und dies bezeichne ich als eine echte
soziale Leistung gegenüber unserer Bevölkerung. Viele Beschlüsse wurden
ja gefaßt, die in dem Ziffern- und. Zahlenwerk zum Ausdruck kommen, wo
wir sicherlich auch einen bescheidenen Anteil hätten. Daher werde ich
dem Rachtragsvoranschlag, so wie er in Ziffern und Zahlen vorliegt, und
auch rechnerisch richtig von den Beamten erstellt wurde, die Zustimmung
geben, natürlich wie üblich mit der Einschränkung, daß damit nicht ver
bunden ist eine Zustimmung für jene Posten, die im Laufe dieses Jahres
ich abgelehnt habe. Danke.

BÜRGERMEISTER FRARZ WEISS:
Rächster Herr Stadtrat Wallner.
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STADTRAT ItoRRRED WALLNER.: .
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine. Damen und-Herren des Gemeinderates!
Ich kann Ihnen gleich, yersprecheh,- daß-niein Beitrag-kurz- sein muß. Es
müssen aher ein paar Dinge -von-meiner Seite noch dazn: gesagt, werden. Ich
fühle mich nämlich aufgrund meiner, dienstlichen Wahrnehmungen verpflich
tet , auch in diesem Raum auf die derzeitige ernste Situation der gewerh-
lichen Wirtschaft hinzuweisen. Ich tue das, damit mir nichts anderes vor
gehalten wird. Ich werde täglich mit dem Schicksal von Gewerhetreihenden
und deren Betriehen"konfrontiert und-diese-Schicksale gehen, mir--mit Sicher
heit - das können Sie mir glauben"- zu. Herzen...»Das. erschütterndste da
bei ist , daß man in den wenigsten Fällen, wirksam helfen kann. Was sind
nun die Gründe, die zu diesen Schwierigkeiten in der Wirtschaft führen?
Sicher muß Tnpi.n hier in erster Linie die verfehlte Wirtschaftspolitik der
Sozialisten in diesem Lande als einen der Gründe, nennen. Die Betriebe,
das wissen Sie selbst ganz genau, können keine Gewinne mehr erzielen.
Jede Investition in diesen Betrieben wird zum Risiko. Gerade Ihnen, meine
sehr verehrten Damen und Herren, brauche ich die verheerenden Folge
wirkungen nicht erst erläutern. Sie finden sie ja täglich in den Wirt
schaf tsnachrichten. Ich möchte heute nicht auf die derzeitige Diskussion
um die abermalige Förderung des BMW-Werkes eingehen. Es gäbe vieles zu
sagen. Ich habe in meinem Manuskript, das sage ich gleich dazu, viele
der Zahlen, die Kollege Treml auch gehabt hat, auch "drinnen. Ich kann
manches davon bestätigen und Sie selber kennen dieses Zahlenspiel von 800,
1.500, 1.800, zusätzlich 800 Arbeitsplätzen etc. Ich möchte bei dieser
Gelegenheit dem Herrn Bürgermeister für seine heutige ehrliche Aussage -
ich habe eine solche Aussage noch nie von anderer"Seite gehört - danken,
der in seinem Bericht zu Beginn der Sitzung festgestellt hat, daß es
sich ja bei den in Rede stehenden 8OO Arbeitsplätzen nicht um zusätz
liche Arbeitskräfte handelt, sondern um ein Auffüllen. Wie dem auch sei
und wie diese Verhandlungen auch ausgehen mögen,- jetzt komme ich zum-
Kern meiner Wortmeldung - eine Forderung muß heute schon ganz deutlich an
gemeldet werden. Wenn eine Förderung von Großbetrieben stattfindet -
sie wird sicherlich stattfinden und soll auch stattfinden - dann haben
bitte auch Klein- und Mittelbetriebe unserer Stadt denselben Anspruch auf
eine entsprechende Förderung. Jeder Arbeitsplatz in unserer Stadt ist
sicher als gleichwertig zu bezeichnen. Es ist doch heute österreichweit
bekannt,daß die Arbeitsplätze gerade in Klein- und Mittelbetrieben in
ihrer Vielzahl sicherer sind als unter Umständen in Großbetrieben, da
unsere Klein- und Mittelbetriebe eine größere Flexibilität haben. Mich
stört bei solchen Debatten immer eines, meine Damen und Herren, wenn man
die ganze Sitzung so verfolgt - wir tun das alle aufmerksam - dann ist

jetzt vom Klein- und Mittelbetrieb in diesen vielen Stunden noch nie
die Rede gewesen. Immer nur von Großbetrieben. Alle Nachrichten in den
verschiedensten Medien gehen nur von Großbetrieben aus. Sie können sich -
und das wissen Sie selber - nochmals gesagt, ganz genausogut wie ich,
besser und vor-, allem schneller-auf die jeweilige Markfcsituation einstel
len.

Ich darf daher namens meiner Fraktion nochmals die Bitte an Sie richten,
in tla.p Budget 1983 den von uns beantragten Ansatz f"ür Wirtschaftsförde
rung auf S 5 Mio aufzustocken. Wir haben uns hier sicher - das ist auch
schon bei den Vorberatungen unsererseits zum Ausdruck gekommen - auf
die derzeitige budgetäre Lage-eingestellt und keine übertriebenen For
derungen angemeldet. Das ist also um 1 Mio mehr als 1982. Aber diese
Million soll und muß voll und ganz zur Förderung der Klein-, und Mittel
betriebe verwendet werden. Sollte von Ihnen - das ist ja fast zu er
warten - der Ein"wurf kommen, daß Wirtschaftsförderung- Sache des Landes
sei, das wissen wir selbstverständlich. Aber es ist darüber hinaus, so
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glaube ich, geradezu eine Verpflichtimg auch der Gemeinden, den gesun
den Betrieben, zu helfen.I^an muß anerkennen, daß- dies bisher in Steyr
auch geschehen ist. In Zeiten wie diesen muß. aber--mehr als bisher
geschehen und ich darf daher die Bitte an-Sie richten, diese von mir
genannten Argumente bei Ihren Beratungen auch berücksichtigen zu wollen.
Vielen Dank,

VIZEÜBRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Danke. Nächster Debattenredner Herr Bürgermeister Weiss.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Es wäre , glaube ich, eine unfaire Überforderung des Finanzreferenten,_
der erst ganz kurze Zeit diese Funktion übernommen hat,. wenn wir ihm allein
die Beantwortung oder Behandlung aller dieser aufgeworfenen Frapn aus
schließlich überlassen würden. Es ist daher logisch, weil ich hier doch
in einer gewissen Mitverantwortung stehe, daß ich mr hier nicht nur das
Recht nehme, sondern die Pflicht darin sehe, auf einige Punkte der heutigen
Diskussion einzugehen.

Ich darf nun einmal grundsätzlich zu den Fragen des NachtragsVoranschla
ges bemerken?Es gibt viele Gemeinden und Städte, die diesen Begriff
überhaupt nicht kennen und daher große Differenzierungen zwischen dem
erstellten Budget für das Rechnungsjahr und zwischen dem Rechnungsab
schluß für das gleiche Rechnungsjahr aufweisen. Wir haben in unserem
Statut die Verankerung des Nachtragsbudgets, des Nachtragsvoranschlages,
also einen wichtigen Hinweis und Ausgleich für die während eines Jahres
budgetmäßigen Veränderung und es hat vor allem einen Vorteil.^Da^drucken
sich ja schon auch die ganzen Beiträge - sie gehen auch zum Teil in diese
Richtung - aus, und ist auch erkennbar, wie schwierig es ist, mittel
fristige oder gar langfristige Budgetentwürfe vorzubereiten. Denn allein
in einem Rechnungsjahr zeigt sich schon,, daß man den Trend des jeweiligen
Jahres nicht schon vorher einschätzen oder gar berechnen kann. Daher
dient der NachtragsVoranschlag aus der Sicht einer wirtschaftlichen Ab
wicklung während ca. 3/^+ des Jahres.
Es läßt sich hier im Nachtrag zum Voranschlag schon viel genauer die
Perspektive einbauen, die sich während des Jahres - in dem Fall 19 2
ergeben hat. Daß die Differenzen so auftreten, kann uns insoferne er
freuen, weil ja darin auch erkennbar wird, daß wir mehr Geld verein
nahmt haben und aber auch mehr wieder ausgegeben haben. Mehr an Ausgaben
bedeutet, daß wir der heimischen Wirtschaft in allen Branchen wieder
auch mehr Geld zuführen konnten und damit auch diesen Gewerbebetrieben,
die soeben erst angezogen wurden - um die geht es überwiegend (Bauwirt
schaft und .Baunebengewerbe) - Millionenbeträge zuführten,_die der Arbeits-
platzsicherung dienen können-. Die Frage einer mittelfristigen Budgetie-
rung -:'--wie sie der Herr Gemeinderat Holub angezogen hat - ist eher be
rechtigt, in Zeiten einer ruhigen gleichmäßigen WirtSchaftsentwicklung,
weil man hier doch meiner Ansicht nach über weitere Strecken^den Trend
überschauen kann, die Möglichkeiten abschätzen und damit einigermaßen
eine Genauigkeit der Budgetierung und des Präliminares erreichen wird
können. Aber ganz anders ist diese Situation, wenn wir in Zeiten wie
diesen niemals ein Jahr voraus genau sagen können,^wie sich die Situa
tion in der Wirtschaft zeigt. Wir können auch nie im^^voraus sagen - das
möchte ich hier besonders betonen - was wir an Zuschüssen, an Förderungs-
mittelNjnehmen wir an vom Lande Oberösterreich bekommen. Das kann der
Finanzreferent, der Rechnungsdirekter einfach nicht einbauen, denn die
Verhandlungen für diese Zuschüsse laufen ja in diesem Rechnungsjahr ab
und das Budget ist schon im vorhergehenden Jahr beschlossen. Daher er-
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geben sich auch aus diesen Einnahmen, die d^Jirch Zuschüsse entstehen, natür
lich auch auf der Einnahmenseite im Voranschlag Veränderungen nach oben hin.
Sie werden dann aber auch diorch die Mehrausgaben, ja. wiederum der Wirt
schaft. im Zyklus zugeführt. Es ist auch, dabei-eine andere Seite zu be
trachten, daß wir nicht nur aus. Gründen, des. verringerten Bevölkerungs
standes, sondern auch aus anderen Gründen, wehiger Zuschüsse bekommen.
Daß die Differenz nicht so groß ausgefallen ist rührt davon her, daß bei
der Erstellung des Voranschlages .1982 schon von vornherein ein etwas höhe
rer Betrag eingesetzt wurde, der sich, dann Gott sei dank noch etwas
weiter erhöht hat.Wenn ich dann gegenüberstelle -. ich habe es heute ein
gangs erwähnt - die Einnahmenseite durch Zuschüsse und Förderungsmittel
des Landes Oberösterreich und die Pflichten, die wir als Gemeinde dem Land
gegenüber einzugehen haben und erfüllen müssen, zeigt sich immer mehr, daß
sich die Schere öffnet, in der Richtung, da^ß wir gegenwärtig schon allein
für den Spitalskostenbeitrag, für den Berufsschulbeitrag und für die Lan
desumlage im Voranschlag 1983 schon, über S .ii-G.Mio einsetzen müssen für Ab
gaben an das Land Oberösterreich. Dem gegenüber steht das, was ich ein
gangs sagte. Wir wissen erstens nicht, wie viel und wann wir Mittel zu
geschossen bekommen. Es ist erkennbar,. daß wir aus der Wirtschaftsförde
rung aus dem Gemeindereferat in den letzten Jahren weniger Mittel nach
.Steyr ziehen können. Das sind natürlich auch Entwicklungen, die unerfreu
lich sind. Daher ist es umso wichtiger, wenn man dann noch im Wachtrags-
voranschlag die angenehme Feststellung treffen, kann, es ist halt doch
ein bißchen mehr geworden, als wir. erhofft haben. Ob das immer so bleiben
wird, das bezweifle ich zwar doch etwas. Die kurzfristige Planung, meine
Damen und Herren des Gemeinderates, abgesehen von den BMW-Förderungen,
die laufen ja doch mittelfristig, wenn nicht gar langfristig, wenn man
den Zeitraum überschaut: - da können wir auch, einschätzen, dort wissen wir,
welche vertragliche Verpflichtungen wir eingegangen sind, durch unsere Be
schlüsse, dort wissen wir aber auch, wann ungefähr der Zeitraum ablaufen
wird dieser Verpflichtungen. Wir wissen aber, gleichzeitig auch, däß Rück
flüsse zu erwarten sind, die dann auch unserem Gemeindesäckel wohl tun.
Es ist den wenigsten bewußt, daß wir gegenwärtig, schon, laufend die Betriebs
zeiten wo die BMW-Fabrik steht, schon an Lohnsummensteuereinnahmen erzielten.
Das sind immerhin schon Beträge in. Millionenhöhe und wenn wir die lang
fristige Wirkung betrachten und die Vollbetriebsauswirkung auf unsere
steuerlichen Einnahmen von diesem Betrieb her einschätzen, dann muß uns
eine Entscheidung von damals wichtig genug erscheinen, denn so eine Fabrik
wird nicht alle Jahrzehnte in Steyr erbaut, sie wird vielleicht nirr alle
100 Jahre einmal errichtet und sie wird aber nicht von heute auf morgen
entstehen und auch nicht von heute auf morgen verschwinden. Daher ist
hier sehr wohl eine kluge Entscheidung des Gemeinderates. gegeben
gewesen, als wir uns dazu entschlossen haben, uns an der Förderung in
unserem Ausmaß zu beteiligen. Ich gebe schon zu, daß der Förderungsan
teil der Stadt Steyr für diese Betriebsgründung relativ gemessen an der
gesamten Budgetkraft des Landes und des Bundes weitaus der höchste ist,
wenn wir überlegen, daß der Landesanteil S 1lU Mio für die gegenwärtig
laufende Förderung ist. Bei einem gegenwärtigen Budgetvolumen des Landes
von etwa S 21 Milliarden und wenn wir unsere rund 500 Mio Schilling und
unsere Förderungsmittel von bar in S 21 Millionen plus die spätere Refun-
dierung der Lohnsummensteuer auf 2 Jahre,.plus der Infrastrukturleistun
gen, die wir schon erbracht, haben, zusammenzählen, dann kommt hier ein
wesentlich höherer Anteil der Stadt als alle übrigen Förderungsgeber er
stellt haben, zustande. , Aber das. darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß
letzten Endes, meine Damen und Herren, ja. doch wieder die Steyrer Nutz
nießer dieser Betriebsauswirkungen sein werden. Am Dienstag hatte ich
Gelegenheit, mit den Bürgermeistern der Nachba-rgemeinden einen BMW-Besuch
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zu machen. Es waren schon ̂wieder 3 A,?"teitsplä,tze mehr seit Ereitag. Also
innerhaflt.. dies^e^;' zwei Arbeitstage I^ohtag und Dienstag sind schon wieder
3 Arbeits-plätze 'ges-chaff'en worden. Wir werden im Eruhjahr Z1583 in diesem
Betrieb schon 3000 Besehäftigte haben. Hier kann man Einschätzungen tref
fen, die in etwa eine große Genauigkeit haben, auch was die Rückflüsse be
trifft . In den son&tigen Budgetierungen sollten wir uns auch die Möglich
keit nicht nehmen, über 5 oder-mehr Jahre hinweg erstelltai Budgetkonzepten
Handfesseln anzulegen. Es treten oft Ereignisse ein, die wir nicht vor
aussehen können und die uns- zwingen, ein Projekt, das geplant ist, nicht
in dem Jahr zu erfüllen, wo es präliminiert ist, sondern eben zu ver
schieben. Wenn das mehrere Dinge sind, die zusammenkommen, wirft sich
ja in vielen Millionerihöhen . das ganze Budget durcheinander. Daher soll
ten wir uns auch aus diesen Gründen innerhalb kurzer Zeitabläufe die

Freiheit behalten, um unter Umständen auch aus aktuellen Gründen hier
spezifisch auf ein Projekt bezogen, das nicht langfristig vorbereitet
war, einen größeren Einsatz hinztilegen, damit wir den Bedürfnissen des
Augenblicks auch in dieser Richtung, das oft sehr der Wirtschaft zu Gute
kommen kann , gerade den Gewerbebetrieben Rechnung . tragen. Ich darf
abschließend zu meinhm Beitrag noch eines hinzufügen. Es wird über BMW
sehr viel richtiges und unrichtiges gesagt. Ich bin ja nicht der Gesell-
schaftsvertreter oder der Aktionär der BMW Steyr, sondern mir als Bür
germeister geht es genauso wie Ihnen um die Garantie, daß die Zusiche
rungen, die von der Geschäftsleitung der Gemeinde gegenüber, der Öffent
lichkeit gegenüber abgegeben wurden, eingehalten ■wö^'den.Bis heute muß ich
sagen, die Verpflichtungen, so wie wir sie strikt und genau einhalten,
so haben auch die BMW bis 1983 die 1000 Beschäftigten versprochen. Diese
1000 Beschäftigten werden im Frühjahr etwa erreicht sein. Was die wei
teren Förderungen betriffts hier in dieser Frage der Förderungsmittel
sind wir so klein, daß wir froh sein können, wenn wir unter Umständen
sogar unbehelligt bleiben, was ich nicht ganz glaube. -Das muß ich Ihnen
ganz ehrlich gestehen. Der Herr Bundeskanzler hat sehr wohl gesagt,er
weiß, daß die Stadt Steyr weit mehr als dieser Stadt in ihrer Größen
ordnung zustehen würde, schon geleistet hat. Aber die Bedeutung dieses
Projektes würde es erfordern, daß die Stadt sich neuerdings mit dem
Land hier zu einer Förderungsmaßnahme bereit erklärt, weil auch der
Bund hier von sich aus eine" Förderung schon fixiert und zugesichert
hat. Wir werden uns dann darüber sicherlich noch unterhalten. Es war
doch notwendig, ein paar Dinge - gerade das, was den Hachtragsvoran-
schlag betrifft - zu sagen. Wir haben jetzt viel eher eine Möglichkeit,
hier den Nachtrags Voranschlag und die Rechniing 1982 in einen Umfang und.
Rahmen zu bringen, der -wahrscheinlich dann nicht mehr sehr voneinander
abweichen wird. Damit sind die Vorentscheidungen des Gemeinderates in
der Rechnung dann gemäß seiner Vorausschau tatsächlich berücksichtigt.

VIZEBÜRGERlffllSTER HEINRICH SCHWARZ:
Danke Herr Bürgermeister. Wünscht noch jemand zu sprechen? Kollege Pimsl
bitte.

GEMEINDERAT PIMSL RUDOLF:
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Ich werde mir nicht erlauben, noch zu den Ausführungen des Herrn Bürger
meisters über den Nachtragsvoranschlag zu reden, weil nicht n-ur in seinen
Ausführungen, sondern auch in den Beiträgen der anderen Diskussionsredner
sehr wohl die positiven Aspekte des Nachtragsvoranschlages zum Ausdruck
gekommen sind, aber-sicherlich in einigen Nuancen andere Ansichten ge
äußert wurden. Es fällt, wenn man diese Beiträge aufmerksam beobachtet, auf,
daß hier doch einige sehr politische Aussagen gemacht werden, die meiner
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Meinung nahh^ nicht Mnwi;de:rsn.no.cheji hleid.en, können.Wejin Eerr Kollege Holüb.
bemerkt, da^ hier zwar außer Plan im Kachtrag&yoranschlag'vieles ausgev
geben wurde, so muß man docli sagen, sicher nicht-Hiit Plan aber nicht plan
los, Ich glauhe, daß dieser Nachtragsvoranschlag doch gewissenhaft und
verantwortungsbewußt erstellt wurde und wenn Kollege Holub heute von der
Planwirtschaft das Wort redet, da habe ich fast geglaubt, ich sitze auf
derJfalschen Seite oder er möglicherweise, weil dieses Vokabular eher von
der linken Seite zu erwarten wäre.

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT OTTO TREML:

Du sitzt aber auch links

GEMEINDERAT RUDOLF PIMSL:

Wir nehmen gerne zur Kenntnis, daß zukünftig mehr Planwirtschaft von
Ihrer Fraktion erwartet wird. Das wird sicherlich uns nicht hindern,

Ihren Wünschen ein wenig mehr Rechnung zu tragen. Zumindest glaube ich
das. Auch zu Kollegen Treml einiges. Er hat sicherlich nicht unrecht,
wenn er die Besorgnis der Steyr-Werke-Mitarbeiter und auch der hier ver
tretenen Gemeinderäte und Stadträte und letztlich auch des Bürgermei
sters miteinbezieht, weil wir immerhin seit einiger Zeit mit Sorge die
Entwicklungen unseres Unternehmens verfolgen und jetzt auch feststellen
müssen, daß sich hier einige Aspekte abzeichnen, die mit unseren Arbeits
plätzen sehr stark zusammenhängen. Wenn man andererseits hört, daß von
der Unternehmensleitung der BMW-Werke Erwartungen gesetzt werden in die
öffentliche Hand und auch in die Stadt, die weit über das hinausgehen
als ursprünglich gedacht war und tatsächlich früher für das Geld, welches
von der öffenltichen Hand zur Verfügung gestellt wurde, mehr Arbeits
plätze geschaffen werden sollten als das tatsächlich geschehen wird, so
mag das uns hier unangenehm berühren, geht aber letztlich nicht an dem
vorbei so einfach, daß man Dinge negiert oder nicht akzeptiert und unter
stützt, wenn es um zusätzliche Arbeitsplätze geht. Die Argumente, die
von den Verantwortlichen dafür verwendet werden, sind meiner Meinung
nach nicht richtig und soweit kann man dem zustimmen. Ich glaube, wir"
müssen uns doch darüber im klaren sein, daß jene Zeit doch vorbei ist,
wo ein Unternehmen wie die Steyr-Werke, wenn sie ein Jubiläum feiert,auch
Geschenke verteilen kann und so wie 196U der Gemeinde ein großes Grund
stück zum Geschenk anbietet, um dort Wohnungen zu errichten.
Aber nun zu den Aussagen von Herrn Stadtrat Wallner. Weil er sich offen
bar nicht bewußt ist, daß eigentlich alle Wirtschaftsexperten - und er
hat ja zu Beginn der heutigen Sitzung auch eine Aussage gehört über die
tatsächliche Situation der österreichischen Wirtschaft. Ich halte Sie-,
Herr Kollege Wallner, für intelligent genug, daß sie' genau wissen, daß
die österreichische Wirtschaft viel besser dasteht als sie heute polemisch
gemeint haben, daß die sozialistische Bundesregierung die österreichische
Wirtschaft in diese Misere gebracht hat. Sie sollten eigentlich die
Statistik des Kreditschutzverbandes ISJO lesen, wo sehr deutich drinnen-
steht, welche Gründe für den Insolvenzen ausschlaggebend waren. Nicht die
sozialistische Bundesregierung,sondern das Versagen der Unter
nehmer in den meisten Fällen. Ich halte es für nicht angemessen und an
gebracht von der Sicht meiner Fraktion her, solche polemischen Probleme
anzuschlagen bei einer sachlichen Diskussion. Sie dürfen eines noch zur
Kenntnis nehmen, Herr Kollege Wallner:Wenn es darum geht, Schwierigkeiten
in der Wirtschaft abzufangen, dann sind das die Unselbständigen, dann sind
das die Arbeitnehmer, Denn sie müssen das ausbaden, was andere ihnen mei
stens einbrocken. Ich glaube, das wissen Sie ganz gut und Sie haben schon
mehrmals Ihre Sorgen um die arbeitenden Menschen ausgedrückt, weil Sie
als Politiker, nicht als Angestellter des Wirtschaftsbundes oder der Han-
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dels.kaigmer recht genau -wissen, -was die, Renschen in dieser Stadt, in
diesem Land dr-iickt und das is-t die Sorge um seinen Arbeitsplatz. Darin
sollten wir uns- mehr oder weniger einig sein und Sie hätten doch auch
selbst Gelegenhei-tv Kollege Wallner, Es wurde hier mehrmals- schon ge-^
sagt, daß es auch der Wunsch der Stadtgemeinde wäre, einen Christkindl-
markt zu "veranstalten. Hier wäre es möglich für etliche Kleinbetriebe
eine Unterstützung zu geben. Ich glaube, nicht allein in Garsten wäre
das möglich, wo man doch ein sehr schönes Programm - so wie ich es heu
te in einem Flugblatt gesehen habe t-- zusammenstellte - Was in Garsten
der Wirtschaft -möglich waj?, könnte doch in Steyr, noch dazu,wo die Ver
antwortlichen der Stadt das so gerne sehen würden, auch das durchgeführt
werden. Das sollten wir ein wenig bedenken, wenn wir gewisse Beträge
liefern.

BÜEGERMEISTER 'FRANZ WEISS;
Danke. Nächster Kollege Schwarz-

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ?'
Meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Diese Diskussion über unseren Nachtrags-yoranschlag wurde schon ausge
führt hier. Es ist fast schon eine Budgetdebatte geworden. Es wurden
in einigen Diskussionsheiträgen Vorschläge für das Budget schon hier
unterbreitet, die also in die Budgetdebatte gehören würden. Ich glaube,
daß<man'^zu der großen Problematik wir als Stadt und Gemeinderäte die
Verpflichtung haben, alle Möglichkeiten, die wir haben,Unterstützungen
für die Erhaltung "von neuen Arbeitsplätzen zu geben, wahrzunehmen.
Wir müssen sehr froh sein, daß wir uns entschlossen haben, hier diese
Förderungen auszusprechen. Ich glaube nicht, daß die Problematik in den
Steyr-Wdrken aufgrund -von Fehlern im Management, aufgrund von Fehlern in
irgendwelcher anderer Weise, die auf lokaler Ebene liegen, gegeben ist.
Wir alle kennen die wirtschaftlichen Situationen, die vor keinem Land
der Welt Halt machen. Nicht zuletzt ist die Situation in den Steyr—Werken
darauf zurückzuführen, daß sich große Unsicherheiten in Verträgen erge
ben haben. Es hat sich herausgestellt, daß die Verläßlichkeit der Part
ner auch nicht so ist, wie immer betont wurde. Für wieviel Millionenbeträge,
wieviel Milliardenprobleme hier der Bund gerade stehen muß und Bürgschaf
ten abgeben muß, das muß man ja auch hier sehen. Das ist doch auch alles
eine Leistung der Öffentlichkeit. Wenn man die Berichte aus jenen Bereichen
der Welt sieht, fällt einem auf, daß es dort auch Probleme gibt. N-ur sind
das dort andere Probleme, weniger die Arbeitslosigkeit betreffend, dort
ist das Problem, daß man einfach nichts bekommt, daß also die Geschäfte
leer sind, weil eben das Geld auch fehlt. Man kann das nicht n-ur auf
eine Seite schieben. Das ist eine weltweite Situation, mit der wir nnw
zu befassen haben und jeder Vorwurf, der- eine lokale Einrichtung hier ver
antwortlich macht, daß die Situation so ist, m-uß einfach daneben gehen.
Die Förderung der Großbetriebe der verstaatlichten Industrie muß letztlich
ein jeder einsehen, die sicherlich dazu führt, daß damit auch das Leben
vieler anderer Betriebe gesichert ist. Als Beispiel, wenn der Arbeiter in
den Steyr-Werken oder der Angestellte oder der Arbeiter oder Angestellte
in der VOEST nicht in der Lage ist, am Samstag und am Sonntag seine Ski
aufzupacken auf das Auto und nach Hinterstoder,auf die Wurzer-Alm zu fah
ren, dann hilft jede Förder-ung für diesen Betrieb der dort ist nicht, der
kann nicht leben, wenn nicht der die Möglichkeit hat, sich dort entspre
chend einzusetzen. Ich glaube, daß also diese Art von Politik völlig rich
tig ist. Ich hätte aber trotzdem einen Vorschlag, wo man der Wirtschaft,
der örtlichen Wirtschaft helfen könnte, Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir haben in langen Diskussionen eine Vergabeordnung beschlossen hier im
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Gemeinderat, eine 'Yergabeordnung,die uns Fesseln auferlegtj starke, mit
denen viele von uns nicht einverstanden sind. Ich stelle ernsthaft zur
Diskussion, diese 'Vergaheordnung abzuändern, damit wir unseren heimischen
kleineren Betrieben mehr helfen können. Wir sind als Stadt hier verpflich
tet, diese Fesseln zu lockern, dann haben wir die Möglichkeit, mehr Auf
träge in unsere heimische Wirtschaft zu vergeben.

BÜRGERMEISTER FRAWZ WEISS:

Danke. Herr Gemeinderat Holub noch.

GEMEIWDERAT KARL HOLUB:

Das war nun ja wohl ein sehr konstruktiver Vorschlag, daß man über diese
Vergabeordnung, Herr Vizebürgermeister Schwarz, diskutieren kann. Darina
habe ich mich auch noch einmal zu Wort gemeldet. Ich denke, man sollte
zwischen den Fraktionen über die Handhabbarkeit der Vergabeordnung in
Krisenzeiten in der Tat diskutieren. Denn wir müssen tatsächlich über
legen, wie können wir, wenn der heimische Betrieb in einem offensicht
lichen Nachteil steht gegenüber einem auswärtigen Betrieb, dem zu einem
Auftrag verhelfen, daß der seinerFunktion als Arbeitgeber nachkommen
kann. So kann man es nämlich auch sehen. Man mnß' noch eines dazu sagen.
Die Zahl ist in der Tat auch richtig. Des Klein- und Mittelbetriebes zu
gedenken ist doch nichts ehrenrühriges, selbst wenn in der Stadt mehrere
große Betriebe sind. Aber es kann uns auch kein Mensch vorwerfen, daß
wir an diese großen Betriebe nicht denken. Heute wird ein Brief der ÖVP
weggehen, wo wir den Landeshauptmann ersuchen, sowohl der Förderung der
Großbetriebe als auch der Kleinbetriebe das Augenmerk zuzuwenden, damit
die Situation in Steyr verbessert werden kann. Es geht einfach nicht, zu
sagen, nur die großen sollen gefördert werden und es ist auch vollkommen
falsch, zu sagen, nur die kleinen sollen gefördert werden. Die Verhält
nismäßigkeit der Förderung ist das eigentliche Problem, das die Förde
rungsgeber verantwortungsvoll bewältigen müssen. Da hat ein Polemisieren
überhaupt keinen Sinn, indem man versucht, einen, der seine Meinung
sagt, fertig zu machen. Ich billige wohl zu, daß dies in gewisser Ab
sicht zur Profilierung" funktioniert, tut aber der Sache keinen sehr
förderlichen Beitrag. Wenn hier schon Vorschläge zum Budget gemacht wur
den, so meine ich, daß das der korrekte Weg ist. Die Erkenntnisse aus
dem NachtragsVoranschlag wurden ja schon gesagt. Diese resultieren ja
aus den Veränderungen des laufenden Jahres, und aus den neu aufgetrete
nen Notwendigkeiten. Mein Vorschlag zur mittelfristigen Budgetkonzeptie-
rung wurde falsch verstanden. Man kann nicht die Auswirkungen des einen
Jahres nicht in das andere Jahr einfließen lassen. So kann es also nicht
am Thema vorbei sein, wenn jemand sagt, im diesmaligen NachtragsVoran
schlag zeigt sich die und die Zahl. Wir sehen in der Situation, daß wird
im nächsten Budget nicht ganz so passen. Ja bitte, meine Damen und Herren,
wo ist denn da das verklemmte Unternehmen, wenn da jetzt ein Vorschlag
gemacht wird vor der Budgetsitzung zur Erstellung des nächsten Budgets.
Das ist doch eigentlich die Aufgabe einer Diskussion in der Gemeinde.

ZWISCHENRUF BÜRGERMEISTER FRANZ \miSS:

Ich will Sie nicht unterbrechen, so war es auch nicht gemeint. Mittel
fristiges Konzept erstreckt sich meines Erachtens über mehrere Jahre.
Sonst ist es ja kein mittelfristiges Konzept. So habe ich das gemeint.
Das läßt sich in so einer Zeit wie heute kaum realisieren.

GEMEINDERAT KARL HOLUB:

Das ist der Unterschied zwischen Konzept und Plan. Ein Budget ist immer
ein WirtSchaftsrahmen. Dessen. Veränderungen kann ich konzipieren. Oder
ich kann planen. Ich kann einen Plan mir erstellen im-Sinne. leiner Weg-
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richtiing oder ich kann einen Plan mir erstellen im. Sinne eines Gefäng
nisses.. Dieses- Gefängnis will ja niemand hier.-in der freien Wirtschaft.
Aber den Plan des- Weges, wohin er führen soll, das ist sinnvoll, nnd da
mit beende ich meinen Beitrag.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Im großen und ganzen darf ich feststellen, daß die Differenzierungen^in
der Auffassung gar nicht so groß sind. Herr Gemeinderat Treml noch einmal.

GEMEINDERAT OTTO TREML:

Werter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Aufgrund der Debatte, die sich jetzt entwickelt hat, einerseits von der
ÖVP und andererseits von der SPÖ erlaube ich mir, einige Sätze doch zu
sagen. Jeder von Tins hat große Sorgen aufgrund der derzeitigen Beschäf
tigungssituation in Steyr und daher hat es mich sehr gewundert,^als vor
wenigen Tagen die Fraktion christlicher Gewerkschaften^ ihre Bezirkskonfe
renz in Steyr abgehalten hat. Ich war natürlich dort nicht anwesend,
aber aufgrund meiner beruflichen Tätigkeit muß ich natürlich auch solche
Aussendungen genau verfolgen in Oberösterreich und bin darauf gekommen,
daß gerade unter dem Vorsitzenden Steimn^r, also des Bürgermeisters von
St. Ulrich, f^aß mp.n dort in der Konferenz zu der Auffassung, gekommen ist,
nicht mehr Förderungsmittel für die Klein— und Mittelbetriebe zu fordern,
sondern in der Bezirkskonferenz wurden mehr Förderungsmittel und Steuer
gelder eben für BMW verlangt. Eine ähnliche Förderung wie sie auch General
Motors erhielt. Da kommt man in Widerspruch mit anderen Aussagen. Hier
wäre es Aufgabe der christlichen Gewerkschafter,doch auch mehr die einhei
mischen Betriebe und auch die Klein— und Mittelbetriebe zu sehen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke. Dieser Beitrag war der letzte, soweit ich das verzeichnen kann.
Bevor der Referent das Wort ergreift, nur ein kurzer Hinweis. Wir wissen
doch alle, daß eine hohe Beschäftigungspuote in der heimischen Industrie
eine unbedingte Auswirkung auf die heimische Gewerbewirtschaft und auf
den Handel hat.Wir haben unter uns auch Leute, die vom Handel etwas ver
stehen, und wenn wir heute wissen, daß in den Steyr—Werken Vollbeschäfti
gung besteht, die übrigen Betriebe ihre Arbeitsplätze voll halten können,
dann wird kein einziger Gewerbetreibender die Sorge haben brauchen, daß
er nicht leben wird können mit seinem Betrieb und. seinen. Beschäftigten.
Daher ist hier die Grundvoraussetzung in Steyr, weil es ein Industrieort
ist, eine gute Auslastung der Industriebetriebe, weil in der Folge auch
das Gewerbe mitlebt. Das ist eine Situation, die wir seit Jahrzehnten
kennen und wir hoffen sehr, daß diese Situation sich nicht wesentlich
abschwächt. Die beste Gewerbeförderung ist Vollbeschäftigung in den In
dustriebetrieben.

Bitte Kollege Wippersberger.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:

Verehrte Kollegen und Kolleginnen. Ich kann mich sehr kurz fassen. Unser
Herr Bürgermeister sowie Kollege Schwarz und Kollege Pimsl von meiner
Fraktion haben bereits die meisten Dinge, die heute zur Debatte gestan
den sind, Stellung genommen. Zu Kollegen Wallner und Kollegen Holub -muß
ich schon noch sagen, daß das Kollege Holub falsch verstanden hat — oder
wollte er es so verstehen. Der Kollege Pimsl hat sich gegen die Aussage
des Kollegen Wallner verwehrt, ob hier über die ernste Lage der_Wirt
schaft gesprochen wurde, daß das die verfehlte Wirtschaftspolitik unse
rer Regierung ist. Das ist doch mehr als polemisch. Was w-ir spüren, das-
sind die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise-, die schon mehr als 8 Jahre
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anhält .und deider ist noch immer kein Ende dieser Weltwirtschaftskrise
abzusehen, Nun zu.'Kollegen EichdAdl, We'gen dem. Eußgängerühergang Ennser-
knoten darf-ich Dir sagen,daß diesar mehrmala umprojektiert, worden^ist
und ist derzeit wieder ausgeschrieben worden. Es wird sich der Gemeinde—
rat in nächster Zeit mit dem Fußgängerübergang. Ennserknoten be
schäftigen. Es war. sicherlich nicht unsere Schuld, der Herr Bürgermei
ster hat es schon erwähnt., er mußte mehrmals umprojektiert werden und
ist jetzt wieder neu ausgeschrieben worden, Kollege Treml, ich bin froh-,'
daß der Kollege Fürst sehr vorsichtig budgetiert hat mit Kollegen Stary,
Auch ich war vorsichtig bei der Budgetierung, Bei einem Budgetrahmen
im ordentlichen Haushalt von fast U50 Millionen Schilling, echte Einnah—
menüberschreitung von 16,U. Millionen Schilling, das sind 3,6T Diese
Budgetüberschreitung auf der Einnahmenseite ist ja wirklich sehr gering.
Ich bin der-Auffassung, daß da sehr gut gearbeitet worden ist. Ich bitte
Sie nxinmehr, den NachtragsVoranschlag I982 zur Beschlußfassung zu bringen,

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke, Die Diskussion ist abgeschlossen. Wer für den Antrag ist, den bitte
ich, ein Zeichen mit der Hand zu geben. Danke, Ich stelle somit die Ein
stimmigkeit des Beschlusses fest, Gegenprobe erübrigt sich.
Meine Damen und Herren, wir haben den letzten Punkt der heutigen Tages
ordnung beendet. Ich darf Ihnen noch zur Kenntnis bringen, daß in die
sen Beschlüssen ein Betrag von S ■18,071,000,— enthalten ist. Nach meiner
Uhr ist es nunmehr genau 17,^5 Uhr, Wir schreiten nun zur Behandlung
der Aktuellen Stunde, Frage an die SPÖ? Kein Beitrag, ÖVP? Bitte sehr,
Herr Gemeinderat Holub,

GEMEINDERAT KARL HOLUB:
Ein aktueller Anlaß hat mich veranlaßt,nicht auf diesen Beitrag zur
Aktuellen Stunde zu verzichten,Es geht um die Müllrotteanlage - Kläranlage.
Ich habe mich um den Stand der Dinge erkundigt. Soviel ich erfahren konnte,
war am 15, November hier im Haus eine Besprechung mit den verantwortlichen
Beamten, Es wurde nochmals um Alternativprojekte diskutiert. Der Zeitung
aber ist zu entnehmen, daß grundsätzlich die Situierung der Rotteanlage
im ursprünglich geplanten Bereich eher gefährdet ist. Jetzt erhebt sich
dann die Frage , was geschieht mit dem. Stern aus der Kläranlage und was
geschieht mit dem Projekt der Müllrotteanlage^ Wenn meine Informationen
stimmen, haben sich die Bürgermeister der Umlandgemeinden und der Bürger
meister der Stadt Steyr mit dem Magistratsdirektor und anderen befaßten
Beamten sehr wohl in einigen Gesprächsrunden zusammengefunden, aber eine
Verbändegemeinschaft wurde bis heute nicht gegründet. Ich glaube, daß es
doch an der Zeit wäre, daß die betroffenen Bürgermeister sich konkret
festlegen, machen wir das oder machen wir es nicht,damit endlich einmal
etwas geschehen kann. Sonst sind wir in der fatalen Situation, daß wir
den Klärschlamm produzieren und den womöglich auch irgendwo auf eine
Deponie führen dürfen oder müssen, die uns nicht zur Verfügung steht.
Das ist meiner Meinung nach ein sehr problematisches Thema. Die Bürger
meister der Umlandgemeinden haben insoferne großes Interesse, das mit
der Stadt Steyr gemeinsam abzuwickeln,als man durch eine größere Anlage
die Kosten vereinfachen kann. Wenn jetzt Aussagen durch die Öffentlich
keit gegeistert sind, daß die ohnehin nicht mehr so dafür sind, dann hat
das nach meinen Informationen eher die Ursache, daß. ihnen nicht gesagt
werden kann, steht die Müllrotteanlage dort oder steht sie dort nicht.
Daß diese natürlich andere Grundstücke suchen müssen für die Beseitigung
ihres Mülls aus ihren Gemeinden, Ich glaube, das es ■ ein passabler Vor
schlag wäre, die Gemeinden, die im Abwasserverband, zusammengefaßt sind
auch in den'Müllverband zusammenzubringen, damit die Verursacher des
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Schlammes gleich sind mit dem Verursacher des Mistes. Das Thema scheint
mir wirklich sehr dringend zu sein,.weil, die Qmweltfragen immer^brennen-^
der werden und wir wissen ja, daß wir,die Mülldeponie in Hausleiten, sowie
sie derzeit ist, nurmehr bis nächstes Jahr verwenden können. Ich glaube
nicht, daß das mit Anfang Jähner schon zu schließen sein wird, aber im
Laufe des Jahres wird doch einmal -eine. Klärung der Situation herbeige
führt werden müssen. Daher mein Ersuchen an den Herrn Bürgermeister,^^ge
meinsam mit den Bürgermeistern der- betroffenen Gemeinden sich ehestmog-
lich zusammenzufinden zu einem endgültigen klärenden Gespräch und zur
Konstituierung eines entsprechenden Verbandes.

BÜRGERMEISTER FRAUZ WEISS: ^
Danke. Nach der Reihenfolge der Parteien. Für die SPO? Herr Gemeinderat
Pimsl.

GEMEINDERAT RUDOLF PIMSL;

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, geschätzte Damen und Herren des Gemein-
^0 ̂ 3»^ 6 S •

Auch wir von der sozilistischen Fraktion sehen mit Sorge, daß in naher
Zukunft die Mülldeponie in der. Nähe des Brunnenfeldes gesperrt werden
muß, damit bei der Trinkwasserversorgung der Stadtgemeinde und auch
der umliegenden Gemeinden, die sich auf unsere Trinkwasserversorgung
vertraglich verlassen, nichts passiert. Es ist durchaus richtig und ver
ständlich, wenn dazu aufgerufen wird, daß sich alle malBgeblichen Stellen
in Stadt und Gemeinden und auch im Land zusammenfinden, um über die Ver
besserung und Änderung der Situation zusajumenzukommen. Ich_habe in der
Steyrer-Zeitung einen Artikel gelesen, wo sich in Garsten im Rahmen einer
Diskussion der zuständige Landesrat Winetzhammer mio^diesem Thema beschäf
tigt hat. Was ich hier etwas eigenartig finde, daß wir nach■Befragungen
hören mußten, daß von der Gemeinde Steyr niemand dazu eingeladen wurde,
obwohl sehr intensiv über die Probleme dieser Stadt auch diskutiert wur.-
de. Wenn wir diese Gemeins.amkeit in dieser Frage so herausstellen, ^ so
wäre das doch nicht eine Frage einer bestimmten Person, eines bestimmten
Landesrates, sondern unser aller Anliegen. Wenn hier dann noch, festge
stellt wird und ich zitiere wörtlich, um keine Mißverständnisse aufkom
men zu lassen: Wie Herr Landesrat Winetzha^er feststellt ,^^wer Milliar
den für die Rüstung ausgibt, muß bereit sein, auch etwas für den Umwelt
schutz zu tun. Auch das könnte man begrüßen,^wenn^nicht die Widerspruch
lichkeit der Aussage im Land stünde. Denn es ist dieselbe Partei, der der
zuständige Landesrat angehört, die immer wieder fordert vom Verteidi
gungsministerium von der Bundesregierung mehr für Abfangjäger auszugeben
als bisher der Fall war und hier polemisiert man. Wenn man ein Problem
sachlich behandeln will, dann können wir das nur gemeins^ begrüßen. Aber
Aussagen dieser Art tragen sicherlich nicht zur Versachlichung eines
Problemes bei, sondern wir sollten gemeinsam versuchen, dag- Problem, das
uns gemeinsam berührt, auch zu lösen.

Herr Stadtrat*Wallner verläßt um IT.55 Ubr die Sitzung.

BÜRGERMEISTER FRANZ ^<fEISS:
Danke. FPÖ zu diesem Problem?

GEMEINDERAT ROMAN EICHHÜBL: .. .. .
Einen Satz dazu. Es ist. so, daß wir uns von der FPO für dieses brennende
Thema interessieren. Aber ich glaube, dazu ist schon sehr viel gesagt
worden.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke. Kollege Treml dazu bitte.
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GEMEINDERAT OTTO, TREML;.

Werter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Mit Recht hat der Kollege. Holuh. die Mülldeponie hier angeregt, daß
man sich damit im Gemeinderat "beschäftigt, weil man als- Gemeinderat
diese Änderung, die Schließung der. derzeitigen Mülldeponie von der
Presse erfahren mußte- Diese Methode sollte man sich doch wieder ab
gewöhnen, weil wir den Zustand schon längere Zeit kennen und ich glau
be, daß es notwendig ist, bevor man-die Öffentlichkeit informiert, man
schließt und unser Müll kommt im Räume "Valentin irgendwie zur Deponie,
so schreckt das natürlich die Bevölkerung auf, denn die stellt dann so
fort die Kostenfrage- Dazu kann ich jetzt nicht mehr sagen. Ich weiß
es ja auch nur aus der Presse. Aber sicherlich wird, unser Bürgermeister
all diese Anregungen bzw. die Debattenredner zusammenfassen und uns
heute schon eingehender informieren.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Meine Damen und Herren!

In der Aktuellen Stunde stehen dem zuständigen Stadtreferenten, dem Bür
germeister Wortmeldungen zu und ich habe gerade geschaut, ob auch, ein
Beamter das Wort ergreift. Den mit. dem. Thema von der Beamtenseite in .
letzter Zeit am meisten beschäftigten Beamten, Herrn Senatsrat Dr. Knapp,
unter Umständen zu ersuchen, seine Erklärung abzugeben, und zwar nach
meiner Wortmeldung.
Meine Damen und Herren! Trotz der fröhlichen Miene, mit der ich hier, zum
Pult trete, ist es durchaus ein sehr ernst zu nehmendes Thema, das jetzt
angeschnitten wurde in der Aktuellen Stunde. Und zwar aus mehrfacher Hin
sicht. Auf der einen Seite möchte ich nochmals sagen., die Stadt Steyr
ist sich ihrer Aufgabe hier voll bewußt, eine sichere Müllentsorgung für
die Bevölkerung zu garantieren. Wir sind uns aber dessen genauso bewußt,
daß dies ein sehr teures Unterfangen ist und vor allem in der Technologie
gewisse Schwierigkeiten erbringt. War es früher die Mülldeponie, so' wie
wir sie heute noch besitzen, ist inzwischen der Begriff Müllrotteanlage
aufgetreten, wieder überholt von einer Kompostieranlage, ein Endpro
dukt - dies ist ein sehr qualitatives Pro'dukt - zur Verfügung stellt. Aber
der Prozeß zwischen der Müllanlieferung und. dieser Blumenerde ist ein
sehr kostspieliger. So hat man sich auch wieder damit beschäftigt in
letzter Zeit, ob man nicht im Zuge der MüllVerbrennung eine Fernwärme
erzeugen kann, die wiederum nutzbar wäre für die Beheizung von Häusern.
Hier kommt noch hinzu, was bei allen diesen Vorhaben mitspielt als Neben
effekt. Was bei der Verbrennimg doch etwas stärker in den Vordergrund
tritt, das ist das Auftreten vom Immissionen, die den Bürger sehr stark
belasten, nämli.ch durch die auftretenden Abgase und. Geruchsbelästigungen.
TO Gemeinden waren es ursprünglich., die in den Bezirken Steyr-Stadt,
Steyr-Land, Kirchdorf und teilweise Linz-Land hier erfaßt wurden als
Interessenten für diese MüllVerarbeitungsanlage. Krichdorf hat inzwischen
eine eigene Lösung gesucht. Ob sie diese schon gefunden haben, das weiß
ich nicht. Jedenfalls sind sie ausgeschieden. Warum, es heute noch nicht
so weit ist, daß man konkrete Vorschläge unterbreiten kann oder Pläne er
stellen kann oder Entsprechende Anträge hier im Gemeinderat auf Finanzie
rung stellen kann, hängt auch damit zusammen, daß das Land Ober
österreich damals es übernommen hat, die Planungsunterlagen zu. beschaf
fen. Es wurde das Büro des Dipl,-Ing, Müllberger in Zell am See beauf
tragt. Diese hatten auch Gelegenheit., diese Anlage zu besichtigen. Dieses Bü
ro Müllberger war beauftragt mit einer Erstellung der Planunterlagen und
einer Ausschreibung über das System. Das System wurde dann eingegrenzt
auf das VOEST-System und auf das Ruthner-System. Inzwischen hat sich aber
gezeigt, daß diese Größenordnung für die hier genannten Gemeinden einen
Finanzierungsaufwand von nahezu S lUo Mio erfordert hätte, sodaß hier das
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Land wieder, zurückgeschreckt, h&t und i^an sich, einer anderen Art, einer
anderen Größenordnung, also ernea- anderen Systems- h:edienen ■will- Wir
sind in dieser Frage sicherlich üherfordert, denn. Stey-r hat üherhaupt
keine Erfahrung mit der MüllVerarbeitung- -Wir haben nur die bedauerlichen
Erfahrungen aus der Mülldeponie- Aber darum müssen wir uns einer überge
ordneten Stelle bedienen, ■wo man schon aus dem Land OberÖsterreich und^
aus dem österreichischen Ra^um Erfahrungswerte gesammelt hat., was mit einer
M^üllVerarbeitung, gleich welcher Art sie ist, alles entstehen kann- Wir^
sind selbst äußerst interessiert, so rasch-als möglich zu einer Entschei-
d^ung zu kommen. Wir können diese Entscheidung nicht allein- als Stadt Steyr
treffen. Selbst dann, wenn wir im Rahmen des Reinhaltungsverbandes - ins
gesamt T Gemeinden,ohne Behamberg 6., das ja bekanntlich in ETiederösterreich
liegt, zusammenfinden, werden wir vermutlich nicht jene Schlammenge- -"verar
beiten können, die in der Großkldranlage dann entsteht aus diesen Gemein
den, weil der Schlamm größer sein "wird, als diese Gemeinden bei der Müll—
Verarbeitung benötigen werden, "üm eine entsprechende Kompostierung oder
sonst ein Endprodiikt erreichen zu können. Ich möchte das ohne politischen
Beigeschmack sagen, aber-mich ber"ührt es selbst etwas "unangenehm, ^ daß der
Herr Landesrat Winetzhammer, mit dem ich glaube, ein sehr persönliches
Gesprächsverhältnis zu besitzen, schon im März I98I iu einer Aussendung
der ÖVP - und zwar als Haus-wurfsendung, es ist zu mir in die. Wöhn"ung ge
kommen - "und in einem Artikel erklärt hat,, im Herbst wird^die^Müllanlage
zu bauen begonnen. Wir sind jetzt im Spätherbst 1982.. Es ist in dieser
Sache überhaupt kein Griff in die Erde zu einem Baubeginn zu bemerken,
ja nicht einmal bis heute sind, wir im Besitz von Planunterlagen, ^ die uns-
gestatten "würden, endlich wieder einmal Anträge im Gemeinderat einzu
bringen, um die Mittel aufzuwenden, die dazu erforderlich-wären. Ich bin
daher auch ersta"unt gewesen, daß.'ich am Dienstag vom B"ürge2rmeister ^-von
Garsten in einem Gespräch erfahren habe, daß dort ein Podi"umsges-präch statt
findet über die Frage der M"üllentsorgung in diesem Bezirk. Des- weiteren
steht fest, daß eine Dauerlös-ung-mit der Mülldeponie sicherlich nicht
möglich sein wird und daß wir bereits im Gespräch sind, mit anderen Ent
sorgungsStätten, um dort im Wege der Deponie eine Übergangslösung zu^fin
den, bis es eben hier in Steyr oder in der nächsten Umgebung .ziir Errich
tung einer Verarbeitungsanlage kommen kann. Solche Gespräche sind ja nicht
leicht zu führen. Es hat Kollege Wippersberger hier ja bereits -vorgefühlt.
Wir d"ürfen sehr froh sein, auch dann, wenn die Anmarschwege länger^sind,
wenn es gelingt, einerseits unsere M"ülldeponie zu entlasten von wei"beren
M"üllmengen und andererseits werden wir noch erhebliche Mittel au:^ringen
müssen um die bestehende Mülldeponie mit entsprechenden Sicherheitsmaß
nahmen zu versehen und die Gefahren in unserem Brunnens-chutzgebiet von
vornherein zu unterbinden. Ich möchte aber etwaigen Gerüchten^vorbeugen,
es besteht derzeit überhaupt keine Ursache, von einer Gefahr in unserem
Wasseraufkommen zu sprechen, denn wir haben laufend Sonden zi^ Kohtrölle.
Es zeigt sich im Wasseraufkommensgebiet derzeit überhaupt keine Schädi
gung des Grundwassers, sodaß das für uns nur erfreulich sein kann. Aber
das entbindet uns in keiner Weise von den notwendigen Vorsorgen und^die^
erste Vorsorge ist die Findung einer neuen Ablagerungsstätte, dami't wir
dann rasch zu einer Entscheidung in der Frage der Verarbeitungsanlage
kommen. Viel schwieriger wird die Frage vielleicht noch für die U^and-
gemeinden, denn diese lagern heute alle ihren Müll auf unserer städtischen
Deponie ab. Wir wissen auch, daß die Finanzen dieser Gemeinden, gar nicht
so gut bestellt sind, sodaß es für sie, wenn sie sich weiter weg eine
Deponie suchen müssen, dann auch zu größeren Sorgen kommen wird.. Ich
möchte n"un mit dem Hinweis schließen; das Kostbarste, das- wir besitzen?
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ist unser Trinkwasser und. alle übrigen Maßnahmen .müssen sich^^dieser^An
sieht beugen. Es ist nur eine Frage, ob es nicht auf Dauer möglich ist,
andere Trinkwasservorkommen zu. erschließen- Kicht zuletzt denke ich da
bei ' an Tinsting, das-bereits - so glaube ich - gerade, läuft und
dort eine Schüttung von ca. 2T l/sec mit einer Maximalförderungsmenge
später im Vollausbau von 60 l/sec erreichbar wäre. Das reicht aber noch
lange nicht aus, um uns zu versorgen,- sondern hier wäre es denkbar,daß
man im Zuge des Projektes Reichramingbach unter Umständen auch ein große
res Trinkwasservorkommen zur Verfügung hätte, das nicht nur die Stadt tyr,
sondern auch unter Umständen die Anrainergemeinden ihrer Sorgen ent
heben könnte in bezug auf. das Trinkwasser. Ich glaube nicht, daß es jetzt
am Platz wäre, mit Gefahren zu operieren, die nicht existieren, aber die
Sicherheitsvorkehrungen sind zu treffen, das steht außer Zweifel, da
sonsten die Gefahr, die hier nur bei dem einen oder anderen Sorge^aus
löst, eines Tages tatsächlich da sein könnte. Dem wollen wir gemeinsam
alle vorbeugen.

So meine Damen und Herren, ich habe, glaube ich, meine Zeit ein bißchen
überzogen. Ich darf nunmehr ersuchen, wer sonst noch von den zuständigen
Referenten sprechen will. Darf ich also annehmen, daß diese angeschnitte
ne Frage in der Aktuellen Stunde eine ist, die_uns alle berührt, wo wir
sicherlich gemeinsam sehr interes' .ert sind, sie zu lösen und damit kann
ich diese Aktuelle Stunde, die keine Stunde gedauert hat, beenden. Ich
danke Ihnen für die Mitwirkung im Bereich der Gemeinderatssitzung. Sie
ist damit auch abgeschlossen.

Ende der Sitzung: 18.05 Uhr

70RSITZEHDE:

Bürger-meister Franz Weiss e. h.

DIE PROTOKOLLFÜHRER: DIE PROTOKOLLPRUFER:

OAR Walter Radmoser e. h.

VB Gerda Gugenberger e. h.

Josef Radler e. h.

Erich Sablik e. h.
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